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StenographischesProtokoll

7. Sitzung der Provisorischen Nationalversammlung für
Deutschösterreich.

Mittwoch, den 4. Dezember 1918.
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Beginn der Sitzung: 11 Uhr 20 Minuten vormittags.

Vorsitzende: Präsident Dr. Dinghofer,
Präsident Seitz. 

setzes über die Einberufung der konstituie¬
renden Nationalversammlung (62 der Bei¬
lagen) mit dem Ersuchen zu -übermitteln, dringlichst
die veifassungsmäßige - Behandlung dieses Gesetz¬
entwurfes zu veranlassen.

Schriftführer: Wollek. Sever.

Staatskanzlcr: Dr. Renner. Wien, 3. Dezember 1918.
Dr. Karl Renner."

Staatssekretäre: Dr. Bauer des Äußern,
Dr. Mataja des Innern, Dr. Koller .für Justiz,
Stöckler für Landwirtschaft, Jukel für Verkehrs-
wesen, Hanusch für soziale Fürsorge, Dr. Urban
für Gewerbe, Industrie und Handel, Mayer Josef
für Heerwesen, Pacher sür Unterricht, Dr. Stein-
wender für Finanzen, Zerdik sür öffentliche
Arbeiten, Dr. Loewenfeld-Ruß sür Volks¬
ernährung, Dr. Kaup für Volksgcsundheit.

Präsident Dr. Dinghofer: Wenn keine
Einwendung erhoben wird, werde ich diese Vorlagen
sofort znweisen. und zwar

die Vorlage, 'betreffend die Verwendung von
Teilen der Geearnngsüberschüsse der gemeinschaft¬
lichen Wüsenkaffen (6i der Beilagen), dem Justiz-
ausschusse und

die Vorlage, belresfcnd die Wahlordnung für
die konstituierende Nationalversammung und die
Einberufung der konstituierenden Nationale crsamm-

Präsident Dr. Dlnghofer: Ich erkläre die
Sitzung für eröffnet.

lnng (62 der Beilagen), dem Wahlgcsetzans-
schnsse. (Nach einer Pause:) Es ist keine Ein-Das Protokoll der Sitzung vom 27. No¬

vember ist unbeanstandet geblieben und demnach
als genehmigt zu betrachten.

wcndung erfolgt, ich nehme daher an, daß die
Herren damit einverstanden sind.

Die Herren Abgeordneten Dr. Kindermann,
Dr. Schreiner, Pichler, Zaunegger, Wüst,
Fisslthaler und Roitinger haben sich Lrank
gemeldet, beziehungsweise entschuld gt.

Es ist eine Zuschrift der Staatskauzlci cin-
gclangt, in li^lcher ein Antrag des Staats¬
rates, betreffend den Beschluß^ der Nationalver¬
sammlung über das Gesetz, bewffend die d ent sch¬
uft erreich i sch e .Staatsbürgerschaft, übermittelt
wird. Ich ersuche um Verlesung dieser Zuschrift.

Es sind Zuschriften der Staatökanzlci ein-
gelangt, mit denen von der Einbringung von Vor¬
lagen des Staatsrates' Mitteilung gemacht wird.
Ich bitte, diese Zuschriften zu verlesen. - Schriftführer Sever (liest):

„Der Ctaatsrat hat am 2. Dezember 19 i 8
folgenden Beschluß gefaßt: „„Die Nalionalve.samm-
lung wolle beschließen: der Beschluß vom 27. No-
vember 1918, betreffend das Gesetz über das
deiuschöstereeichische Staalsbürgerreä't, tvird aufge¬
hoben und der Vcrfassungsansschnß beanfrragt, inner¬
halb 24 Stunden über diese Vorlage neuerlich dem
Hause zu berichten.""

Schriftführer Wollek (liest):

■ „Auf Grund des Beschlusses des Staatsratcs
vom 2. Dezember 1018, beehrt sich die Staats¬
kanzlei, in der Anlage die Vorlage des Staatsratcs,
betreffend ein Gesetz über die Verwendung
von Teilen der Gcbarnngsübcrschüssc der
gemeinschaftlichen Waiscnkassen (61 der
Beilagen), mit dem Ersuchen. ZN übermitteln, die¬
selbe der verfassungsmäßigen Behandlung znführen
zu wollen.

J Die Staatstanzlci beehrt sich, hiervon mit dem
Ersuchen Mitteilung zu machen, diesen dringlichen
Antrag des Staatsrates der verfassungsmäßigen
Behandlung in der morgigen Sitzung der. Provi¬
sorischen Nationalversammlung zusnhrcn zu wollen.Wien, 3. Dezember 1918.

' Wien, 3. Dezember 1918.
* Tr. Karl Renner/

Dr. Karl Renner."

' Präsident Dr. Dinghofer: Wenn keine Ein¬
wendung eihoben wird (nac/t einer Pause), werde ich
den Antrag dem Versassungsausschnsse zn-
wcisen. (Abgeordneter Hummer meldet sich
%um Worte.)

„Ans Grund des Beschlusses des Staatsratcs
vom 3. Dezember 1918 beehrt sich die Staats-
kanzlci dcn Entwurf eines Gesetzes über die Wahl-
ordnung -sür die konstituierende National¬
versammlung und den . Entwurf eines Ge¬
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Zinn Worte hat sich gemeldet der Herr Ab¬
geordnete Hummer, ich. erteile ihm das Wort.

vielleicht weniger angenehm sein wird, reassumiert
werden. Ich warne davor und glaube, daß diese
Angelegenheit, bevor sie dem Ausschüsse-zügewicsen
wird, einer gründlichen Anssprache hier bedarf. Ich
stelle, daher.- den Antrag, die erste Lesung vor-
znnehmen. ...

Abgeordneter Hummer: Ich beantrage die
Vornahme einer ersten Lesung über den soeben an-
gckündigtcn Gegenstand . und begründe diesen ge-
schäftsvrdnnngsmäßigeu Antrag folgendermaßen.
Unsere Geschäftsordnung kennt kein Reassnmicnlngs-
recht des Hauses. Wenn der Staatsrat mit irgend¬
einer Vorlage des Hauses nicht einverstanden ist, so
bleibt es ihm und. nommen. eine Novelle cinzu-
bringen und die Abänderung zn verlangen. Ich
glaube daher, daß es zumindest eine arge Unge¬
schicklichkeit des Staatsrates involviert/ wenn er die
Ndassnmiernng eines Beschlusses dein Han'e, in
Antrag bringt, der ein Gesetz bedeutet. Wir wissen
gar nicht, mit welcher Srimmcnanzahl dieser Be¬
schluß, der setzt reassumiert • werden soll, gefaßt
wurde, aber wir haben -Anhaltspunkte dafür. Wir
haben den Anhaltspunlt, daß bei den Wahlen, die
in derselben S tznng vorgenommcn wurden, über
ILO Stimmen abgegeben wurde». (Abgeordneter
Kuranda: Entschuldigen Sie!) ' Tie wurden abge¬
geben, daher ist anzunehmen — .und dieser An¬
nahme werden wir Rechnung tragen müssen —, daß
auch, bei dem Beschlüsse t 20 /Personen anwesend
geivesen sind. (Huf: Es ist das Stimmenverhältnis
konstatiert worden!) Wenn das Stimmenverhältnis
konstatiert wurde — was ich nicht weiß —, so
müßten wir mit.derselben Stimmcnanzahl die Rc-
assiimicrung beschließen, w.nn sie übcrhairpt möglich
wäre.

Präsident Dr. Dinghofer: Ter Herr Staats-
kanzlcr hat sich zum Worte gemeldet; ich erteile
ihm das Worb. . . .

Staatskanzler Dr. Renner: Mein? Herren!
Ter Staatsrat hat sich entschlossen, dem hohen
Hause zu empfehlen, den jüngst gefaßten Beschluß
über »das Staatsbürgcrrccht aufzuheben und den
Entwurf neuerdings dem Ausschüsse zuzumersen.
Dieser Vorgang selbst ist von dem. unmittelbaren
Herrn Vorredner in bezug auf seine staatsrechtliche
Zulässigkeit und auf seine Zweckmäßigkeit angcfochtcn
worden (Abgeordneter Hummer: und (leschäfis-
ordhnngsmäßigkeit!) . . . und Gesch.utsordmmgs-
mäßigkeit. Über die Geschäfisordnungsirage möchte
ich nicht sprechen, weil das nicht zu meinem Auf-
gabenkreis gehört. Ich möchte nur darüber sprechen^
was die staatsrechtliche Natur dieses Antrages
betrifft.

Der Herr Redner hat gemeint, es handle sich
hier um eine formelle' Neassmiii.'rung . . . (Abgeord¬
neter Hummer: Das steht in d r Zusclnifi!) .

und wenn das beabsichtigt sei. so müsse man eigent¬
lich eine Gesetzesnovelle einbringen un) diese zur
Verhandlung stellen. Demgegenüber möchte ich
folgendes feststellew Ein Gesetz entsteht nicht durch
den bloßen Beschluß des Hauses allein; ein Gesetz
hat vom Beschlüsse des Hauses bis zu den: Staats¬
bürger, den es bindet, einen bestimmten Weg zurück-
zulegen. (Abgeordneter Hummer: Und es besteht

Meine Herren, sie ist nach -der Gcschäfts-
crdnung nicht möglich, denn reassiuuiercn kann einen
Beschluß nur ein Ausschuß, und zwar nur imolang,
als er seinen Bericht im Hanse nicht erstattet hat.
Es spricht aber gegen eine -solche Übung, wie sie
der Staätsrat hier einsnhrcn will, mtcfy das aller¬
höchste Interesse nicht nur der gesamten Öffentlichkeit,
sondern auch dieses Hauses. Meine Herren, wenn
Sie das so weitermachcn, so können Sie erleben,
daß um 9 Uhr vormittag hier mit einer bestimmten
Stimmenanzahl die Republik beichlosscn wird und
wenn die Herren, die das beschlossen haben, hinaus-
gchen und ein paar nndc>c hcreinkommeu, so können
Sie am selben Tage, womöglich eine Stunde später,
die Monarchie beschließen. Meine Herren, das heißt,
die gesetzgebende Versantmlnng ad abSurdum führen,
das heißt eine Farce machen. Dein Staatsrate
bleibt' cs ja unbenommen, einen Antrag auf Novel¬
lierung einznbringen, den Antrag auf Rcassnmierung
eines Beschlusses kann er gcschäftsvrdmmgsmäßig
gar.nicht einbringen und wenn er ihn einbringt,
ich meine, wenn er sich über' alle Rechte hinwegsetzt
und einfach das als Recht anerkennt, was, irgend¬
eine Zufallsmehihcit beschließt, dann läuft.er Gefahr,
daß auch in Hinkunft ähnliche Dinge, wo es ihm

keine Verpflichtung für den S:aatsrat, cs hindxu-
machcn, leider!) Es ist allen Vcrsass.mgsgesetz-
gedungen ausnahmslos gemeinsam, daß die Gesetzes-
vvrlagen erst dann Gesetz werden und in Kraft treten,
wenn sie ordnungsgemäß knndgemacht sind. Wir selbst
haben ein Gesetz beschlossen, warm wir ein ScaatL-
gcsetzblatt cinführen, worin wir die Art dieser Knnd-
luachung regeln und die ordnungsmäßige Kundmachung
als Voraussetzung für ein Gesetz annehmen. (Abge¬
ordneter Hummer: Wo ist die P, äkhisivfrist, inner¬

halb welcher die Kundmachung zu erfotgen hat?)
Unsere Verfassung ist. . . (Abgeordneter Hummer:
Lückenhaft!) . . . ist lückenhaft — vielmehr ist -die
Sache so zu verstehen und von der Öffentlichkeit zu
begreifen: Wir haben nicht die Zeit gehabt, eine ganze,
lückenlose Vcrfaffungsurkundc zu beraten. Wir haben
das auch mit Absicht nicht auf uns genommen, weil
wir cs der konstituierenden - Nationalversammlung
Vorbehalten wollen, die Konstitution zu erlassen.
(Abgeordneter Hummer: Dann muß ick den Rechts-
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für das Herrenhaus die Voraussetzung der weiteren
Beratung umr, und wenn das Herrenhaus ab¬
weichend beschloss« n halte, so war dieser Beschluß
wieder Voraussetzung für das Abgeordnetenhaus und
erst wenn die er Beschluss übeicittstimiuenv »gefaßt
worden war, sahen die beiden Häuser noch einen ganz
ueneu und vollständig selbständigen Gcsctzgebungssaktor
„eben sieh: die Krvue. (Zwischenrufe des Abgeordneten
Hummer. — Gegcnrufc.) Aber Herr Kollege
Hummer, wenn wir eine.Privaldiskussiou zu zweien
führen wollen, lade ich Sic ein, mit in meine
Kanzlei zn konimcm und wir werden uns darüber
aussprechen. Da wir aber hier nicht das Recht
haben,, allein zu. sprechen, so großes Vergnügen es
mir auch bereitst ... (Abgeordneter Hummer: Da
ich aber das Recht habe, Zwischenrufe zu machen ...)

rahmen schaffen!)/ darf sich also niemand darüber
wund.ru, das; wir eine solche lückenlose Konstitution
nicht geschaffen laben, -weil wir zn ihrer Schaffung
eigens eine Konstituante vorgesehen haben. Wir sind
jetzt, meine Herren, 44 Tage ein- eigener Staat.
(Abgeordneter Hummer: Und bis zur Konstituante
ist Anarchie?) In diesen 44 Tagen hatten wir uns
von Tag git Tag durchzuhelsin und das zu bc-
schliesten. was unmittelbar notwendig war, und so,
wie cs. die Stunde gebot. Es kann also nicht ver¬
langt werden, das; wir ein lückenloses, bis in alle
Details vollendetes Versassnngssysiem haben; es darf
uns daher nicht' irundernehmcn, daß wir nicht die

'Frist vorgesehen haben, innerhalb welcher der
Staatsrat sich zn äußern hat, ob er intslandc ist,
die von der Nationalversammlung gefaßten Be¬
schlüsse durchzusühren oder nicht, was er in dem
Falle zu tun hat, wenn er glaubt, einen Beschluß
nicht dnrchsülren zu können, .ob er in di. sein Falle
sofort zu d-missionieren hat oder ob er das Recht
hat. eine Vorstellung au das Haus zu leiten, -ob
nicht, da er Schwurigkeitcn in der Durchführung
finde, das Haus geruven möge, diesen Beschluß
seinen Bedenken rnti'prcchend abzuändcrn. (Abgeord¬
neter Hummer: Diese Fundamental frage. ist in einem
Gesetzcrl mit drei Paragraphen zn Jüsen!) Gewiß,

cs kann auch das Ge>ctz cing-bracht, dem Ver¬
se ssimcseusschusse zugewiesen und-dort bis zur Au-
tragstellung an das Hans erledigt werden. Hätte der'
Staatsrat des Gesetz knndgemacht und zugleich eine
Novelle eingcbrecht, so hat c er die Schwierigkeiten,
die zweifellos vorhanden sind, nur vermehrt statt
vermindert, denn er hätte das Gesetz bis zur letzten
Vollkommenheit vollzogen, um cs zugleich uufzu-
heblti. .(Abgeordneter Hummer: Das heißt: der

. . . Das Recht, Zwischenrufe zn machen, ist nicht
zu verwechseln mit dem Rechte, Zmischenreden' zn
ballen, denn das ist ein großer Unterschied.
Zwischenrufe werden irgendeinen ma»kanten' Punlt
herauskehreii. aber nicht Argumentationen mit
Gegenargumcirtation begleiten; denn la' ist Ge¬
zanke und sind nicht Zwischenrufe.

Jetzt gehe ich in meinen Ausführungen weiter.
Da die Nationalversammlung etwas ganz anderes'
ist al? das Abgeordnetenhaus, das Beschlüsse saßt,
die von anderen Körperschaften behandele werden,
denen beigetreien wird öder die verworfen werden
und die dann in dritter Reihe erst der Sanktion
durch- die Krone unterliegen, da die National¬
versammlung also'vollständig-souverän ist, hat die
Nationalveriammlnug in bezng auf ihren Willen-
gar keine formelle Bindung und kann also be¬
schließen, so nüc es eben dem souveränen Gesetz¬
geber z>l beschließen gefällt. Tie Voraussetzung,
daß die Nationalversammlung in ihren Beschlüssen
gebunden sei, ist ganz unzulässig, außer die Natlonal-
vcrsammluug bindet' sich selbst. Das ist aber bis
jetzt noch nicht geschehen.

Hummer, hat recht, .aber cs ist nicht opportun!)

Nein, der Hummer hat gar nicht recht. In vielen
Dingen mag ja der .fnrt dlbe.cordncte Hummer
recht haben, das will ich nicht untersuchen, aber iu
dieser Sache har er nicht recht. De Sache steht so:
Die Nationalversammlung ist als.Gesetzgeber voll-
ständig souverän. Tie Nationalversammlung ist in
der Ges''tzgebnngsbefngnis gar nicht gebunden uiid
kann nicht gebunden sein, vor allem nicht durch ihre
eigenen Beschlüsse, weil sic Gesetze zn geben hat, tone
es die Zeit und die Umstände gebietrn. (Abgeordneter
Hummer: Aber doch durch die Staatsgnmdgcsetzc!)

Dir Nationalversammlung unterscheidet sich darin vom
srührren dlbgeordneienhause, und die Einwendun cn.
die gegen den Vorgang gemacht werden, gehen noch
aus. dem früheren Zustand bervor, aus einer Auf¬
fassung. der Nationalvericmmlung, welche sie wesent¬
lich steht im Zusammenhang mit einem Herrenhaus oder
Obeihaus, welches erst den B«schlÜssen der National¬
versammlung beiirctrn muß, um ihnen Kraft.zn geben.

Was liegt um» im gegebenen Falle vor? Die
Stellung des Ctaatsrates in dieser Sache ist vielfach
mißvcr-ftan'en worden. Erinnern wir uns dar.nr,
wie unser S:aarsrat geworden ist. Unser Staals-
rat wurde als Vollzugsausschuß der National-
vcrsammlung eingesetzt. Dieser Vollzugsausschuß der
Nationalver'ammlnng, der von der Nationalver¬
sammlung Aufträge und Vollmachten bekommen hat,
hat hinterher die kürzere und, wie ich meine, zu¬
treffendere Bezeichnung eines Staatsrales erhallen.
.Das ändert daran nichts, daß der Staatsrat nichts
anderes'ist als ein Vollzugsausschuß der National¬
versammlung. Dieser Vollzugsausschuß der National¬
versammlung hat den Anstrag bekommen, die Ge¬
setzesbeschlüsse der Nationalversammlung, lvic es im
Gesetze beißt, zn beurkunden und knndzumachen.
Der Vollzugsausschuß besitzt diesen Auftrag und ist
sich b; fielt auch bewußt, daß er diesen Auftrag hat.

Früher war die Cache so: Wenn das Abge¬
ordnetenhaus beschlossen hatte, daß ein Beschluß
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Aber der Vollzugsausschuß wendet sich an . das
Haus und sagt: Hohes Haus! Die Aufträge und
die Vollmachten, die Ihr mir gegeben habt, scheinen
mir nicht durchführbar, wir ersuchen das Haus, den
Auftrag noch einmal zu überprüfen. Wird der Auftrag
wiederholt, so wird der Vollzugsausschuß sich ent¬
scheiden müssen: entweder vollzieht er ihn oder er glaubt,
ihn nicht vollziehen zu können und müßte seine Demission
geben, und die Mehrheit, die diesen andern Auftrag
beschließt, müßte auch einen andern Staatsrat ein-
setzen. Oder aber das Haus sagt: Ich sehe ein, der
gegebene Auftrag läßt sich nicht vollziehen und
infolgedessen werde ich erwägen, ob ich diesen Auf¬
trag nicht abändcrn soll.. Ta der Vollzugsausschuß
nichts anderes ist als die verhältnismäßige Ver¬
tretung aller Parteien und da dieser Vollzugs¬
ausschuß oder Staatsrat infolge seiner Zusammen¬
setzung in seiner Mehrheit notwendigerweise über¬
einstimmen muß mit der Mehrheit des Hauses . ..
(Abgeordneter Hummer: hi wiederholt nicht der
Fall gewesen!) — außer cs besteht bei den Parteien
keine Disziplin und die Vertreter der Parteien hallen
nicht mehr das Vertrauen — so ist irgendeine
konstitutionelle Anfechtbarkeit durchaus nicht mehr
vorzufinden. Es wird zweckmäßig sein, wenn die
Konstituante versamniclt ist und uns eine definitive
Verfassung gibt, vorzusehcn, daß der Vollzugs¬
ausschuß — wenn noch ein solcher besteht —
gehalten werde, die Beurkundung und die Kund¬
machung der Gcsetzesbcschlüsse so rasch als möglich,
innerhalb einer bestimmten Frist, vorzukehrcn. Es
wird auch die Frage aufzuwerfen sein, inwieweit
der Vollzugsausschuß das Recht der Vorstellung
gegen einen gefaßten Beschluß besitzen soll.

lich ist, muß er das Recht haben, zu sagen: Nach>
dem internationalen Recht wie nach den Bedürfnissen
der inucren Verwaltung kann dieser Beschluß, fo-
wie er ist, nicht durchzeführt werden und der Voll-
zugsansschirß oder Staatsrat richtet an das HauS
die Bitte, den Gegenstand neuerdings zu beraten
und neuerdings einer Beschlußfassung zu^usühren.

Präsident Tr. Dinghofer: Zum Worte hat
sich der Herr Abgeordnete Hummer gemeldet; ich
erteile ihm das Wort.

Abgeordneter Hummer: Hohes Hans! Der
Herr Staatskanzler, der aqch meine höchste Ver¬
ehrung genießt, da ich seine außerordentliche Arbeits¬
kraft und seinen ganz, hervorragend guten Wille«
anzucrkcnncn allen Grund habe, hat sich einer wenig
dankbaren Aufgabe unterziehen und einen staatsrecht¬
lichen Eiertanz anfführcn müssen. Denn aus seinen
ganzen Ausführungen geht hervor, daß die von mir
vorgebrachten Bedenken durchaus gerechtfertigt sind,
wenn sie auch der jetzigen Majorität düses hohen
Hauses nicht opportun erscheinen.

Ich möchte mir nur erlauben, auf einige Aus¬
führungen des Herrn Staatskanzlers, die mir un¬
haltbar scheinen, kurz zu erwidern, und ich tue das
darum in der Form einer Rede, weil der Herr
Staatskanzler gewünscht hat, ich möge ihn durch all-
zuhäusige oder längere Zwischenrufe nicht unter¬
brechen. Ich bitte ihn, zu verzeihen, wenn ich ihn
in seinem Gcdankengangc gestört haben sollte, aber
erfüllt von der Sache, hielt ich es für richtig, bei
den markanten Stellen — und markant waren alle
Stellen der Rede des Herrn Staatskanzlers —
hier und da sofort richtigstellend dazwischcu-
zurufen.

In der gegebenen Lage hat sich nun der Staats¬
rat entschlossen, an das Haus heranzutrctcn und
Vorstellungen zu erheben, daß dieser Beschluß nicht
vollzogen tvcrdcn kann. Der Grund dafür ist einfach
dieser: Nach der etwas improvisierten Beschlußfassung
bei § 1 infolge des Umstandes, daß hier die Mehr¬
heit des Hauses nicht Gelegenheit hatte, diesen
Antrag vorher dnrchzubcraten, ist anzunehmcn, daß
wir es hier mit ciitcm Beschluß zu tun haben, .der
übereilt und infolge einer Überraschung zustande-
gekommcn ist. Außerdem aber ist der Beschluß tat¬
sächlich undurchführbar, denn er würde bewirken,
daß der Staat tagelang, wochenlang dastchen würde,
ohne überhaupt Staatsbürger zu besitzen — eine
Konsequenz, die unerträglich ist. Zweitens widerspricht
dieser Beschluß dem ganzen internationalen Rechte
über die Staatsbürgerschaft und drittens würde
dieses Gesetz dann eine so große Zahl von staats-
loscn,' keiner « Staatlichkeit angehörigen Personen
schaffen, daß daraus eine völkerrechtliche Verlegenheit
entstünde, ein Anlaß zu Repressalien- auf der andern
Seite, kurz eine Verwaltnngsunmöglichkcit. Und da
der Vollzugsausschuß für die Verwaltung 'verantwort¬

Der Herr Staatskanzler sagt, der Staatsrat,
der Vollzugsausschuß, wie er ihn jetzt genannt hat
— und er legt Gewicht darauf, daß cs nur der
Vollzugsausschuß sei, obwohl dieser Vollzugsaus-'
schuß wohl ein wenig ans seiner ursprüng¬
lichen Hütte, aus seinem ursprünglichen Gwandl
heransgewachsen ist — wollte einen neuen Auftrag
haben. Der. Herr Staatskanzler sagt aber nicht, wo
die Grenze dieses Verlangens nach dem innen Auf¬
trag sei. Und da muß ich schon- sagen, daß es doch
notwndig wäre, selbst für die kurze Zeit der
Provisorischen Nationalversaumrlung irgendein gelten¬
des Recht" anfznstellen, beim sonst müßte nach den
Definitionen, die der Herr Staatskanzler hier ab¬
gegeben hat und von bfneit ich sicher weiß, daß sie
einem Rechtsempfinden nicht entsprechen, weil er
ein viel zu guter Jurist ist. hier die Anarchie Platz'
greifen: Wenn wir die Grundgesetze, das heißt die
HauptbestlmmmMN über die grundlegenden Ein¬
richtungen der Staatsgewalt, nicht respektieren, wenn
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Meine Bedenken sind etwas gemildert worden
durch die Erklärung des Herrn Staatskanzlcrs,
daß die Reassumierung nicht so sehr den Zweck
habe, lediglich die Bestimmung des inkrimmierten,
Paragraphen hinauszuwcrfen und im übrigen das
Gesetz so anzunehmcn, wie es ist/ Ich unterlasse es
absichtlich, auf das Meritum cinzugchen, ich äußere
mich nicht darüber, ob die Bestimmung richtig ist
oder nicht,' aber ich glaube, daß auch in diesem
Gesetz eine Lücke bleiben würde, wenn Man die als
nnöpportun erklärte Bestimmung, die .dem An¬
trag Kemetter zugrunde liegt, nicht durch eine
andere, bessere oder praktikablere ersetzt. N

wir vor allem die Gesetze der eigenen Ordnung, die
Geschäftsordnung nicht respektieren, dann kann von
einer gesunden Beratung und Beschlußfassung hier nicht
mehr die Rede sein und es kann und wird der Fall
emtreten, daß Zufallsmaioritäten dasjenige aufheben,
was kurz, vorher mit Übereinstimmung der ganzen
Versammlung beschlossen wurde. Wir kommen also
in einen Zustand der Rechtlosigkeit hinein. Nament-
lich die Minderheit kommt in einen solchen Zustand
der Rechtlosigkeit hinein 'und da möchte ich den
Herrn Staatskanzler an jene Zeit erinnern, wo er
nicht Repräsentant einer koalierten Mehrheit war,
sondern wo er im Vereine mit seinen Freunden, ins¬
besondere mit dem Herrn Präsidenten Scitz, auf
das nachdrücklichste die Rechte der Minderheit,
"bie die Herren. damals vorgestellt haben, vertreten
hat. Wenn nur aber als Rechtsgrnndsatz aufstellcn:
Recht ist, was die jeweilige Mehrheit beschließt,
ohne daß sic irgendwie durch eine grundsätzliche
Bestimmung eingeengt sein könnte, dann hört das
Recht der Minderheit überhaupt auf. Ob das für
eine gesetzgebende Körperschaft möglich ist, das
überlasse ich zur Beurteilung dem gesunden Sinn
aller, die eine Empfindung für Recht haben. Es ist
gar kein Hindernis, daß wir die Geschäftsordnung,
die sinngemäß anzuwendcn ist, die aber doch anzn-
wenden ist. abändern. Ein paar Paragraphc werden
das ermöglichen.

Nnn müssen wir aber doch bei irgendeiner
Legalität bleiben, wir muffen die Geschäftsordnung
irgendwie einhalten und die bloße Erklärung des
Herrn Staatskanzlcrs kann mir schon darum nicht
genügen, weil er gesagt hat, der Vollzugsausschuß,
den er nach apßenhin als Exponent vertritt, sei
sozusagen ein Abbild dieses Hauses, und was der
Staatsrat beschließt, Ict Meinung des Hauses. Ich
staune darüber, daß der Herr Staatskauzler das
gesagt hat.

Er wird sich doch selbst erinnern, wie oft
Anträge des Staatsrates in diesem Hause
und zwar zum großen Verdruß des Herrn
Staatskanzlers, den ich teilen kann, weil sein Ver¬
druß ein berechtigter war — geworfen worden
sind. Es ist also nicht so, daß der Staats¬
rat gewisiermaßen das verkleinerte Abbild des
Hauses darstekt und daß sich das, was sich im
Staatsrat abspielt,, ans größere Verhältnisse pro¬
jiziert, dann im Hanse abspiclt. So ist es nicht,
nnd gerade aus diesem Grunde kann es nicht ge¬
nügen, daß der Staatsrat für das Halls eintlitk,
daß er das Haus ersetzt. Dagegen wehre ich mich,
weil dieser Staatsrat sonst zu einer Oligarchie
wird, die gewiß nicht' besser ist als der Abso¬
lutismus; denn ob den Absolutismus einer ausübt
oder ob ihn 20 oder 40 ausübcn, das ist gehupft
wie gesprungen.

Solange aber die Geschäftsordnung besteht,
ist sie ein Schutz der Minderheit, solange sie be¬
steht, muß sich auch die Mehrheit, wenn sie nicht
zur Gewalttätigkeit greifen will, nach ihr richten.
Run ist gesagt worden, daß unsere Verfassung
lückenhaft sei. Wir machen soviel Gesetze iazihenter,
weil man sie gerade braucht. Ich sehe nicht ein,
warum das allerwichtigste nicht auch in einem
kurzen Gesetz geregelt werden kann. (Abgeordneter
Dr. Licht: Wird schon geschehen!) Verehrter
Herr Kollege Licht! Sie sagen, es wird schon ge¬
schehen. Wir warten aber schon sehr lange darauf,
daß es endlich einmal .geschehe, und ich glaube,
daß manches, was hier bcschlosien wurde, weniger
wichtig gewesen wäre, als fcftzulcgen- wann eigent¬
lich der Beschluß des Hauses in Kraft zu treten
hat, wann er kundzumachen ist und von welchen
Voraussetzungen es außcr dem Beschluß des
Hauses abhängt, daß das, was hier beschlossen
wurde, rcchtsbindcnd für den Staatsbürger werde.
Davon kann man sagen: nävr-r £st, alles fließt,
nichts ist bestimmt.

Es ist eben der König absolut' oder wird als
absolut anerkannt, wenn er den Willen derer tut,
die ihn anerkennen sollen. Es genügt mir also diese
Erklärung des Herrn Staatskanzlers nicht, nm die
Sache zu klären und ich muß bei meinen Be¬
denken gegen öftt geschäftsordnungswidrigen Vor¬
gang bleiben.

Und nun, nach dieser Erörterung allgemeiner
Art, die ich für notwendig erachtet habe, weil im
wesentliche» der Herr Staatskanzlcr sich auch auf
allgemeine Erwägungen in der Zurückweisung meines
Antrages gestützt hat, ruöchte ich noch kurz auf
einen formalen Fehler zurückkommen, der in dem
Reassumierungsantrag liegt.

Präsident Dr. Dinghofer: Zum Worte hat
sich gemeldet der Herr Abgeordnete Seitz; ich erteile
ihm das Wort. • *

Abgeordneter Seitz: Ein Fehler, wie er hier
vorgekommen ist, kann überall Vorkommen, cs ist
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aber' besonders leicht möglich, daß solche Ent¬
gleisungen wjc in der damaligen.Sitzung in einer
Zeit ftattsindcn, in der die Abgeordneten, die hierher
berufen werden, oft 30 bis .Züsiündigc Reisen

.-unternehmen müssen, um. nur überhaupt zur Ver¬
sammlung zu kommen und wo daher das Haus
nicht roll besetzt sein kann. Derartige Fälle sind im
allenHaus wiederholt vorgekommen und wenn ich
chm Herren aus den Geheimnissen der damaligen
Geschäftsführung erzählen und Ihnen schildern würde,
.in welchen Formen oft solche notwendige Repara¬
turen vorgenommen. worden sind, so würden sie
staunen. Heute können wir uns nur eines sagen:
Es ist unbedingt notwendig, irgendeine Bestimmung
in die Verfassung amznnchmcn, die die Richtig¬
stellung von widersprechenden oder undurchführbaren
Beschlüssen, sichert.

sachlichen Arbeit zu kommen, diesen Antrag., wie-
er vorlicgt, anziinehmen und dainit die Garantie
zu bieten, daß wir bis morgen ein Gesetz haben,
welches wenigstens feststcllt,' wer Bürger dieses
Staates sein soll, um dann diese Bürger des
Staates znsammenzufassen zu den großen Aufgaben,
die uns vorlicgcn. (Lebhafter Beifall und Hände¬
klatschen.)

Präsident Tr. Dinghofer: Zum Worte ist
weiter gemeldet der Herr Abgeordnete Dr. Ofner;
ich erteile ihm das Wort..

- Abgeordneter Dr. Ofner: Die Bedenken^
welche der Herr Abgeordnete Hummer ausge¬
sprochen hat, . sind - sicherlich formell gerechtfertigt.
Wir haben aber eigentlich noch keine Verfassungs-
nrknndc, .sondern wir haben lediglich Grnndzüge
eines Grundgesetzes. In diesem wurde nicht Bedacht
genommen darauf, daß bei jeder gesetzgebenden Be¬
hörde gewisse Entgleisungen vorkonimen können
nnd daß, wenn derartige Entgleisungen vor die
Öffentlichkeit kommen, eine Blamage für die
gesetzgebende Behörde hcrauskommt. Es wird und
muß daher in jeder Verfassung vorgesvrgt werden,
daß der Beschluß einer gesetzgebenden' Behörde
noch vor eine Überprüfung gelangt. -Wir haben-
das nicht vorgesehen und müssen cs vorsehen.
Es muß in der allernächsten. Zelt — ich höre,
daß der Vcrfassnngsansschnß schon heute nur
V-6 Uhr deshalb znianunentritt — vorgcsorgt
werden, in welcher Art derartige Entgleisungen vcr-
bessert werden können. Aber das Elfte und Wichtigste
besteht darin, daß cs ganz unmöglich ist. daß die
Gcsctzgcbungsbchördc durch eine solche Entgleisung
vor der Welt bloßgcstcllt wird. Ich meine also, wir
könnten den Ausweg wählen, dieses Gesetz noch nuf
ein oder zwei Tage zuriickzustellcn und unterdessen
das - Grundgesetz anznnehmcn. Das wäre wohl
der formell richtigste Weg. Allzu tragisch dürfen wir
aber die Sache nicht nehuicn. Wir haben eben plötz¬
lich einen Staat, zimmern müssen, alle unsere Gesetze
sind lediglich Torsi und lvir müssen diese Torsi nun
nach Möglichkeit derart formen, daß sie ein
praktisch richtiges. Resultat geben. Ich glaube daher
nicht, daß, selbst wenn wir ans den Antrag dcS
Herrn Staatskanzlcrs cingchcn, wir dadurch unseren
Staat gefährden, auch nicht, daß wir die Verfassung
gcfählden, obwohl-ich, wie gesagt, der Ansicht bin,,
das; der richtigste Weg wäre, noch zwei Tage zn
warten und unterdessen das Grundgesetz in der
Werse ausznfüllen, daß alles nunmehr in voller
Ordnung vor sich- geht. Aber darin sollten wir
übercinstimmen: dieses Gesetz konnte der Staatsrat
nicht publizieren, daS war ganz unmöglich; es
mußte ein Weg gefunden werden, um der gesetz¬
gebenden Behörde die Möglichkeit zu geben, ihre

Das wäre keineswegs etwa die Bestimmung
über eine Sanktion durch irgendeinen Faktor, noch
weniger etlva die bezüglich eines Oberhauses, sondern
cs würden weit einfachere Bestimmungen genügen,
etlva eine, die irgendeinen Faktor mit der Ausgabe
'betraut, den Besrhllls; zu bekräftigen oder zu be¬
urkunden und, falls gegen die Beurkundung Bedenken
bestehen, ihn noch einmal an das Hans zurückzn-
leiten. Sofort müßte auch angeführt sein, inner¬
halb welcher Frist diese Znrücklcituug zn erfolgen
hat - und die weitere Bestimmung, daß der Be¬
schluß Gültigkeit erlangt, sobald daS Haus ihn zum
wiederholten Male faßt. Eine svläie Bestimmung
würde allen. Anfoldcrungcn der Demokratie eines¬
teils und denen der Oldnnng andrerseits vollauf
genügen; sic ist auch notwendig und ich bin ver¬
sichert, daß der Staatsrat in der kürzesten Zeit
eine Vorlage unterbreiten wird, die diese staats¬
rechtliche Norm schasst. Tenn um eine staatsrechtliche
Frage handelt cs sich, meine Herren, nicht, wie
etwa kleinliche Formalisten annchmcn könnten, um.
eine. Geschäftsvrdimngslcstimmling. Die Geschäfts¬
ordnung spielt dabei gar keine Rolle. Ich möchte
aber das hohe Hans bitten, von diesem klein¬
lichen Formalismus in der großen Zeit abzuschcn.
(Sehr richtig!) Sie werden heute von unserem
Staatssekretär.. des Äußern eine Schilderung
bekommen, die uns ein erschreckendes Bild unserer
ganzen Lage geben wird. Wir sind von allen Seiten
von Feinden, bedroht, überall machen sich Bestre¬
bungen, geltend, den jungen Teutschösterrcichiichen
Staat überhaupt unmöglich zu tckbche». Wir sind
bedroht von inneren' Gefahren, von . der Gefahr
einer furchtbaren Ernahrnngskrise, einer furchtbaren
Prodnktionskrise, einer • furchtbaren Arbeitslosigkeit.
Wir haben alles- daranzusetzen, um über diese
großen sachlichen Schwierigkeiten hinwcgzukommcn
(Sehr richtig') und uns nicht um kleinliche For¬
malitäten zu kümmern. Und deshalb möchte ich das
hohe, Haus.bitten, um rasch zu unserer eigentlichen
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führbar. in Wirklichkeit aber ein bißchen bem Juden¬
tum auf d e Nerven gehend und macht darnm sofort
den Versuch, sich ein Recht zu arrogicrcn, das.weit
über alles ^hiiiausgcht, was wir dem Staatsratc in
der ursprünglich von uns gedachten Verfassung zu-
gestandcn haben. Er will sich nämlich das Recht
der Sanktion arrogicren und, weil er in diesem
Falle nicht willens ist, die Sanktion zu erteilen,
so kommt er jetzt mit. einem Antrag, der
bezwecken sott, daß das Haus freiwillig s- me» schon
gefaßten Beschluß aufbebt und diesen Beschluß,
in eine Form ninwandelt, die bei dem Judentum
weniger Anstoß erregen würde und die infolge¬
dessen dann vom Staytsrate sanktioniert werden
könnte. Woher hat denn der Slaatsrat ein solches
Sauklivnsrecht?

Entgleisung wieder gntznmachen. Stimmen Sic also
in der einen oder anderen Weise, gewiß nmß sofort
vorgesorgt werden, daß solche Möglichkeiten nicht
mehr stanfindcu.

Präsident Dr. Dinghofer: Zmn Worte ist
ist noch der Herr Abgeordnete Wolf gemeldet; ich
erteile ihm das Wort.

Abgeordneter Wolf: Es wäre äußerst ver¬
lockend, auf eine Untersuchung darüber einzngehen,
wie das Meritum dicies Antrages, mämlich der

-Versuch, eine Abänderung des bereits beschlossenen
Gesetzes hcrbeizniühren, mit dem Eifer und Tem¬
perament zttsammerchäugt, mit' de»; nian sich hier
plötzlich für die Neassnmierung dieses Gesetzes ein¬
setzt. obwohl so schwerwiegende verfassungsrechtliche
Bedenken dagegen sind,'Bedenken, die wahrscheinlich
von denselben Herren ungeheuer übertrieben.würde»,
wenn die Sachlage umgekehrt wäre.

Wir müssen uns da schon in den.ersten Anfängen
dagegen verivabrcn. Erinnern Sie sich daran, meine
Herren, was >vir in früheren Jahren von einem nun :
angeblich durch die Demokratie abgcianeucn System
diesbezüglich erfahren und erlitten haben! Gesetzes¬
vorschläge wurden in die Häuser eincrebracht oder
in das Han» hinüber, in das olle Abgeordneten¬
haus, und wenn das Abgeordnetenhaus nicht Willens
ivar. das Gesetz so anznnehmen, wie es sich die
Regierung dachte, oder wenn die Majorität des
Abgeordnetenhauses Miene machte, in das Gesetz
gelvisse Bestimmungen ciirzusügeu, die der Regierung,
nicht gefielen, so Hut sie einfach in einem Aus¬
schüsse gedroht oder augcdcntet oder cs im Hanse cms-
geiprechen, daß sie dann nicht in der Lage wäre,
dieses Gesetz der Sanktion zu unterbreiten. Und in
e nt'ur andere» Fclle hat man' immer damit gedroht,,
wenn w'r das nicht so machen, wie uns zugcinutct
wurde, so wäre das Herrenhaus nicht in der Lage,
diesem Beschlüsse beizurrcten, so daß infolgedessen daun
diese Gesegcsvorlage nicht znm Gesetz gemacht
werden' könnte. Diese Drohung mit der Nicht-
sai'ktioniernng war eine solche Korrnmpiernng der
öffentlichen VcrlreMng, das war eine solche Unter¬
drückung der Wahren Meiniliig des srühercu Hauses,
daß wir uns jetzt, die wir das damals oft schauderntz
miterlebten, dem ersten Versuche mit aller Nach¬
drücklichkeit widersetzcn müssen, auf irgend einem
Umwege oder unter irgend einer Verkleidung diese
Methode des Trvheus uiit der Nichtfaiikiiviiieruug
unter den neuen Umständen, hier in dieser demokra¬
tischen Verfassung, in diesem demokratischen Volks¬
hanse wieder einznsühren.

Ich werde mir aber diese Untersuchung schenken
und nur auf. die formelle Seite zu sprechen kommen,
die aber von. großer Wichtigkeit ist; denn kaum
daß wir bcisainmcn sind und diese herrliche Demo¬
kratie, das Volksrecht, das in dieser National¬
versammlung zum Ausdruck kommt, geschaffen haben,
werden nur verlockt und angercizt, dieses wichtige
Recht, über dessen Erlangung lvir eine so groß¬
artige Befriedigung geäußert haben, selbst preis-
zugcbcil. Aus einen solchen Antrag gibt cs doch
nur eine Antwort: die entschiedenste Ablehnung.

Es muß dabei auch uutersncht werden, ob
nicht der Faktor, der diesen Antrag hier. stellt,
nämlich der Slaatsrat, dadurch weit über die ihm
zngedechteir und zngestaudencn Befugnisse hinaus-
znwachseu im Begriffe ist, ob er sich dadurch nicht
etwas arregie t. worauf er in einem Volksstaate,
unter der Herrschaft der Demokratie; unter keinen
Umständen Anspruch erheben darf. Ich habe hier
schon einmal gewarnt und gesagt: Wenn wir so
langer znschaneu, wer weiß, was ans dem Staats¬
rat entstehen wird; er kann nicht nur. Vertreter der
Krone, sondern unter Umständen auch eine erste
Kammer werden. Jetzt arrrgiert er sich die Rechte
einer crft- n Kammer zusammen, mit denen eines
Regenten in diesem Staate.

Wie ist die Sachlage? Wir haben hier ein
Gesetz beschlossen, da kam bei dem Vesckilusse ein
Passus. hinein, der ein bißchen antisemitisch riecht
— er ist streng genommen nicht einmal autisemitist».
Daraus ist natürlich eine große Verlegenheit
gegenüber der ungeheuren Macht des Jndentnms
entstanden und mau bestrebt sich nun, diese Ent-

,gleisuna, die den Juden so unangenehm ist, uueber
zu korrigieren. Man hat hier ein Gesetz beschlossen
und der Staatsrat drcbt dieses G setz um, schaut
cs an, findet einen Passus darin, angeblich undurch¬

Darum protestiere ich . im Namen aller. derer,
die cs mit der Vers ssnngsmäßigkeit, der Demokratie
und der Geltung dieses Vo.kshanses ernst meinen,
entschieden gegen diese Zumutung, entschiede» dagegen,
das; wir ein Gesetz nur deswegen reusfumiereu,
weil der Ctaatsrat seine Genehmigung, seine Sank^
tivniernng verweigert, daß, wir ein Gesep nur
deswegen abänderu, weil den gewissen mächtiges
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Kreisen der Bevölkerung dieses Gesetz nicht angenehmist, daß wir uns deswegen zwingen lassen, auf einRecht zu verzichten, das wir peinlich festhaltcnmüssen, nämlich das Recht: Was in diesem Hansemit Mehrheit beschlossen worden ist, das muß derStaatsrat proklamieren, dem muß er durch dieVeröffentlichung gesetzliche Gültigkeit verleihen, dasheißt, er -muß die gesetzliche Gültigkeit durch dieseTrucklegnng zmnAusdrncke bringen. EineBerweigerungwäre einem Verfassungsbruche gleich und ici; ver¬wahre mich, ich lege ganz entschiedenen Protest eingegen diesen erstm hinterhältigen Versuch, diesesVolkshaus um sein Recht zu prellen.

ein Haus gegen Zufallsäbstimmungen schützen, indem
man dem Hanse nicht die Hände bindet, iribem man
das Hans nicht geradczrr auf jede Entgleisung sest-
uogclt und cs dem Hause unmöglich macht, einen
begangenen Irrtum. auch selbst wieder richtig-
zustrllrii.

Ich fürchte sehr, die ganze Denkweise, aus der
die Gegenanträge hcrvorgehen, ist darauf znrück-
zuführcn, daß man nicht gewohnt ist, sich- in Frei¬
heit zu bewegen, und daß man meint, cs müsse
immer eine Zensurbehörde geben, die das Haus
erst in die Lage versetzt, »ich zu bessern. Das Haus
bessert sich ans eigener Kraft und in dem^Augen-
blicke, wo ein Abgeordneter oder eine Mehrheit von
Abgeordneten oder wo der Staatsrat dem Hanse
d-u. Vorschlag macht, di.scs Gesetz zu verbesicrn. ist
das Hans an keine einzige Vorentscheidung gebunden;
das ist das Weien der' Souveränität des Haukes.
Es wird aber in der Vcrsasinng vorzusorgen sein,
daß gewisse Gesetze, vor allem andern jene Gesetze,
die die Minderheiten schützen, an die der Herr
Abgeordnete Hummer avpcllicrt hat, unter eine
erhöhte Mehrheit gestellt wcrsrn. Das iit auch bei
uns im Siaatsratc ctwogen worden, man hat sich
aber gesagt: jetzt, in der Periode des Überganges,
muß man in der Lage sein, so rash als mögl'ch
Gesetze zn vollziehen, jetzt muß man auch die
Zweckmäßigkeit einer gesetzlichen Vcrfassungsbestirn-
mung ausprobicrcn können und infolgedessen dürfen
wir jetzt mitten im Wandel der Dinge uns noch
nicht in bezug auf Grundgesetze au eine erhöhte
Mehrheit binden. Ich bin überzeugt, die Konstituante
wird sich- das wohl nberbgeii; wenn sie dann in
ruhigen Zeiten cn Gesetz beschließen und zum
Grundgesetz nkachcn lvird, so wird üe dieses Grund¬
gesetz sicher durch gllalifizierte Mehrheiten binden,
aber jetzt, im Flusse der Dinge, können wir das
noch nicht.

Präsident Dr. Dinghofer: Ich bringe demhohen Hause zur Kenntnis, daß der Herr Abge¬ordnete Hummer seinen Antrag auf erste Lcsimgmit Rücksicht daraus, daß die Debatte seiner An¬schauung nach praktisch bereits stattgefunden hal,znrückzicht.
Das Wort hat noch der Herr Staatskanzlcrerbeten; ich erteile ihm das Wort.
Staatskanzlcr Dr. Renner: Hohes Haus!Ich muß noch aus einige Ausführungen kurzzurückkommcn, um den Sachverhalt ganz klarzu stellen und vor allem andern den Staa'srat vordem Verdachte zu schützen, als wollte er, der vor30 Tagen von diesem Hause eingesetzt wurde, heuteschon eine Allmacht, eine cäsarist'sche oder bonapar-tistische Allmacht über das ganze Haus und überden ganzen Staat sich. arregiercn. Das ist nichtder Fall. Zugegeben muß wrrden, daß AbgeoidneterHummer insofern N>cht bat, als hier nickt genausestaeietzt ist, innerhalb welcher Frist der Siaatsraterklären m»ß. ob 'er imstande ist d.n ihm gegeben,nAuftrag durchtznuhrrn oder «ich», daß tute feinernoch keine V rfassnngsbcstimmuugen getroffen habenin welcher Zeit mit der Putnikauon der Gesetzevorgcgangen werden mich. Da sind tatsächlicheLücken in unserer Verfassung und. di.se Löckenwerden wir ausfüllen. überhaupt hat unser Gesetze?-dienst in der Staatskanzlci bereits einen solchenAnt'ag fert ggestcllt, er muß aber erst vom Staatsrate gelesen werden; wenn der Staatsrat früherdazugekoulmen wäre, hätte liiaii ihn heule schonhier im Hanse der ersten Lesung unterziehenWunen.

Das sind also die ernsten Erwägungen, die
hier mitspielen, und man ums; gestehen, daß diese
Einwände eine gewisse Berechtigung haben. Darauf
hat ja auch der Herr Abgeordnete Ofner hinge¬
wiesen.

Ich möchte nur nicht, daß das. was hier vor-
gcht, der natürlichen Einfachheit des Sachverhaltes
entkleidet und daß hier etwas hineingeheimmit
wird, als lucmt der Staatsrat ein Sanktionsrecht
oder weiß Gott was hätte oder beanspruchen würde.
Das Verhältnis ist einfach folgendes: Die National¬
versammlung hat dem Staatsrat einen Auftrag ge¬
geben. Der Staatsrat übernimmt den Auftrag und
sicht: Um Gottes willen, ich kann das nicht durch-

Nun muß ein Haus sich selbstverständlich vorZufallsäbstimmungen schütze».. Es gibt in eimrKörperschaft von mehreren hundert Menschen immerZufälle der Zusammensetzung. cs gibt Zusalls-abstimuinngcn, die durch einen bloßen äußerenIrrtum heevorgerustn' werden können. Man mußein Haus dagegen schätzen. indem man für wichtigeGesetze erhöhte Mehrheiten verlangt, und man »nutz

führcni Infolgedessen.wendet sich der Staatsrat
tviedcr an die Nationalversammlung, an den Auf"
tragßeber und sagt: Ich bitte, erwäge cs noch einmal.
Und der Auftraggeber hat es vollständig frei, die
Sache noch einmal zu erwägen. Ein Vorgang, durch
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Nachdem der Antrag materiellen Inhalt hat,kann ich ihn zur formellen GcschaftSbehandlnngen. Ich lasse daher über meinen ursprüng¬lichen Antrag abftimmcn, daß der Antrag desStaatsrates dem VcrsassungeauSschussc zuzuwcisc»sei. Die Herren haben den Antrag gehört, ich bitte

die Sitze cinzunchmen.

den eine Sache unter das Belieben der National¬
versammlung gestellt wird, wird jetzt so umgedreht,

-als wenn der-Stantsral sich eine Allmacht über | nickt zula.sstn
die Nationalversammlung anmaßen würde. Ich ver¬
stehe den Gedankengang gar nicht. In demselben
Moment, wo der Staatsrat alles der National¬
versammlung unterbreitet, sagt man: Der Staatsrat
will die Nationalversammlung vergewaltigen. Wo ist
da die Logik, meine Herren?

Ich bitte diejenigen Herren, welche dem An¬trag des Staatsratcs, beziehungsweise meinem An¬träge ziistimmcm sich von den Sitzen zu erheben.(Geschieht) Der. Antrag ist a n g c n o m m e n.
Ich kann deni Herrn Abgeordneten Wolf

wirklich und ernsthast versichern, daß der Staatsrat
nicht die geringste Absicht hat, irgendeinen Belang
zu oktroyieren. Das wird nicht geschehen und der
Herr Abgeordnete Wolf hat gar keine Ursache, sich
vor dem Oktroi irgendwelcher Belange zu fürchten.

Weiters schlage ich vor, im Sinne desZ 39 der Geschäftsordnung dem Veriassungsaus-schusie zur Berichterstattung über diesen Amrag eineFrist von 2t Stunden zu stellen, um ersuchediejenigen Herren, welche diesem Vorschläge zu-stinmicn. sich von ihren Sitzen zu erheben. ^Geschieht.)Die 24stündige Frist erscheint genehmigt.
Der Staatsrat wünscht auch von seinen Machtvoll¬
kommenheiten nur den bescheidensten Gebrauch zu
machen. Aber wenden Sj.e auf das Verhältnis
zwilchen Nationalversammlung und Staatsrat das
krasseste Bild der Abhängigkeit an: Nehmen Sie an,
die Nationalversammlung sei der absolute Herr und
der Staatsrat der absolute Knecht. Auch in diesem
Verhältnisse muß cs dem Knecht, der einen Auf¬
trag bekommt, frcistchen, seinem Herrn zu sagen:

Wir kommen jetzt.zur Tagesordnung. Aufder Tagesordnung steht als erster Punkt: Allge¬
meiner Regicrungsbcricht.

Ich schlage vor, diesen allgemeinen Regie-rungsbcricht in vier Teilern zergliedern, und zwarüber äußere Angelegenheiten Staatssekretär Dr.Bauer, über allgemeine Fragen der inneren Ver¬waltung Staatskanzler Dr. Renner, über die Er-nährnngslage Staatssekretär Dr. Loewenfeld-Ruß.über die Kohlenversorgung Staatssekretär Zerdik.

Herr, vielleicht ist das nicht durchführbar. Und
nichts anderes macht der Staatsrat in diesem ge¬
gebenen Falle.

Das Argument von einer Sanktion, das Argu¬
ment vom Absolutismus, das Argument von einer
ersten Kammer, die sich da gegen das Volkshaus
auftnt. diese Argumente sind ganz hinfällig, voll¬
ständig hinfällig aus dem M'achen Grunde, weil
eine erste Kammer, eine Krone sich neben die Na¬
tionalversammlung als vollständig selbständiger Körper
nicht stellt, der jeden Beschluß verwerfen kann, der-
erst durch seinen Beitritt den.Beschluß zu einem
Gesetzcsbeschluß macht. Das alles ist hier nicht
der Fall.

Ich beabsichtige in der Weise vorzugehen,daß ich den genannten Herren in der angegebenenReihenfolge das Wort erteile und sodann über denBericht in seiner Gesamtheit die Debatte eröffne.Erhebt dagegen jemand eine Einwendung? (Nack
einer Pause) E-r ist nicht der Fall.

Ich erteile das Wort dem Herrn Staats¬
sekretär Dr. Bauer.

Im großen und ganzen habe ich die Debatte
erfreulich und insbesondere die Rede des Herrn Ab¬
geordneten Wolf als ein wirkliches Denkmal unserer
Zeitcntwicktung gefunden. Denn wenn ich sehe, daß
nunmehr alle diejenigen, die für den Absolutismus
der Krv! e. für § 14-Verordnungcn, für das Recht
des Herrenhauses so oftmals mit aller Intensität
cingcttcten sind, daß die sich nun voll und ganz auf
den Boden der Demokratie stellen, daß sie sich alle
in der Wachsamkeit für die Demokrat^ übcrbietcn,
dann bin ich sehr zufrieden. Dann ist die geistige
Revolution zur Demokratie lei uns wirklich voll¬
zogen. (Lebhafter Beifall und Händeklatschen.)

Staatssekretär Dr. Bauer: Hohe Nattönal-vcrsnumlung! Die Richtlinien unserer auswärtigenPolitik sind in der Note fcstgclegt worden, die derStaatsrat mit Zustimmung der Nationalversamm¬lung sofort nach der Konstituierung unseres Staatesan den Präsidenten der Bereinigten Staaten vonAmerika gerichtet hat. Wir haben in dieser Notegesagt, das; wir das S'lbstvcstiinmnngsrccht deranderen Völker unbeschränkt und vorbehaltlos an-erkeuncn, - daß wir aber dasselbe Recht auch füruns selbst, für unser deutsches Volk fordern. Wirhaben vorgeschlagcn. daß alle strittigen Gebicts-fragen durch Volksabstimmung der Bevölkerung derumstrittenen Gebiete cntfditcbcit werden sollen unddaß wir alle andcicn Streitfragen entscheidenwollen durch freie Vereinbarungen mit unserenNachbarvölkern und, -soweit dies nicht möglicherscheint, durch Schiedsgerichte. Das sind die

Präsident Tr,. Dinghofer: Es wurde noch
vom Herrn Abgeordneten Malik ein Antrag
gestellt, der folgenden Wortlaut hat:

„Der Antrag, des Staatsratcs wird vom
Hause für unzulässig erklärt/
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Grundsätze, die die Nationalverfammlimg und inshrnn Aufträge der Staatsrat festgelegt haben.Die Ausgabe unserer auswärtigen Politik bestehtvornehmlich dann, diesen Grundsätzen- die Geltungzu sichern, soweit das in unserer Macht liegt.

uns unmöglich macht, die Fragen sp friedlich, ans
demokratischer Grundlage zu lösen, wie wir alle cs
setzt wollen.'

Meine Herren! Tie anderen Nationen haben
über uns zunächst einen förmlichen Wirischaitskrieg
verhängt. Von dem Tage der Entstehung ihrer
neuen Staaten an haben sie ihre Grenzen gesperrt.
Die Lebennnittel, die wir aus den Agrargebieten,
die von fremden Nationen bevölkert sind, zn be¬
ziehen getvohnt waren, bekommet! wir nicht mehr.
Die Kohle, die wir nicht anders znsühren können
als über tschechisches Gebiet, wird uns gesperrt.
Unser Volk ist dadurch von der größten Gefahr, von
einer beispiellosen Katastrophe bedroht.-

\ Aber freilich, diese Ausgabe ist nnS gestelltworden unter den denkbar ungünstigsten Umständen.Die alte, znsammengcbrochcne österreichisch-ungarischeMonarchie hat-uns ein furchtbares Erbe hinter-lassen. Wir haben die Regierung' angetrcten ineinem Augenblick der vollständigen Auflösung dcr.Armee, dcr vollständigen Zersetzung des Verwaltnngs-apparates und haben als Erbe übernommen. einenWäffenstillstandsvcrtrag, dcr jede Eisenbahnlinie undjede Stadt unseres Staatsgebietes fremder Besetzungpreisgibt. Wir haben das Erbe vollständiger Ohn¬macht, vollständiger Wehrlosigkeit nach außen an-getrclen. Und schlimmer noch als düse materielleWehrlosigkeit ist die moralische Ohnmacht, in derwir zurückgeblieben sind. (Sehr richtig!)' Denn dcrganze alte, in die Seelen von Millionen tief ver¬senkte Haß, den das alte Regiernngschstem bei dennichtdeutschen Völkern rntscsscli hat, dieser Haß lehrtsich heute gegen uns. Zum erstenlual in unsererGeschichte wäre es möglich, daß wir mit unserenNachbarvölkern in vollem Frieden leben -und-unsin voller Freiheit mit ihnen versöhnen. Denn dawir-alle den Wahn aufgegeben haben, als ob wirfremde Völler beherrschen oder sie durch Zwangund Gewalt in einem Staatsgebände erhaltenkönnten, das sie nicht wollen, da wir das Selbst-bestimmnngsrccht der anderen Völler vorbehaltlosanerkennen, bestünde jetzt die volle 'Möglichkeitfriedlichen Zusammenlebens. . Aber diese Möglichkeitbesteht dennoch nicht, 'weil der alte Haß, den dieMachthaber von gestern geweckt haben, sich gegenuns kehrt-und gegen uns-sortwirkt. Das, was sieau den anderen Völkern begangen haben, ist nichtbegangen worden vom deutschen Volke, aber cs istnur allzu - oft- begangen worden -im Namen desdeutschen Volkes. Und darum kehrt sich dieser alteHaß heute noch gegen uns. (Abgeordneter Dr. Ritterv. Mühlwerth: Was ist denn an den anderen

-■ Unsere erste Au'gibe ist cs selbstverständlich
gewesen, durch tägliche utühselige Verhandlungen
unser Volk vor' dieser drohenden .Katastrophe zu
bewahren. Von der Schwierigkeit und Mühseligkeit
dieser Verhandlungen kann sich mir dcr ein Bild
machen, der sie mitcrlcbt und in allen Einzelheiten
gesehen hat, Es ist aber vielleicht nicht nnvlos, cin-
mal der Öffentlichkeit zn erzählen, tvie sich denn
solche Verhandlungen abspieleu. Erlauben Sie, daß
ich einen Einzclfall als Beispiel erwähne und Jlwen
die Geschichte eines einzigen Kvhlenzngcs erzähle,
der von Preußisch-Schlesien nach Wien geleitet
werden sollte. Die Regierung der tschecho-slowakischen
Nepublik hat uns nach längeren'Verhandlungen zn-
gesichcrt, daß Kohle aus Preußisch-Schlesien unbe¬
hindert über tschechisches Gebiet nach Wien gehen
kann. Die Kohle ist verladen worden, ist in tschechi¬
sches Gebiet unbehindert cingetreten ' und kam bis
Lundenburg. Mittwoch, den 27. November ist der
erste Zug mit obaschlesischer Kohle sür Wien in.
Lundenburg cingetrofsen. Dort wurde er gegen die
Vereinbarung angchalten. Donnerstag, den 2S. früh
erfuhren wir dies und das Staatsamt für Äußeres
wandte sich an den "wsandten dcr tschccho slowakischen
Republik juit bau Ersuchen, er möge veranlassen,,
daß der Vereinbarung gemäß dieser Kob!en;uz frei-
gegeben weide. Der Gesandte antwortete, das ent¬
spreche gewiß dcr Vereinbarung, wandte sich ait die
Station in Lundenburg und e,s»chte um Freigabe
des Zuges. Am Mittag desselben Tages erfuhren
wir, daß der Zug trotzdem nicht freigegeben wurde.
Wir wandten uns neuerdings an den Gesandten dcr
tschecho-slowakischen Republik, der uns bekanntgab,
daß die Station cs ans seine Weisung allein nicht
tun wolle und eine Weisung von Prag eingeholt
habe. Er selbst habe, mit dem Minister Stanèk und
dem Staatsbahudirekror Baśta gesprochen und die
hätten ihm zngeficheit, daß dcr Zug steigegebcn
werde. Am folgenden Tage, Freitag, den 2N., langte,
die Meldung ein, daß dieser Zug »nt 31 und. ein
weiterer Zug mir 45 Waggons, der seither angc-
kommen war, - nach Brünn abgelenkt worden seien.
Darauf haben wir dies neucrdstigs dem Gesandtem

Vulkan begangen worden ?) Das JUlll Beispiel, daßman den anderen Völkern das verweigert hat, umswir heute für uns strbst fordern, das Recht, selbstzu cmscheidcn, zu welcher! Staate wir gehörenWollen. (Abgeordneter Dr. Ritter v. Mühlwerth:Gewähren es uns die anderen jetzt?) Daß sie esuns setzt nicht gewähren darüber werde ich nochsprechen. vDieser Haß also kehrt' sich heute noch -gegenuns und so sehen wir in einem Augenblick, indem wir die Freiheit der Völker in keiner Weise'mehr behindern und für uns nicht mehr-verlangenals- dieselbe Freiheit, die wir auch den anderen zu-gestehen- uns einem wilden Hasse gegenüber, der es
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Unser Nationalrat Herold gefangen gehalten!)
Darüber werde ich noch sprechen, ich sprcchejetzt
von der Kohle.

der ckschechockkwvakischen Republik mitgeteilt- der
erklärte,, daß der Vorgang dem Übereinkommen und
den Zusage», die uns durch ihn gegeben worden
sind, widerspreche; • Gr werde neuerlich verlangen, daß
der Zug nach W'.en gelenkt werde: Bisher ist der
Zug aber nicht angekommen. (Abgeordneter Hummer:
Ex fehlt eben unser Gesandter in Prag! Wo ist
unser Gesandter?) Es ist den Herren bekannt, daß
wir vor langer Zeit schon von der tschecho-slowakischen
Regierung das Agrement für einen Gesandten, den
wir nach" Peag schicken wollten, erbeten haben.,
Tie tschecho-ilowakische Regierung hat uns eine
Antwort daraüf noch nicht gegeben, wir haben nur
inoffiziell gehört, daß ihr dieser Herr nicht genehm
sei. Wir haben uns entschlossen, bi* zur Entscheidung
der Angelegenheit einen anderen Vertreter nach Prag
zu schicken, aber dieser Vertreter hat .das Paßvisum
nicht bekommen. (Abgeordneter Hummer: Aber Tusar
■hat unseres bekommen!) Der Gesandte Tusar. ist'ur¬
sprünglich uiwt bei der Negierung der deutschöstcr-
rcichischen Republik, sondern bei der alten Liguida-
tivnsregieruug best.llt worden, die damals noch pe-
stand. Wir habi.l aber mit dem Gesandten Tusar
tatsächlich Verhandlungen eingelcitet und sind selbst-
verständlich entschlossen, diese Behandlungen auch
weiter mit diesem Herrn tatsächlich zu führen. Wenn
er auch nicht t'or'uell al» Gesandter bei uns akkre¬
ditiert ist, weil die notwendigen Förmlichkeiten nicht
eiiigehrltcn ivmdcn, köuueu wir nur sagen, daß wir
diese Verhandlung n täglich und stündlich brauchen,,
wofür das Veftpiel. das ich eben angeführt habe,
Beweis genug ist, ■ und daß unsere Ausgabe erschwert,
ja unmöglich gunacht würde, wenn auch aus diesem
Wege ein Verke w nicht möglich wäre.

Der Wirtschaftskrieg, den die Nachbarvölkerüber uns verhängt heben, hcschwört so eine Kata¬strophe herauf, deren Folgen ganz unabsehbar, sind;
denn, aych die Lebensmittelyilsc,. die die Vereinigten
Staaten und die Entente Uns zugesagt haben, wird-,
auch wenn. sie. rechtzeitig kommt, uns gar nichts
Helsen- Wenn wir keine Kohle haben werden, um
das Mehl zu verbacken. Und bas, was die Wett
wünscht und was uns bisher trotz der größten
Schwierigkeiten gelungen ist, hier Ruhe und Ordnung
aufrecht zu erhalten,, wird ganz unmöglich wcrdcn-
wenn unsere Bahnen zum Stillstand kommen, wennunsere Bevölkerung im' Winter der Kälte preis-gegeben wird und wenn hnndcrttanscicdc.Arbeiter
arbeitslos werden,. weil alle unsere Fabriken ein¬
gestellt werden müssen.„Seines Fleißes.", sagt Lcssing, „darf sichjedermann rühmen"; so darf ich wohl sägen, daß/
alle Staatsmuter, die mit der Angelegenheit befaßtsind, eine unendliche Arbeit daran gewendet haben.:
um diese Hunger- und Kälteblockade, die man über
uns verhängt hat, zu durchbrechen. Es ist aber?klar,- wsr können die Tschechen nicht zwingen, Kohle
durchzulasscu, wir können die Nationen nicht zwingen,
uns Lebensmittel zu liefern. Es ist in ihrer Macht -— das will ich nicht bestreiten —, dstsc Kata¬
strophe hier aus unserem Boden herbcizuführcn;erwägen mögen sie nur, ob diese Katastrophe
und alle Folgen, die sie' nicht nur im Augenblickhaben wird, sondern die sic in den Gefühlen des.
deutschen Bockes ans Jahrzehnte hinaus haben
loird (Zustimmung), ob all das in ihrem eigenen
Interesse liegt

Um rinn dararrs zurück,»kommen, wovon ich
sprach, so zeigt uns das Beispiel,• das ich hier er¬
zählt habe — und r§ ist um ein Beispiel von un¬
endlich vielen — unsere wirkliche Lage. Wir haben
wegen eines Kohlen.',ugeä fünf diolomatischc Ver¬
handlungen geführt. Das ist natürlich unntöglich. so
kann mau nicht wirtschaften. Es ist nnmögtich, daß
neben dem Staatsamt für öffentliche Arbeiten, das
unnnteibrochen mit diesen Dingen beschäftigt- ist,
neben denr Volkscrnähruiigsamt, das unnnterbrochen
daran arbeitet, uttö neben denr Staatsamt für Ver¬
kehr noch eilt du-lvmatischer Apparat vorhanden sein
muß,, der jedem einzelnen Waggon Kohle nnuntcc-
brochen nachlänst, der ihn .ständig verfolgt, fünfmal
darüber verhandeln muß mit dem Ergebnis, das; in
sehr vielen Fällen dieser Waggon schließlich doch
nicht anlangt. Die Situation ist nach den letzten
Meldungen überaus .verschärft, seitdeut Brür von
den Tschechö'Slvivakcn^bcsetzr worden ist. Jetzt besteht
die Gefahr, daß wir auch die nordwestbühmischr Kohle
nicht mehr bekommen unr das würde nichts weniger
bedeuten, als daß unsere Bahnen zum Stillstand
kommen. (Abgeordneter Hummer: Dort wird auck

Meine Herren! Die Nationen führen gegen,
uns nicht nur einen Wirtschaftskrieg, sic führengegen uns einen Krieg mit noch brutaleren Mitteln,
mit Maschinengewehren und ülit 15-Zentimeter-Haubitzcn. Die tschccho-slowakische Negierung läßtknistere • deutschen Städte in .TcutschbÖhmen, tut
Sndctculcmd, in Südmährcn besetzen, ihre Truppenrücken dort ein, sie bemächtigen sich der Gemeinde--
Verwaltungen, sie verhaften Bürgermeister und
Volksvertreter, sic führen ans einigen Bahnstrecken,,
besonders Dentschböhmcns, geradezu ein Schreckens-regimcnt. Ähnliche Erscheinungen sind auch im
Süden zu beklagen. Alle Bemühungen, mit der
slowenischen Nativnalrcgicrnng in Laibach zu einer
Verständigung .dahin zu kommen, daß bestimmte
Demarkationslinien festgesetzt und eingchalten werden,
die die Truppen beiderseits nicht überschreiten,
dürfen, nnd daß die ^strittigen Orte als neutrale.
Zone nach vereinbarten Grundsätzen behandelt
werden, sind, daran gescheitert, daß jede solche Ver¬einbarung. kamst erst abgeschlossen, gleich wieder
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durchbrochen worden ist. wie gerade wieder in den
jüngsten. Tagen.

slowak scheu und der jugoslawischen Regierung vor,,
daß wir mit ihnen einen Schiedsgerichtsvcrtrag etwa,
folgenden Inhaltes schließen: Alle Streitigkeiten, die
zwischen uns entstehen, sollen bis znr Entscheidung
des Friedenskongresses Schiedsgerichten unterworfen
werden, die zusammengesetzt werden nach den Be¬
stimmungen der Haager Konvention über Schieds¬
gerichte; jeder der beiden Teile verpflichtet sich,
sich dem Schiedssprüche zu unterwerfen in jeder
Sache, in der der andere das Schiedsgericht anrust..
Der Schiedsspruch soll der Entscheidung des Friedens-
kvngresses nicht vorgreifen.

Tie slowenische Nationalregiernng in Laibach
begnügt sich nicht damit, ihr slowenisches Gebiet
unter ihre Verwaltung zu stellen, sie begnügt sich
nicht einmal mehr damit, die deutschen Einschluß-
zediete im slowenischen Gebiet unter ihre Kontrolle
zu setzen, sondern sie geht dazu über, in unser
deutsches'Gebiet ihre Tnrppen cinrückcn -zu lassen,
in unserem geschlossenen deutschen . Sprachgebiet
Städte zu besetzen; dadurch ist im Süden ein Zu¬
stand geschaffen morden, der nicht weniger gefährlich
ist als die Zustände, die in einem großen Teile der
Sudetenländer schon bestehen. Auch dort ist wie in
den Sndetenländcrn schon Blut geflossen und es
besteht die große Gefahr, daß es bei einem Weiter-
verlaus dieser Dinge zu blutigen Zusammenstößen,
ja zn einem wahren Volkskrieg zwischen den beiden
Nationen kommt. (Zmschenrufe.) Meine Herren!
Von unserem Standpunkt aus besteht nicht das
geringste Bedürfnis nach diesen Kämpfen, nicht der
geringste Wunsch, solche Kämpfe zu führen. Wir
haben uns gegenüber der tschccho-slvwakischen wie
gegenüber der südslawischen Regierung ans den
Standpunkt gestellt, daß alle diese strittigen Gebiets¬
fragen dem Friedenskongreß überlassen werden sollen,
und da ja die Negierungen der beiden Nachbar-
Völker die Überzeugung haben, daß der Friedens¬
kongreß zn ih en Gunsten entscheiden werde, so ver¬
mögen wir nicht cinzuschen, welchen Grund' sie
haben, heute schon Tatsachen zu schaffen, die den
Friedenskongreß ja nicht binden können, • die aber
die Gefahr unmittelbarer Zusammenstöße zwischen
den Nationen ni d die Gefahr von Verwicklungen
mit den schwersten Folgen hcrbeiführcn.

Wenn unsere Nachbarvölker hoffen, von dem.
Friedenskongreß mehr zn erhalten, als ein unpar¬
teiisches Gericht ihnen zuteilcn könnte, so wollen,
wir ihnen biifc Hoffnung nicht nehmen; vorläufig,,
bis zum Friedenskongreß aber, wvuen wir uns
beiderseitig der Entscheidung von Schiedsgerichten
unterwerfen. Das ist der Vorschlag, den wir jetzt
in diesen Tagen den Negierungen der tschccho-slo-
walischen Republik und des jugoslawischen S'aates
machen werden. (Abgeordneter Dr. , Wichtl: Sie
glauben, Herr Staatssekretär, <laß1 {las angenommen
werden wird?) Das weiß ich nicht. (Abgeordneter
Br. Wichtl: Wir sagen Ihnen im vorhinein, daß da&
nicht angenommen werden wird! — Zwischenrufe./
Zeh weiß eö tiicht, ob cs angenommen werden wird,
aber ich meine, wenn die ischecho-slowalischc Re¬
gierung und die jugoslawische Regierung. die.- ei¬
genen Interessen ihrer Völker nüchtern bctrachten-
werden, müßten sie unseren Vorschlag annehiucim
(Sehr richtig!) Denn ich glaube nicht, daß es ein.
Jutcresie des tschecho-slowaNschen und des jugosla¬
wischen Volkes ist, hier jene Zustände herbeizu¬
führen, wie sie unvermeidlich kommen müssen, wenn
dies r Krieg, den sie gegen nns führen, ganz ein¬
seitig führen — denn wir fühlen keinen Krieg gegeir
sie und wollen keinen gegen sie führen — weiter
gebt. Nach meiner Überzeugung ist dieser Krieg,
nicht im Interesse des tschechv-slowakischen und des
jugoslawischen Belkes. Das zeigen die Vorgänge irr
Demfchbühmen. Vor einigen Wochen hat cinr
Stimmung des Kleinmut, s in Dentschböhmcn ge¬
herrscht; . unter dem Drucke der schweren Nieder¬
lage, die das deutsche B l! erlitten hat, hat Demsch-
böhmcn an seiner Zukunft verzweifelt. Aber diese
Sttmmnng des Kleimiuitce ist voüständ g gewichen
gerade durch die Gewalttätigkeiten, die die Tschechen
gegen Dentschböhmen begangen haben, und heute
hcnscht in Deutschböhmen eine Stimmung des
Kampfes und des Widerstandes, wie sie vor we¬
nigen Wochen noch nicht bestanden hat. '(Zu¬
stimmung.) Das ist ganz selbstverständlich. Die
tschechische Nation braucht bloß ihre eigene Ge¬
schabte anzuehen, um zu wiffcu, daß sich ein Volk
durch Gewalt -nicht beugen läßt. (Zustimmung.) Sie
braucht sich bloß die Geschichte des alten östcrrei-

Meine Herren! Wir haben nns alle Mühe
gegeben, alle diese Einzelsälle in friedlichstem
unv versöhnlichstem Geiste zu behandeln. W>r
haben sie zum Gegenstände von schriftlichen und
mündlichen Beschwerden gemacht. Wir haben den
Verkehr mit den Gesandten dieser Staaten in
der Gcsandtenkrmfcrcnz zn organisieren versucht,
um möglichst friedlich, möglichst ruhig den gegen¬
wärtigen Zustand zu erhalten, bis der Friedens¬
kongreß cnischcidet. Aber ich muß gestehen, daß
alle diese Versuche ergebnislos geblieben sind. Wir
haben rins entschlossen, den Regierungen unserer
beiden Nachbarstaaten einen letzten Vorschlag zn
machen. Es ist ja der Grundgedanke jener neuen
Wcltordnnng, die ein so großer Teil der Mensch¬
heit jrtzt erstehen zn sehen hvfft, daß Streitigkeiten
zwischen den Völkern nicht durch Gewalt ent¬
schieden werden sollen, sondern dnrch Gerichte, die
aus Grund des Völkerrechtes urteilen. Wir schlagen
darum unseren Nachbarvölkern vor, daß die Streit¬
fragen, die zwischen uns stehen, auf- diese Weise ent¬
schieden werden sollen. Wer schlagen. der tschccho-'
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Ganz besonders ernste Sorgen haben wir um. _

unsere deutschen Landsleute in den deutschen Teilen
Südtirols, die von Italien beseht sind. Was wir
von dort hören, macht uns sehr besorgt. Die
italienischen Kommanden haben angekündigt, daß sie
diese kerndeutschen Gebiete als einen Teil des
Königreiches Italien betrachten (Rufe: ROrtl Hört/),.
daß das Königreich Italien diese Gebiete nicht etwa,
nur zeitweilig besetzen, sondern dauernd behalten
will.. Die Italiener haben den Nationalrat, den die
deutsche Bevölkerung dieser Gebiete selbst gebildet
hatte, aufgelöst, obwohl er seine Tätigkeit nach der
Okkupation auf rein wirtschaftliche Fragen beschränkt
hat und obwohl diese organisierte Fürsorge für die
Wirtschaft dieser Gebiete nin so notwendiger ist, als
die italienische Regierung bisher nicht in der Lage
war, diesen Gebieten, die arge Not leiden, mit
Lebensmitteln irgcudtvie ausznhckfen. Ich weiß nicht,
vb man sich in Italien und ob man sich überhaupt
im Auslände darüber klar ist, was diese Gebiete
für uns bedeuten. Für die Italiener mag das.ja.
unr eine Anzahl von Quadratkilometern sein und
das Volk, das dort wohnt, das mag ihnen nur
ein Zubehör zu einer günstigen strategischen Grenze
sein, aber für uns, und ich darf sagen, für alle
Deutschen, bedeuten diele Gebiete etwas ganz
anderes. Es gibt vielleicht nirgendwo einen Fleck
deutscher Erde, der jedem Deutschen so teuer ist,
wie gerade dieses deutsche Südtirol. Tenn es ist
die einzige Stelle in d.'r Welt, wo der Süden,
deutsch ist. Es ist ein Stück Landes, das seit vielen
Jahren die Deutschen augezogcn hat, die zu großen.
Massen, zu Tausenden hingekommcn sind, um die
landschaftlichen Schönheiten und .die Spuren vonneu» Jahrhunderten deutscher Geschichte und denischcr
Kultur dort zu bewundern. So ist dieses Stück Erde
jedem Deutschen heilig geworden' und es wäre das
ganze deutsche Volk in icincn tiefsten Geruhten auf
das Schmerzlichste verletzt, rvenn es dieses Stück
Erde verlöre und diese 206.000 Deutschen, die
dort wohnen, einer frcntden Herrschaft unter¬
worfen sähe.

chischcn Staates anzusehen, um zu erkennen, wohin
mau kommt, wenn man eine ganze Nation mit
Gewalt in einem Staatsverbande erhalten will.
Wenn die tschechische .Nation aus ihrer eigenen
Geschichte etwas gelernt hat. so muß sic begreifen,
haß diese Methode der Hunger- und Kälteblockade,
diese Methode der gewalisamen Besetzung der
deutschen Gebiete nicht der Weg ist, auf dem die
Tschechen 51c einem freien und demokratischen Staat,
in dem sie sich selbst regieren, kommen können. Es
ist ein wahres Symbol, daß die tschechische Ne¬
gierung vor wenigen Tagen eine deutsche Zeitung
auf Grund des Ausnahmszustandes eingestellt hat,
den Graf Stnrgkh über ganz Österreich verhängt
hat. (Lebhafte Zustimmung.) Es ist ein wahres
Symbol; denn cs ist das unvermeidliche Ergebnis
einer Politik der nationalen Vergewaltigung und
des nationalen Zwanges, daß sie zu den Mitteln
des Grafen Stürgkh kommen muß. (Lebhafter
Beifall und Händeklatschen.)

Deshalb glaube ich nicht daran, daß es den
.wirklichen Interessen des tschecho-slowakischen und
des jugoslawischen Volkes entspricht, große Teile
des deutschen Volkes gewaltsam in ihrem Staat
cinsperrcn zu wollen und gegen das ganze deutsche
Volk eine Politik der Gehässigkeit und Feindseligkeit
zu betreiben, eine Politik, die Gefühle erweckt, die
.schließlich, wenn auch nicht heule und nicht morgen,
doch später einmal bcm tschecho-slowakischen nnb
jugoslawischen Volke fühlbar werden können. Denn
so fchrvach die deutsche Nation heute in Europa
sein mag, wir bleiben doch ein großes Volk von
70 Millionen Menschen. (Zustimmung) Wir werden
immer die Nachbarn der Jugoslawen sein und wir
weiden immer das tschccho-slvwakischc Staatsgebiet
von Norden, Westen und Süden umgeben. lind
wenn es unser Interesse ist — und das ist meine
Übexzcugung immer gewesen und ist cs heute, wie
immer, — wenn cs unser Interesse ist. in Frieden
und Freundschaft mit unseren kleineren und
schwächeren Nachbarvölkern zu leben, so ist das.
meine ich, »emgstcus in demselben Maße, auch das
Interesse dieser Nachbarvölker.selbst. Deswegen habe
ich der tschecho-slowakischen und jugoslawischen
Negierung den Vorschlag gemacht, daß wir auf-
diejc Kämpfe bis znin Friedenskongreß verzichten,
daß wir uns beiderseits bemühen, diese Konflikte
zn vermeiden und daß wir alles, worüber wir im-5
nicht einigen können, einem Schiedsgerichte zur
Entscheidung überlassen, bis der Friedenskongreß
die endgültige Regelung schafft. Es wird nun Sache
dieser beiden Regierungen sein zn entscheiden, ob
lic diesen Vorschlag' annchmcn wollen oder nicht.

Meine Herren! Wir können heute in der Lage,
in der wir sind, nichts anveres tun.' als der Welt
zu sagen, daß sic. wenn sie über diese Gebiete ent¬
scheidet, wissen soll, daß das nicht eine Entscheidung,
nur über ein kleines und unwichtiges Stückchen •
Land ist, sondern daß das eine Entscheidung ist,die die G.fühle des ganzen deutschen Volkes ans
das Wesentlichste beeinflussen wird. Was wir für
dieses Stück Dcnischtirvl verlangen, für dieses Ge¬
biet zwischen dein Brenner und der Salnrner Klause,.
ist nichts anderes als das. was ja die ganze Welt,die gegen Deutschland und das. alte Österreich-
Ungarn im Kriege stand, selbst immer als ihr
Programm verkündet hat, daß man nicht ein Volk,
ohne es zu befragen und wider feinen Willen^ aus

Neben dieser Frage unserer Beziehungen zur
tschecho-slowakischen Revublik und zum jugoslawischen
Staate beschäftigen nns natürlich ständig auch die
Beziehungen zn unseren anderen Nachbarvölkern.
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einem Staatsgebiete in das andere schiebe (leb¬hafter Beifall und Händeklatschen), wie man
Schachfiguren auf einem Brette verschiebt, sondernbaß man dieses Volk selbst befrage, wohin cs ge¬hören will.

sibirischen Winters versehen waren, haben sie diese
jetzt nicht mehr, denn näch dem Frieden von Brest-
Litowsk haben sic alle geglaubt, daß sie in kürzester
Zeit nach Hanse kommen werden, haben alles ver¬
kauft und sind jetzt schutzlos der Kälie preisgegcben.
Wir selbst können jetzt unseren Landsleuten dort
nicht helfen, denn zwischen uns und ihnen liegt ja
die sogenannte tschecho-slvwakiscke Front, so daß eine
Verbindung nicht möglich ist. (Zioischenmfc.) Daher
haben wir uns, nachdem das Staatsamt für Äußeres
seine Tätigkeit begonnen hat, an die amerikanische
und an die japanische Negierung mit der Bstie ge¬
wendet, ans reinen Meiischlichkeitsgründen diesen
hnnderttansendeii Menschen zu helfen. Es ist ja
nicht der geringste militärische Grund mehr denkbar,
warum man diese unsere L indsleuke nicht nach Hause
ließe. Es ist ein Gebot der Menschlichkeit, daß man
diesen hnnderttansenden Menschen Hilst. Wir haben
die amerikanische und die japanische Regierung er¬
sucht, sic möchten zunächst eine Hilfsaktion veran¬
lassen, daß man diesen Menschen dvrt Schutzmittel
gegen die Kälte gibt, das; man für ihre angemessene
Verpflegung und Unterbringung sorgt und sie mögen
dann vor allem dafür sorgen, daß diele Gefangenen
so bald als möglich nach Hause geschickt werden,
daß mau sie zum Teile vielleicht, wenigstens soweit
es sich um Invalide und um Leute handelt, die
schon seit dem Jahre IhJ4 in Gefangenschüst sind,
der Beschleunigung wegen auf dem Seewege nach
Hanse s hasst, solange der Landweg noch nicht frei ist.
Wir hoffen, daß diese unsere Bitte an bie ameri¬
kanische u>d japanische Regierung dort Gehör finden
wiid. Wir haben es versucht, uns auch hier mit
d.'n anderen Nationen über eine gemeinsame Für¬
sorge für die Kriegsgefangenen und eine gemein-
saine Organisation dieses Fürsorgedienstcs zu wcr-
nändigcn. und haben dabei insbesondere bei der
ungarischen Negierung sehr viel Verständnis und
sehr viel Neigung dazu gefunden. Wir werden uns
bemühen, auch unsere eigene Organisation zu ver¬
bessern.

Meine Herren! Neben diesen großen fragender Politik sind wir natürlich pflichtgemäß auchmit. der Fürsorge für unsere Landsleute beschäftigt,die das Opfer des Krieges sind, vor allem mit derSorge um unsere Zivilgefangcnen und Kriegs--gefangenen, die noch immer im Auslände sind DieZahl unserer Gefangenen hat ja am letzten Kriegs-toge cincganz ungeheuerliche Vermehrung erfahren.(Ii»ri! Hrt!) Es ist int Waffcnftillstandsvcrtrage,den das Armeeoberkommando mit dem italienischenOberkonlniando abgeschlossen hat, ausdrücklich ver¬einbart worden, daß die Feindseligkeiten 24 Stundennach der Unterscrtignng des Waffenstilistaiidsver-träges anshörcn sollen. Aber in dem Augenblicke,in dem sich das Armeeoberkommando entschlossenhat, den. Maffcnstillstandövcrtrag anzunehmen, indem Augenblicke hat cs telegraphisch verfügt, daßdie österreichisch-ungarischen Truppen die Feindselig¬keiten einzusiellen und die Waffen zu strecken hab.n,ohne sich zu vergewissern, das; das auch auf deranderen Seite geschieht. (Hrt! Hirt! — LebhafteZwischenrufe.) Die Italiener haben sich an denWortlaut gehalten, daß also noch 24 Stundenweiter Feindseligkeiten zulässig seien und unsereT'uppen, die die Waffen einfach gestreckt halten,wurden umzingelt und zu Hunderttausenden gefangengenommen. Man kann dazu nur sagen, daß dask. u. k. Armeevberkonunando seine Tätigkeit würdigbeschlossen hat. (Andauernde Zwischenrufe.)' Wie der.Anfang, so das Ende. (Beifall. — LebhafteZwischenrufe.)
Meine Herren! Wir haben keine Möglichkeit,diese Grsang-men. die sich heute in Italien itnd inden westlichen .Ländern besi 'den, jetzt frei zu be¬kommen. Der Waffeiistilliiandsvertrag verfügt ein-seitig. daß wir die Gefangenen, die in unseremGebiete sind, frcizngeben haben — was geschehen ist— wahrend unsere gefangenen Landsleute cmchweiter das-harte Los der Gefangenschaft tragenmüssen. Noch schwerer aber als das Los dieserGefangenen ist das Schicksal derjenigen, die sich in'Rußland, insbesondere in- Sibirien besinden. InSibirien und in Turkestan sind immer noch Hundert-tausende unserer Landsleute. Es sind viele darunter,die schon seit dem Jahre 1914 kriegsgefangen sind,die den fünf en Winter in Sibirien verbringen unddie Lage unfercr Landsleute dort ist heute noch un¬vergleichlich schlimmer. als sie jemals war; denn wennsie früher noch die Möglichkeit einer Postverbindungmit der Heimat hatten, ist diese Möglichkeit jetzt voll¬ständig abgeschnitten, und wenn sie vordem doch nocheinigermaßen mit Schutzmitteln gegen die Kälte des

Der ganze alte Dienst der Kricgsgcfangencn-
sürsorge war dadurch gehemmt, daß die Aufgaben
Zwischen Kciegsininisterium und Ministerium des
Äußern verteilt waren, was positive, aber vor
allem negative Kompctcnzkonfliktc hervorgernfen har.
(Zustimmung und Heiterkeit.) Wir wünschen dieses
wenig ruhmvolle Beispiel nicht nachzuahmen und
versuchen jetzt, eine Zentralstelle zu gründen, die
einheitlich diese ganze Fürsorge organisieren soll.
Tie Bevölkerung darf also darüber beruh gt sein,
daß alles geschieht, was von unserer Seite ge¬
schehen kann, um unseren gefangenen Landsleuten
zu helfen. Aber ich will nicht verhehlen, daß wir
auch in dieser Hinsicht in einer sehr traurigen Lage
sind, weil uns auf der einen Seite der Waffen¬
stillstandsvertrag im Wege ist und rmf der anderen
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Seile die militärischen und politischen Verhältnisse
m Rußland, die es uns unmöglich machen- uns
mit der Masse unserer Gefangenen in Sibirien, in
Tuckestau und im Kaukasus in direkte Verbindung
zu setzen. ^

festgestellles Gebiet. Wir. waren ein . Staat, ohne
abgegrenzie Staatsbürger. Wir sahen. uns, tun die
rechtlichen Einrichtungen zu schaffen, g-nötigt., zuerst
aus der . unbestimmten Allgemeinheit des, alten
Österreich, aus der internationalen Einheit des alten
Österreich das herauszulösen, was uns an Boden
und an Menschen gehött. Wir waren aber auch
eine Gemeinschaft, zunächst ohne alle öffentliche
Gewalt, ohne gesicherte öffentliche Gewalt. Was, an
öffentlichen' Gewalten vordem bestand, -war. teils
österreichisch-ungarisch, teils gesamtösterreichisch..

Meine Herren! Ich war gezwungen, ein sehr
trübes und anscheinend hoffnungsloses Bild unserer
.ganzen wirtschaftlichen, militärischen und politischen
Lage zu entwerfen.

Das Bild ist traurig, wir sind in einer sehr
bösen Lage.' Aber ich glaube nicht, daß wir den
Mut sinken lassen dürfen. Unser Volk hat schon
schlimmere Stunden in seiner Geschichte erlebt und
es hat sich aus schlimmeren Lagen emporgearbcitet.
Wir haben es erfahren, daß gerade Zeiten, in denen
die äußere Lage unseres Volkes am kläglichsten ge¬
wesen ist, daß gerade diese Zeiten Zeilen seiner er¬
hebendsten inneren Größe gewesen sind. Auch dies¬
mal dürfen wir hoffen, daß es nicht anders sein
wird, auch diesmal mögen unsere Nachbarvölker
damit rechnen, daß cs nicht anders sein wird. Wie
traurig die Lage des deutschen Volkes im Augen¬
blick auch ist, wir sind gewiß, daß gerade diele
traurige Lage für das deutsche Volk die Quelle
innerer Neugestaltung, die Triebfeder der Be¬
gründung seiner inneren Freiheit sein wird, die ihm
auch wieder die Stelle in der Gesellschaft der Na¬
tionen verschaffen wird, die ihm nach seiner Zahl,
die ihm nach seiner Geschichte, die ihm nach seinen
Leistungen für die Kultur der Menschheit gebührt.
(Lebhafte)' Beifall und Händeklatschen.)

'Wir selbst besaßen keine Regierungsgewalt,
keine Exekutive. Wir mußten sie uns erst schaffen.
Aber die früheren Gewalten waren vollständig
zusammen gebrochen, da gab es keine einzige Behörde
mit unbestrittener, Autorität, es 'war ein so voll¬
ständiger Zusammenbruch, daß wir selbst für jede
einzelne Lokalbehörde erst die Autorität bcistellen
mußten. In jenen ersten Tagen war es einer
Behörde unmöglich, sich Geltung zu verschaffen,
außer auf dem Wege, daß sie sich vom Slaatsrate
die Beglaubigung ihres rechtlichen Bestandes ver¬
sicherte. Wir hatten die Aufgabe, selbst eine öffent¬
liche Gewalt einzurichten. Wir haben diese Aufgabe
übernommen. indem wir in der Nationaloersamm-
lnng vom 12. November uns als freier Volks¬
staat erklärten und den Vollzugsausschuß beaus-
ttagten, die bisherigen Amtsräume zu über¬
nehmen, und indem wir in den Ländern draußen
durch das Gesetz über die Übernahme der Staats¬
gewalt in den Ländern die rechtliche Konstitution
gaben, die Verwaltung im Namen des Staates
Deutschösterreich zu führen. So besaßen x wir
endlich einen eigenen Ämter- und Behörden¬
organismus und dieser Ämter- und Behörden-
organismus war nun erst zusammcuzustimmen und
neu zu orientieren. . Wir gestehen ganz offen, daß
dieser Versuch noch' nicht durchaus gelungen ist,
weil einerseits die Länder in dem jungen Bewußt¬
sein ihrer erhöhten Freiheit sich viel zu wenig der
notwendigen gesetzlichen Schranken^ zu wenig der
notwendigen Jntcresscnsolidaütät aller Länder
bewußt sind und weil andrerseits die zentralen
Behörden noch nicht stark genug eingelebr sind und
das Ruder noch nicht so fest in der Hand "haben,
als daß sie auch den Ländern in jedem Falle alles
das buten könnten, was die Länder für sich in
Anspruch nehmen können.

Präsident Seitz: Zum Worte gelangt der
Herr Staatskanzler Dr. Renner.

Siaatskanzler Dr. Kenner: Hohrs Hans!
Es ist meine Aufgabe, zu zeigen, wie wir tu dem
harten und düsteren Rahmen unserer auswärtigen
Lage unsere inneren Verhältnisse gestaltet haben,
einen Überblick zu geben üvcr das, was wir b.sher
vorgekehrt und einen» Ausblick zu eröffnen auf
das, was wir zunächst noch zu tun haben.

44 Tage sind seit jenem 21. Oktober ver¬
flossen, wo die Volksvertreter der deutschen Nation
sich drüben im historischen Landhausc versammelt
haben, mn sich als eine Nation und einen Staat
zu erklären. In diesen 44 "Tagen hatten wir das
Staatswcsen, das wir begründeten und dem wir
den Namen Deulschösterreich gegeben haben, not¬
dürftig einzurichten. Wir haben erst am 30. Oktober
durch das Gesetz über die grundlegenden Einrich¬
tungen der Staatsgewalt das Gesctzgebungsrccht an
uns genommen und haben uns im Vollzugsausschuß,
im sväteren Staatsrate, das ..erste Vollzugsorgan
geschaffen.

Aber immerhin, in einer Konferenz, die der
Kabinettsrat mit. den Landesregierungen gehalten'
har. haben sich die Grundlinien des Eiuberständ-
nisscs ergeben und wir hoffen, daß wir das, was
stnst mit blindem obrigkeitlichem Befehl hätte durch¬
gesetzt werden müssen, im Einverständnis der wohl-
b ratcnen Länder und einer maßvollen Zentral-
gemalt hergestellt werden wird.

In welcher Lage waren wir da? Wir waren
ein Staat, ohne festes, gesichertes, auch nur rechtlich
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tiüs dem Nichts,'- -ctils sich heraus erst einen'Ver-
w'altühgsästparat schaffen uftb wir konnten von
Unserer Sekte, bM dem. Lünöe. abgdfchnttten ünd
sblb'st bedroht' durch. Lebensmittelschwierigkeiten,
nicht rasch genug diese Behörden aus dem-Boden
fianMen, . die wir notwendig gebraucht hätten. Hier
'rÜchft sich sehr, daß' wir. nicht schon öor latiger
Zeit als Natioü unscte MißderheitÄN'teressen ge¬
wahrt, daß wir nicht schon früher durch did Kreis-
vdrsassujig ßns die Selbstreßierung in unseren
Siedlüngs'gebirtdn gesichert haben. Hätten wir'das
getan, dünn wäre es den TschechoslaMn niemals
inöglich gewesen, / unseren Besitzstand dermaßen 'zu
bedrohen, wie es heute der Fall ist. '

SBir .^flÜcn,. 'frei', bet' feetiiafjtiie b>cr Zettel-;
.gewalt einen' Knäuel ;ö$n ^Schwierigkeiten vor-
gcfnnbfn, der ^gelÄst .werden ltliißte. JÄes' Mini¬
sterium war emÄesihstaud des Men Österreich,
also ein iniernaiiynaler Besitzstand. [ Dieser' Äesitz-
fhü'ib /war |erron& getüord'en. Innerhalb dieses
Besitzstandesmar' der 'deutsche BefitzMnd/. der in
unseren Stäatsämtern' sich' atlsdrückte, stur eth
aliquoter Eejs^.'Mr müßten' 'null kraft''der Gebieks-
h'ohett des /Maates hie V^ani'wvrtuit'g für' das
Ganze Übernehnten,' oijtie die Äbsicht zu baben,

^ über das -Ganze zu .verfugen.. -. Es mußte also in
-.jedem Ministerium der, Teil, der der Gesamtheit
-übrig 'bleibt, ausgeschieden und. als sogenannte
Äquidiernngsmasse .festgehalten werden, auf -er
anderen Seite mußte.der. deutschösterreichische Besitz¬
stand fest -in die Hand genommen und festgehalten
werden. , .- ....

. Nun haben wir alle Zweige der Staatsgewalt
auf . uns übernommen. Wir haben auch den Versuch
gemacht, eine bewaffnete Macht aufzurichlen, soweit
es unter, diesen Umständen möglich war, und ich
gestehe offen, daß mir gerade der Zustand der be¬
waffneten Macht im gegenwärtigen Augenblick noch
mehr Sorge macht als die innere Verwaltung.
(.Zustimmung.) Aber gerade, hier haben wir schwere
Hemmnisse, die uns einerseits die Niederlage. und
andrerseits die Waffenstillstandsbedingungen auferlegen
und die uns hinderten rasch zu schaffen, was not¬
wendig wäre, nämlich eine solche öffentliche Gewalt,
daß man sich selbst verteidigen und seine eigene
Heimat gegen frevelhafte Angriffe schützen kann.

So - ist es uns doch in ganz kurzer Zeit, ge¬
lungen, die Verwaltung wieder in Gang zu bringen.
Es war nicht einfach: In der Zeit von-90 Tagen
seines Bestandes hat. der Kablucttsrat nicht weniger
als 20 Sitzungen abgehalten, in denen er sich .be¬
mühte, die. Verwaltung fest in die Hand zu be¬
kommen, sic . zu yrdtt.cn und insbesondere in den
überaus schwierigen Beamtenfragen. einen Ausweg
zu finden. ^Wir schritten am 14. November durch
Beschluß der Nationalversammlung zur Übernahme
der richterlichen Gewalt und. wir., gingen endlich,
daran, unser bestrittenes Siedlungsgebiet draußen
zu schützen. Freilich viel zu langsam für das Be¬
dürfnis dieser bestrittenen Gebiete, aber doch in
einer Zeit, die zehnmal, die hundertmal kürzer ist
als diejenige,. die sonst .für.Verwaltungsreformen im
alten Staate Österreich in Anspruch genommen wurde,
gelang, es uns, für diese Länder, für Sudetenland, und
Deutschböhmen, eigene Landesregierungen einzuführen,
eigene. Fiuanzlandesdirektionen, Obergerichte. Post-

. direkkionen, Eisenbahndirektiynrn, besondere Pensions¬
anstalten und besondere .Unfallvcrsicherungsanstalten.
.Die.Einrichtung so vieler neuer Ämter, und Be¬
hörden läßt es uns .sehr schmerzlich empfinden,
daß mährend des. alten Regimes nicht mehr ge¬
schehen iß, ;um die nationale Sclbstrcgierung im

. Nahmen der alten Ordnung zu- sichern. Wenn heute
Deutschböhmen und Sudetenland in so außerordeni-

• Hrl)cn Schwierigkeiten, find — auch innerlich, nicht
nur, daß sie von außen, bedroht sind t- so geht
das daraus zurück, daß in diesen beiden Gebielkin
nicht schon in'Zeiten dxs nationalen Friedens die
nationale Selbstregierung, die. nationale .'Lokälver-
waltung ausgerichrer ' war. ' Die tschechoslawischc
Nation genoß . in Prag' den . Vorteil, eine wohl-
'ausgcbaute zentrale .Verwaltungsstelle zu besitzen,
mit. deren Machtmitteln sic imstände war,, gegen
Deutschböhmen vorzugehen. .Unsere' armen Deutsch-
böhmen besaßen nichts von alledcni.' Sie. wußten

7 Diese Gesetzgebungsarbeiten, die nun von uns
gemacht worden sind, die Verwaltungseinrichtüngen,
die mir geschaffen haben, .das Zusammenarbeiten
dieser. Glieder der Verwaltung sind — darüber
besteht kein Zweifel und ich möchte es am aller¬
wenigsten leugnen — noch überaus mangelhaft, und
wenn in der Öffentlichkeit Kritik an uns geübt wird,
so gebe ich dieser Kritik insofern ganz recht, als
sie' den faktischen Zustand der Dinge beschreibt. Ich
gebe ihr nur unrecht, wenn sie behauptet, es härte
mehr oder es hätte besseres in dieser Zeit geleistet
werden können. In 44 Tagen eine Zentralregierung
aufzurichten, .in 4'4 Tagen' alle Landesregierungen
umzugestal'ten, in 44 Tagen die. aus den Händen
der früheren'Behörden entglittene Gewalt über die
Lokälbetzörden wieder auszurichten, 'in 44 Tagen das
ganze Verwallungssystem neu' zu orientieren, aus
einem' streng bnreaakratischen, durch Obrigkeitsbefehl
gelenkten Apparat ein der Volksregierüng dienendes
Instrument zu machen, das ist eine Aufgabe, wie
sie'größer nicht gestellt werden kann.,Und wenn ich
nur an das eine erinnere, daß wir in dieser kurzen
Zeit im Wesentlichen den Gegensatz zwischen landes-
sürstlichcr' und autonomer Verwaltung überbrückt
haben, und wenn ich'dagegen halte, wie lange das
alte Regime diese Frage studiert und behandelt'hat,
ohne in irgendeinem Punkte meiterznkommen, so muß
ich sagen, das, was wir geleistet haben, kann 'mit
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Mückstcht aus die , kurze Zeit nur. böser Wille als
ungenügend bezeichnen.

richtig!) Unsere Lage ist also überaus bedrängt
-und wir hatten es schwer, sehr schwer, aber . «h
meine, zp Kleinmut ist doch kein Anlaß. Dm cmft
unsere Lage auch sein mag — und.es gibt nichts
ernsteres als die Schilderung, die der.Herr-Staats-
fektretär des Äußern über unsere -Lage gegeben
hat —, zu Kleinmut haben wir doch keinen Anlaß,
mag es auch in diesem Augenblick, wie ich meine
fälschlicherweise, -den -Anschein...haben, als wenn -an
Stelle -der wahrhaft glückverheißenden Grundsätze
einer freien Völkergemeinschaft, -wie sie Wilson ver¬
kündet hat, an Stelle dieser Botschaft des Zu¬
sammenlebens Freier. und Gleicher, die Willkür
bonapartistischer Generale und die Herrschsucht einer
imperialistischen Bourgeoisie. getreten wäre. Diesen
Anschein hat es, aber wie dem immer sein mag,
die Völker sind nicht von. heute und morgen, Siege
kommen und Siege vergehen, und gerade wir als
Deutsche können es wissen und begreifen, daß die
stolzesten Siege in der kürzesten Zeit sich .-in. ge¬
fährliche Niederlagen verwandeln können. Deshalb
glauben wir -zuversichtlich, daß unser junges Staats-
wesen trotz der Schwierigkeiten, in denen ivir uns
jetzt befinden, sich.aufraffen wird, daß es bestehen,
wird, und zwar bestehen sowohl in seiner eigenen
Individualität wie auch in Gemeinschaft mit dem
gesamten deutschen Volk.

.And welche Schwierigkeiten hatten wir!. Es
muß gegenüber der überlauten Kritik dieser provi¬
sorischen Nationalversammlung folgendes festgestellt
Merdrn: wenn die provisorische Nationalversammlung
in allen diesen Fragen nicht zu .raschen, durch¬

schlagenden Handlungen kommt, sondern wenn sie
sich versucht, wenn ihr Vorgehen eines gewissen

. Dilettantismus nicht entbehrt, so ist es nicht ihre
.Schuld, sondern- eine Folge der Tatsache, daß unsere
Parlamente von der Verwaltung immer ferngehalten
Morden sind, daß die Verwaltung sich hochmögend
abgesondert hat von der Volksvertretung und der
Volksvertretung nur die Rolle eines Supplikanten
und .Zetteleinreichers bei der Ministerbank ,Angewiesen
hat (lebhafte Zustimmung), wahrend die Rcgiermigs-
gewalt von obenher als eine srkmdc Gewalt aus-
-gerichtet wurde. {Sehr richtig!) Nun haben diese
Volksvertreter, die in' einer wahrhaft entwürdigenden
Stellung gegenüber dem Staate gehalten worden
stnd, in der Stunde der Not, als ein ganzes
Staatswesen und damit ein ganzes Volk verlangt
wurde, des Staates sich erbarmt und einen Staat
riufzurichten versucht, so gut sie es eben konnten
und so gut sie es unter dem alten Regime lernen
konnten. Diejenigen, die zahlreichen, die sich vordem
-an dem alten Österreich in der Regierung versucht
haben und die nun eine so hochmütige Kritik an
der Unfähigkeit unserer Nationalversammlung üben,
mögen nicht vergessen, daß ihr Verdienst vor allem
anderen war, ein..großes Reich zugrunde zu richten;
unser -Verdienst wird sein, ein . ganz bescheidenes
Volk und einen bescheidenen Staat aufzurichten. Ich

. bin also der Ansicht, daß uns in der öffentlichen
Meinung Unrecht geschieht und daß die Presse, die
natürlich von ihrem Recht der freien Kritik Ge¬
brauch machend, manches nicht für gut findet, was
Mir tun, die Schwierigkeiten nicht würdigt, unter
denen wir gearbeitet haben.

Diese Hinüberleitung auf das neue System,
in die Zukunft, ist aber nur zum Teil, die Aufgabe
unseres Hauses hier und des Staatsrates. .Vom
Anbeginn an war es uns klar, daß wir nicht
berufen sind, im eigenen Namen und mik end¬
gültiger Entscheidungskraft die Geschicke des Landes
in die Hand zu nehmen, es war uns klar, daß
wir nur hinüberzuleiten und vorzubereiten haben.
Wenn so vielfach geklagt wird, daß unsere Gesetz¬
gebung unfruchtbar ist,. sozial und ökonomisch ,uu-
fruchtbar, so kann das eben nur erklärt und auch
nur verstanden werden, wenn mau bedrnkt, daß es
nach unserem eigenen Programm nur.Überleitungs¬
gesetze sein sollen, daß wir nichts Definitives
schaffen, sondern nur von der früheren Zeit aus die
neue überleiten wollen. ,

Dazu kommt noch der große Unterschied, daß die
Deutschen in Österreich auf den Zusammenbruch und
ans die Aufrichtung eines eigenen Nationalstaates
nicht vorbereitet waren, während die anderen sich
durch Jahre vorbereitet halten; wir wußten nicht,
wie wir nur die notwendigen Arbeiten unter uns
verteilen sollen, die anderen hatten schon längst alle
Posten persönlich vergeben und besetzt; wir arbeiten
im. Zustande der Wehrlosigkeit nach außen, die an¬
deren sind wohlbewehrt und bewaffnet und . stützen
sich auf den Titel des Sieges: wir als Besiegte
sind hilflos, die anderen haben zwar selbst nicht
gesiegt, aber sie berufen sich auf den Sieg und sind
-dabei voll Begeisterung, voll des großen und hohen
Mutes und Sie wiffcn ja, daß Kleinmut nicht die
Tatkraft fördert, daß aber der frohe.Mut des
Sieges auch die .Entschlußkraft stärkt. (Sehr

Für die Zukunft aber haben ivir nur ein
großes Werk - und das ist die Herbeiführung der
konstituierenden Nationalversammsung. das ist also
die Festsetzung des Wahlrechtes, des Wahlverfahrens,
die möglichst rasche Ausschreibung der. Wahlen,, die
Bewirkung des Zusammentrittes der konstituierenden
Nationalversammlung und die Vorsorge dafür, daß
diese konstituierende Nationalversammlung in voller
Freiheit tage. -

In dieser Absicht hat der - Staatsrat
seine Arbeiten sehr weit gefördert -und er¬
legt der Nationalversammlung heute schon , das
Gesetz über die Einberufung der konstituierenden
Nationalversammlung als Mantelgesetz und als
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Teilgesetz die Wahlordnung zur konstituierenden
Nationalversammlung vor, zwei Gesetze, durch die
Hie Gestalt und die Wirksamkeit der konstituierenden
Nationalversammlung in unmittelbare Nähe rückt.

Länder und der Gemeinden in das Ganze der-',
Staatsverwaltung sichergestellt ist, dann, glaube ich^
find alle diejenigen 'vorbereitenden Maßnahmen ge-
ttoffen, die es uns ermöglichen, in die Neuwahlen:
zu gehen.Es ist'über dieses Wahlrecht in der Öffent¬

lichkeit schon viel gesprochen morden, der Wahl¬
entwurf hat mancherlei Gegenentwürfe und Gegen¬
vorschläge hervorgerufen und es wird also not¬
wendig sein, daß ich zur'Orientierung der öffent¬
lichen Meinung über die Absichten des Staatsrates
Ihnen die' drei Grundgedanken dieses Entwurfes
vortrage. '

Wir spüren heute freilich schon allenthalben/
daß man zu den Neuwahlen mbbil macht und es !
ist klar, daß mit jedem fortschreitenden Tage unser- j
Werk hier schwieriger wird; denn wir sind hier eine- !
bewußte Vereinigung von Parteien, die sich zugleich 1
ihrer entscheidenden Gegensätze bewußt sind. Eine-
solche Koalition kann nur zeitweise für bestimmte
Aufgaben bestehen. Wenn diese Aufgaben hinaus-
gezögert werden, und wenn der Wahlkampf näher'
kommt, so werden die Arbeiten der Koalition immer
schwieriger und deshalb tut Eile noL Wir muffen
diese paar grundlegenden Gesetze noch schaffen, wir
müssen dje notwendigen Vorbereitungen treffen, um
gesichert und geordnet in die Wahlbewegung ein-
zutretcn. Einen höheren Ehrgeiz hat die Vereinigung,
der Parteien, die im Staatsrate führt, nicht gehabte.
Keine. Gruppe dieser Parteien bezweckt durch diese-
Koalition irgend etwas anderes, als die Sicher¬
stellung dieser Überleitungsarbeiten.

Der erste Grundsatz ist, daß alle Staatsbürger
männlichen und weiblichen Geschlechtes an der
Konstituante teilnchmen. Der Staatsrat hat als
Altersgrenze einmütig das 21. Lebensjahr festgesetzt.

Der zweite Grundsatz ist. daß in dieser allge¬
meinen Bürgcrgemeinschaft die Mehrheit nicht über
die Minderheit himvcggehen könne, daß also das
Verhältniswahlrecht gesichert' werde. Wenn so viele
Klagen laut geworden sind, daß nun erst die
Minderheiten untergeben, wie dies heute in einem
sehr iutereffanten Aufsatze in einem führenden
Organe behauptet wird, so vergißt man ganz und
gar, daß'vordem die Mehrheit ja unbedingt gesiegt
hat und daß es sich also nur darum handeln kann,
wie groß denn die Minderheit sein muß, damit sie
noch- zur Geltung kommt.

Und so hätte ich nur den einen Wunsch, daß
unsere Arbeiten so rasch gemacht werden, daß sie^
auch wirklich noch zustande kommen können. Wenw
man aber das, was wir bis jetzt in diesen 44 Tagen^
seit wir bestehen, geschaffen haben, wenn man das-
Wcrk dieser, eineinhalb Monate ins Auge faßt, so-
glaube ich, daß jeder billig Denkende gestehen muß: :
Dieses Werk. wird vor der Geschichte und > vor- I
unserem Volke bestehen. '(Lebhafter Beifall.) . !

Der dritte Gesichtspuntt, der gar nicht ent¬
sprechend gewürdigt worden zu sein scheint, ist der
Gesichtspunkt,, daß wir auch die geschichtlichen
Gebietsteile unseres Staates zur Erscheinung bringen
niüffen. Es handelt sich nicht bloß um die Ver¬
tretung von Menschen — wie wichtig das auch
ist —. sondern es handelt sich auch darum, daß
die Menschen vertreten werden in dem Zusammen¬
hänge, in dem sie geschichtlich leben. Aus diesem
Grunde hat der Staatsrat die historischen Viertel
und Gaue und Kreise zum Träger des Wahl¬
geschäftes gemacht, das Volk in diesen historischen
Kreisen zum Wnhlkörper. Darauf ist also- dieses
Wahlgesetze aufgebaut, und wenn auch im Einzelnen
dies oder jenes noch fttittig ist, so hoffen wir doch,
daß wir niit dieser Vorlage rasch zu. Ende kommen.

Präsident Seitz: Zum Worte gelangt der: -
Herr'Staatssekretär für Volksernährung,Dr. Loewen- 
feld-Ruß; ich ertyile ihm das Worti -

' Staatssekretär Dr. Loewenfeld - Ruß:
Hohe Nationalversammlung! Die mir übertragene >
Aufgabe, dem hohen Hause einen Bericht über den !
gegenwärtigen Stand der Ernährungslage zu geben^ ;
ist für einen Mann, der die Ehre hat, zum ersten- !
male in diesem hohen Hause zu sprechen, sicherlich- .
keine beneidenswerte, um so weniger beneidenswert,
als ich zu einer Stunde zum Worte komme, wo die- _
Mehrheit des hohen Hauses aus sicherlich begreif-,
lichcn Gründen die Ernährungsfrage praktisch zu ;
söscn sucht, anstatt den nicht erfreulichen Ausführungen. >
des Staatssekretärs für Volksernährung zuzuhören..

Ich meine allerdings, daß dann noch zwei
Ausgaben zu vollziehen sind. Die Ordnung, die unsere
Landesvermaltung durch das Übcrleitungsgesetz er¬
halten hat. kann nicht als ausreichend gelten und
ebenso ist die Ordnung in den Gemeinden durch
die frei züsammengetretenen Gemeinderepräsentanten
rechtlich Vicht vollständig gesichert. Ich glanbe also,
daß wir noch außer dem Gesetze über die konsti¬
tuierende -Nationalversammlung ein Gesetz, das eine'
allgemeine' Landcsordnung als Rahmengesetz enthält,
werden einbringcn und durchberaten müssen. Wenn
dieses Gesetz mitbeschloffen ist, wenn also der Rahmen,
der zuverlässige feste Rahmen der Eingliederung der

Es kann nicht im Rahmen des heute zu j
erstattenden Berichtes liegen, etwa ein Programm. ,
für die künftige Ernährungspolitik, für die Vcr- I
befferung unserer darniederlicgenden Produktion j
zu geben. Ich muß mich bescheiden, den gegen- !
wärtigcn Stand unserer Ernährungslage knapst -
dorzustellen, die von 8er Allgemeinheit gestellten. !

www.parlament.gv.at



7. Sitzung der Provisorischen Nationalversammlung für Deutschösterreich am 4. Dezember 1918.  209

tätigkeil nach vielen dieser Gebiete unterbunden. ,
Auch das Zurückströmen der Truppen bat eine Zeit-
lang die Versorgung der Dnrchzugsländer überhaupt.,
zu untergraben gedroht; wenn es nicht die schweren.
Umwälzungen heroorgerufen hat, die wir befürchteten,
so ist hoch die plötzliche Demobilisierung, die in
einer Zeit vor sich ging, da sie überhaupt niemand
vorausahnen konnte, nicht darnach angetan' gewesen,
unsere Versorgungsverhältnisse zu verbessern. Ich
will nicht darauf Hinweisen, daß durch dieAb-
sperrungspvlitik der cmzelnen Staaten jeder ein¬
zelne Versorgungsakt immer den größten Hinder¬
nissen begegnete, ganz ähnlich wie es der Herr
Staatssekretär des Auswärtigen für die Kohle ge¬
schildert hat.

Fragen zu beantworten: Haben. wir in. Deutsch¬
österreich zu leben, auf wie lange können wir leben
umd welche Maßnahmen konnten wir in der lebten
Leit ergreifen, um die Ernährung der Bevölkerung
Deutschösterreichs sicherzustellen? Ich will diese
Tragen klar und offen und ehrlich beantworten.

T <Es hat meiner Meinung nach keinen. Sinn, die
Situation schöner zu färben, als sie ist, es ist meiner
Ansicht nach besser, die Öffentlichkeit ganz genau zu
orientieren, roett jeder Einzelne und die Allgemein¬
heit einer Gefahr besser entgegenzutrete« in der
Lage ist, wenn er die Situation klar überblickt,
nls wenn er im Dunkeln gehalten wird. Die offene
Orientierung der Öffentlichkeit ist meiner Meinung
nach auch das beste Gegenmittel gegen unkontrollier¬
bare Gerüchte und falsche Angaben. Mein. Bericht
wird also ganz wahrheitsgetreu sein, frei von
Optimismus und frei von Pessimismus, wie ich
überhaupt der Meinung bin, daß der Leiter des
Ernährungsamtes fich^ unbedingt von Optimismus
und Pessimismus nach der einen und der anderen
Äkichtung hin fernhalten muß.

Es ist ganz selbstverständlich, daß abgesehen
von den äußeren Umwälzungen, die sich vollzogen
haben, auch die inneren Umwälzungen, insbesondere
die Zusammenschweißung der früheren landesfürst¬
lichen Behörden.mit den autonomen Behörden auf
die Ernährnngssituativn und auf die Vorsorgen auf.
diesem Gebiete nicht ganz ohne merkliche Spur ge¬
blieben sind. In der ersten Zeit haben die zentralen
Ernährungsbchörden infolge der Trcmsporthinder-
nisse, infolge der großen Schwierigkeiten der Ver¬
ständigung die Fühlung mit den Landesbehörden
verloren. Die Landesbehörden ihrerseits wieder,
.haben, von der Not des Tages gedrängt. vielfach
Verfügungen erlassen, ohne sich mit den Zentral¬
behörden in .Wien ins Einvernehmen zu setzen.
Selbstverständlich, füge ich bei — unb wir sind
ihnen dankbar, daß sie in dieser Zeit der ersten
Verwirrung Sorge gettagen haben, daß in ihren
Gebieten, die Ernährung nicht vollkommen zusammen-,
bricht — aber bis zu einem gewissen Grade ist
dieses Nebeneinander- oder Gegeneinanderarbeiten, *
von Zentralbehörde und Landesregierung für. die
Ernährung nicht sehr vorteilhaft gewesen. Die Ver¬
hältnisse haben sich inzwischen gebessert und insbe¬
sondere ist es einer über Veranlassung des Herrn
Staatskanzlers in den letzten Tagen abgehaltenen
Konferenz mit allen Landeshauptleuten zu danken,
daß der Kontakt mit den Landesbehörden wieder
hergeftellt werden konnte, wobei ich.bemerke, daß
selbstverständlich die Landesregierungen in Deutsch¬
böhmen und in Troppau bei. der fürchterlichen
Schwierigkeit, sich mit ihnen in Verbindung zu
setzen, von vornherein eine gewisse Selbständigkeit
behalten haben und behalten müssen. . .

' Meine Herren! Schon vor den großen poli¬
tischen Umwälzungen ist die Ernährnngslage Deutsch¬
österreichs keine günstige gewesen, nicht günstig durch

- den lange dauernden Krieg, durch die Erschöpfung
rmserer Produktion. , durch die Höhe der .Anforde¬
rungen der Armee und durch die jahrelangen Ab¬
sperrungen vom Auslande. Sie ist selbstverständlich
noch wesentlich ungünstiger geworden in dem Mo¬
ment, wo Ungarn die Wirtschaftsgemeinschaft ge¬
trennt har. wo der tschecho-slowakische Staat sofort
nach seiner Errichtung mit vollständigen Ab-
-fperrungsmaßnahmen eingesetzt hat, wodurch unser
ganzes Vcrsorgungsprogramm in seinen Grundlagen
erschüttert wurde; war doch unser Versorgungs-
Programm selbstverständlich auf die Gemeinschaft
unt den neu erstandenen Nationalstaaten aufgebaut.
Ich brauche nicht darauf hinzuweisen, daß zum

' 'Beispiel unsere Kartoffelversorgung sofort in die
Brüche gegangen ist in dem Moment, wo wir aus
Böhmen und Galizien keine Kartoffeln mehr be-
konimen konnten, daß unser Versorgungsprogramm

‘ in Mehl schweren Schaden leiden mußte, da wir
ja aust die Zuschübe aus Ungarn angewiesen waren,

> nnd daß wir in dem Moment der Errichtung des
tschecho-slowakischen Staates fast unsere ganze Zucker-
industrie verloren haben.

Diese Umwälzungen, die auf unsere Versorgungs¬
lage so ungünstig eingewirkt haben, können nicht

, -für sich allein betrachtet werden. Wir haben
einen großen Teil Deutschösterreichs durch Be-
-setzungen nach dem Waffenstillstand verloren und
'können in dieke Gebiete nicht hinein und können aus
ihnen nichts herauszichen. Durch die fortlvühren-

i den Einbrüche der Tschechen und Südslawen in
! nufere Gebiete ist auch jede geordnete Versorguugs-

Ich kann- allerdings nicht' verhehlen, meine
Herren, daß eine Erscheinung, die unter dem alten
Regime vielfach beklagt worden ist. nämlich die Ab¬
sperrungspolitik • dcutschösterrerchischer Gebiete unter¬
einander. von Gemeinden, Bezirken und Ländern,
sich auch in der neuen Aera höchst nachteilig
fühlbar macht. In der Zeit der ersten Ver¬
wirrung haben viele Gebiete geglaubt, daß über- .
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Haupt alle Vorschriften und Verfügungen außer
Kraft getreten sind, zum Beispiel daß es nicht
notwendig fei, Getreide abzuliefern. Es sind
in manchen Gebieten direft Plakate gedruckt worden,
die die Landwirte veranlaßt oder aufgefordert haben,
jetzt nicht mehr Getreide abzuliefern. Es sind an
alleil Ecken und Enden Beschlagnahmen erfolgt, die
natürlich eine geordnete Ernährungswirtschaft sehr
erschwert haben. Viele Länder haben sich vollkommen
abgesperrt und ihre Waren — sei es Lebensmittel
oder Jndustrieartikel — nur mehr nach dem Prin-
zipe des .,dö ut des“ herausgelassen, das heißt, sie
gaben den anderen, notleidenden Ländern Lebensmittel
oder Jndustrieartikel nur dann heraus, wenn ihnen
dafür andere Rekompensationen nach dem Muster der
fremden Staaten zur Verfügung gestellt werden. So
begreiflich und vielleicht sogar gerechtfertigt solche
Verfügungen in einem Moment waren, wo die Zügel
der Ernährungswirtschaft den Händen entglitten
waren, so wenig kann ich es vom meinem Ressort-
ständpunkt aus für möglich erklären, daß sich dieser
Zustand länger erhält, um so weniger, wenn sich
Hand in Hand damit auch eine gewisse Bewegung
gegen die Verfügungen geltend macht, die von
Wien aus auf dem Gebiet der Ernährungswirt¬
schaft erfolgen. Ich bitte, meine Herren, das
nicht mißzuversteheu.' Ich gehe absolut nicht von
dem Standpunkt aus, daß die Wiener Regierung
oder eine Wiener Zentralstelle etwa das „sic volo
sic iubeo“ in die Praxis umsetzt, wie das vielfach
früher der Fall war. Ich möchte -um Beweise dessen,
daß ich vollkommen den derzeitigen Verhältnissen
Rechnung trage, Ihnen einen Passus aus den.
Weisungen vorlesen, die ich an meine Beamten
im Ernährungsamt hinsichtlich des Verkehrs mit

* den Landesregierungen erlassen habe. Es steht in
dieieu Weisungen (liest):

erlangen, daß die Zentralstellen ihnen mit Rat und«
Tat helfend zur Seite stehen, wird es möglich sein^
den so notwendigen Zusammenhang aller deutsch- '
österreichischen Länder zu festigen und im Bedarfs- -
falle die Autorität zu -Verfügungen, welche in das- 1
Wirtschaftsleben eines Landes zugunsten der Allge¬
meinheit eingreifen, zu erlangen."

Eben deshalb aber, meine Herren, weil ich-,
von der Meinung ausgchen, daß wir alle denselben/ |
Willen unh dieselbe Absicht haben, im Interesse der ,
Allgemeinheit zu verwalten, meine ich, daß die Ein-,
heitlichkeit auf dem Gebiet des Ernährungswesens- j
unbedingt gewahrt werden muß und ich habe c.s-
deshalb als eine meiner ersten Aufgaben betrachte^
die etwas gestörte Ordnung auf dem Gebiet des
Ernährungswescns wieder herzustellen, nicht als-
Au-fluß eines ungerechtfertigten Bureaukratismus^.
sondern als Ausfluß einer unbedingten Notwendigkeit^
ohne die wir nicht leben könpen, ohne die kein Leiser-,
des Ernährungswesens die Verantwortung über- j
nehmen kann. j

Es ist selbstverständlich, daß wir in dem •'!
Moment, wo der deutschösterreichische Staat sich |
konstituiert hat, zunächst Vorsorge treffen mußten^ !
um Zuschübe von auswärts zu bekommen. um eine '
Atempause, um Zeit zu gewinnen, die Ablieferung. '
und Aufbringung wieder jn Bewegung zu bringen-
Es ist den Herren bekannt, daß Ende Oktober Mit- |
glieder der Nationalversammlung nach Deutschland
gefahren sind, um' zunächst die Aushilfe unseres j
einzigen Freundes, Deutschland, zu erreichen. Die-. !
damaligen. Vertreter der deutschen Regierung haben^ j
wie den Herren bekannt ist, uns zunächst eine ein- j
malige Aushilfe von 10.000 /Tonnen zugesagt. Jn.
Verfolg dieser Verhandlungen ist uns weiters eine
ganze Reihe von Schlepps zur Verfügung gestellt
worden/ die auf deutsche Rechnung auf der ungari- ..
scheu Strecke der Donau liefen und die mir ukrai-^ i
nischem und rumänischem Getreide beladen waren/ >
etwa weitere 20.000 Tonnen. Schließlich hat unter
.Führung des Staatsrates Dr. v. Langenham und
des Mitgliedes des Direktoriums des Ernährungs¬
amtes Eldersch vor einigen Tagen eine neuerliche
Verhandlung in Berlin stattgefunden, auf Grund
deren uns Deutschland die Zusage gemacht hat,. !

„Tie Landeshauptleute sind nicht dem Beamten¬
stande eninon,imcn, sondern von den provisorischen
Landesversammlungen gewählie Funktionäre. Aus der
Vvltsvertretuug hervorgegangen, üben sie ihr Amt
aus kraft des Vertrauens der Bevölkerung zu ihnen.
Alle Landesregierungen arbeiten derzeit unter den
schmierigsten Verhältnissen. Ihre Aufgaben zu er¬
leichtern und dadurch die Konsolidierung des deutsch--
österreichischen Staates zu beschleunigen, ist Pflicht
jeder Zentralstelle. Deshalb muß jede schablonenhafte
Behandlung der einzelnen Agenden für alle Länder
vermieden werden. Insbesondere muß vor Hinaus¬
gabe von Normalerlässen an alle Landesregierungen
sorgfältig geprüft werden/ ob die betreffenden Ver¬
fügungen auch tatsächlich den in jedem Lande be¬
stehenden besonderen Verhältnissen Rechnung tragen
und erforderlichenfalls jeder Landesregierung rin
besonderer, der Individualität des Landes und der
Bevölkerung entsprechender Bescheid erteilt werden.
Nur wenn die Landesbehörden die Überzeugung

33.000 Tonnen Getreide, das ist ungefähr ein >
Monatsbedarf, zur Verfügung zu stellen, soweit es j
Deutschland irgend möglich sein wird. Mit dieser !
Hilfe hoffen wir, zunächst über die erste Not ;
hinwegzukommen, mit Zeit zu gewinnen. Bei den
sehr schwierigen Verhältnissen, die heute auch in
Deutschland infolge ' der politischen Umwälzung^ i
herrschen, insbesondere auch infolge der drückendem
Bedingungen des Waffenstillstandes, der Deutsch¬
land einer großen Menge von Lokomotiven und
Waggons beraubt, wodurch' ' die Transportver-
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tität von Mehl, rund ,100 Wagen,, Unsrerseits
wurden dasstx Kompensationen gegeben, Textilien',
Eisenwaren, Papier. Von diesem ersten. Vertrag,
der am 5. November abgeschlossen worden ist, hat
Ungarn im Lause des. Monates November die
Schafe ,fast zur Gänze geliefert, 14.000 Stück,
ferner 1200 Stück Pferde und außerdem 4800 Rinder,
wodurch unsere Fleischversorgung in Wien zur Not
gerettet werden konnte. Pom Mehl ist nur ein
kleiner Teil eingelangt. Aber immerhin, dieser Ver¬
trag wurde zum' größten Teil erfüllt.

hältnisse sehr erschwert worden sind, ist die direkte
Hilfe, die uns Deutschland zugesagt hat, nicht mit
der- Raschheit eingelangt, wie wir erhofft haben.
Immerhin sind bis zum gestrigen Tage direkt aus
Deutschland 290 Waggons Getreide eingetroffen/
Ich bringe diese Ziffern deshalb, weil ' in den
letzten Tagen in den Zeitungen Mitteilungen ent¬
halten waren, die den Tatsachen nicht entsprechen
und die darauf schließen ließen, als ob Deutschland
seine Verpflichtungen uns gegenüber nicht erfüllen-
würde. Das ist nicht richtig. Diese 290 Waggons
sind zum- Teil nach Wien, , nach Klagensurt, nach
Steiermark, nach. Innsbruck, nach Vorarlberg und nach
Teutschböhmcn gelangt und bereits auch eingetroffen.
Es sind überdies von den früher erwähnten Schlepps.
23 — und diese enthalten eben Deutschland ''ge¬
höriges Getreide mit rund 818 Waggons — bereits
eingelgngt, so daß bis zum gestrigen Tage bereits
über 10.000 Tonnen von Deutschland an uns
geliefert worden sind (Bravo! Bravo!), mit anderen
Worten: Deutschland hat seine ersten Zusagen voll
und rechtzeitig erfüllt. (Lebhafter Beifall und Bände-
klatschen.)

Ejn zweiter Vertrag wurde am 26. November
durch Dr. Josef Kranz unter.Mithilfe von Fach¬
männern, die wir 'ihm zur Verfügung gestellt haben,
abgeschlossen. Er sichert uns für die Zeit bis zum
3.1, Dezember d. I. die Lieferung von 500 Waggons
Getreide, 300 Waggons Kartoffeln, 40.000 Stück
Schafen, ungefähr 4500 Stück Rindern und ungefähr
lOOO'Stück Schlachtpferden. (Ageordnetei■ Dr. v.Ober-
leilhner: Schweine nicht?) Schweine hat. Ungarn
momentan nicht zur Verfügung,' um sie uns liefern
zu können. (Abgeordneter Dr. Schürff: Wieso
wurde Dr. Kranz Unterhändler, in dieser Frage?)
Dr. Kranz unterhält sehr gute Beziehungen mit
der gegenwärtigen ungarischen Regierung, und es
schien- zweckmäßig, diese guten Beziehungen zu
benutzen, . um die Verhandlungen günstiger zu ge¬
stalten. Der ungarische Staatssekretär für Äußeres
Diner-Denes hat im Laufe dieser Verhandlungen
wiederholt die Versicherung abgegeben, daß die der¬
zeitige ungarische Regierung es sich sehr angelegen
sein lasse, wieder frenndnachbarliche Beziehungen
mit der deutschösterreichischen Regierung zu unter¬
halten. Wir haben diese Versicherungen dankbar ent¬
gegengenommen und eine' gleiche Gesinnung unsrer¬
seits dadurch zum Ausdruck gebracht, daß wir eine
Reihe wertvoller Kompensationen, Jnduftrieartikel,
die Ungarn unbedingt braucht, ihm zur Verfügung
gestellt haben, obwohl wir selbst in argen Nöten
sind und diese Artikel schwer entbehren.

Ich glaube, daß wir der deutschen Republik
und dem deutschen Volke für diese Unterstützung,
die uns Deutschland in eigener großen Bedrängnis
gewährt hat — denn der Staatssekretär des
deutschen Kriegsernährungsamtes hat erst vor wenigen
Tagen in siner Besprechung erklärt, daß die Be¬
rechnungen über die deutsche Ernte wesentlich hinter
der Annahme Zurückbleiben — für diese Hilfe, die
uns Deutschland gewährt hat und die ein Akt der
Hochherzigkeit ist, unbedingt unseren vollsten Dank
aussprechen müssen. (Lebhafter Beifall und Hände¬
klatschen.) Deutschland hat seine Versprechen uns
gegenüber immer erfüllt und 'wir können mit
Sicherheit erwarten, daß auch die restlichen Liefe¬
rungen, die uns Deutschland zugesagt hat, eintrefien
werden.

Es ist ganz selbstverständlich, daß wir uns
sofort bemüht haben, die Schwierigkeiten, die-uns
durch die Sperre der verschiedenen Staaten ent¬
standen sind, zu lindern, indeni wir mit diesen
Staaten in Verbindung getreten sind, um den
Wirtschaftsverkehr wenigstens st?cheschränktenr Maße
wiedcrherzustellen.

Weniger günstig lassen sich die Verhandlungen
Mit den Tschechen an. Wir sind eigentlich mit der
tschecho-slowakischen Regierung in offizielle Verhand¬
lungen bisher nicht eingctreten, das heißt wir
konnten es nicht und demzufolge ist jeder Versuch,
die entsprechenden Mengen Kartoffeln -— - das ist
die Hauptsache, die wir voiu tschecho-slowakischen
Staate derzeit erhallen möchten — zu bekommen, un¬
möglich gewesen. Das einzige, was wir ans den
Gebieten des tschecho-slowakischen' Staates erhalten,
sind Artikel, die' sie in solchem Überflüsse haben,
daß sie uns sic ohne weiters herauslassen, das ist
Gemstse, Kraut, Mucken usm., von denen wir
immerhin nennenswerte Mengen bekommen und
hinsichtlich deren insbesondere der Bürgermeister von
Wien in Verhandlungen steht. In letzter Zeit haben
die Tschechen dem Bürgermeister von Wien auch

Sic dürften wissen, daß wir mit Ungarn
bereits zwei solcher Verträge abgeschloffen haben.
Der erste Vertrag, der durch die Intervention des
Staatsrates Dr. Ellenbogen zuftandegekonnnen
ist, hat uns von Ungarn die Freigabe der erwähnten
deutschen Schlepps gesichert,— denn sie waren ja
ursprünglich beschlagnahmt und wir mußten sie erst
wieder frei machen. Dann hat uns Ungarn damals
20.000 Stück Schafe und eine Mermäßig nicht
sestgeftellte Menge von Rindern und SiHlachtpserden
zugesagt, ferner eine allerdings sehr geringe Quan¬
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Äpfel angeboten, allerdings gegen Kompensationen,
nicht umsonst: sie wollen dafür Telephonmaterial
und ähnliche Gegenstände haben. Im Prinzip haben
sie uns zugesichert, daß sie die aus Polen und
Galizien für uns bestimmten Güter durchlassen.
Das einzige Ergebnis, welches die Verhandlungen
mit den Tschechen bisher gezeitigt hat, betrifft
Zucker. Unsere Zuckerindustrie liegt fast zur-Gänze
im Gebiete des tschecho-slvwakischen Staates und
wir haben seit Beginn der ganzen Umwälzungen
nicht ein Gramm Zucker aus dem tschechischen
Gebiete herausbekommen können —■ eine Er¬
klärung für die gegenwärtige allgemeine Zuckcr-
not. Diese Vereinbarung ist nun zustande gekommen,
die Tschechen haben sich bereit erklärt, die quoten¬
mäßige Bedeckung aller Verbrauchergruppen mit,
Zucker durchzuführen, indem sie die notwendigen
Mengen zur Verfügung stellen — die Verteilung
erfolgt durch uns — und zwar zu denselben Preisen,
die wir vor dem Zusammenbruche bestimmt haben.
Sie haben uns die Zusicherung gegeben, daß sie die
in Deutschöstecreich qnd insbesondere in.Deutsch-
bvhmeu liegenden Zuckerfabriken mt Kohle, und
eventuell die vier niedcrösterrcichischen Fabriken mit
Lebensmitteln für die Arbeiter versorgen werden.
Ter erste Waggon Zucker aus dem tschechischen
Gebiet dürste bereits ins Rollen gekommen sein. Wir
hoffen also, daß wir in der nächsten Zeit die Zucker¬
versorgung Deutschösterreichs wieder aufnehmen können,
ich möchte aber hmzufügen, daß mit Rücksicht auf
die Transportschwierigkeiten für die entlegenen Ge¬
biete, zum Beispiel Tirol, das immerhin noch einige
Zeit in Anspruch nehmen wird)

Mit dem jugoslawischen Staate haben mir
einen Vertrag abgeschlossen, der für uns insofern
von Interesse ist, als er uns den freien Durchzug
von Lebensmitteln aus Kroatien ermöglicht.

Wenn ich jetzt auf die Darstellung der gegen¬
wärtigen Ernährungssituaiion in Dentschösterreich
zu forcchen komme, so muß ich neuerlich betonen,
daß die Ernährungssituation — und ich wende mich
zunächst deni Hauptarlikel, das ist Getreide und
Mehl, zu — schon im Frühherbst, also noch vor den
politischen Umwälzungen eine sehr prekäre war,
p!cekär deshalb, weil wir heuer keinerlei rumänische
und ukrainische Zuichübe zu dieser Zeit durchführen
konnten, uns also die auswärtigen Zuschübe voll¬
kommen gefehlt haben, aus Ungarn nur verhältnis¬
mäßig geringe Mehllieferungcn effektuiert wurden
und?wcil die eigene Aufbringung ungenügend war,
und wenn sie auch besser gewesen wäre, auf keinen
Fall Wien und alles, was südlich von Wien ist,
also die auf Zuschübe unbedingt angewiesenen
Länder, hätte versorgen können. Der ungedeckte
Tagesbedarf an Mehl in Deutschösterreich beträgt,
wenn ich die derzeitige, gekürzte Mchlquote zugrunde
lege, rund 80 Waggons, wenn ich die volle Mehl¬
quote Zugrunde lege, 100 bis 112 Waggons, das
heißt, eine Menge, die wir aus eigenem nicht decken
können, und hinsichtlich deren wir unbedingt daraus
angewiesen sind, sie uns von außen zu-beschaffen.
Bis jetzt sind- mir zur Nor durchgckommen; das
.heißt wir haben durch die deutsche Hilfe, durch
einige Vorräte von früher, dann durch Vorräte, die
wir in den Militärverpsiegsmagazinen in Anspruch
genommen haben, und durch die eigene Aufbringung
dieses Defizit zur Not decken können zur Not
sage ich, denn es ist nicht überall gelungen, es
wirklich voll zu decken. Wir haben alles getan, um
die Ausbringung im eigenen Lande zu forcieren;
insbesondere in Niederösterreich ist es durch die
Mithilfe der agrarischen Kreise und Organisationcu,
und durch eine eigene Aktion, welche es ermöglicht,
den Landwirten gegen Entgelt Bedarfsgegenstände,
landwirtschaftliche Maschinen, Kleider, Schuhe uslv.
zur Verfügung 511 stellen,, gelungen, diese Aktion
ziemlich erfolgreich zu gestalten. Die Aufbringung in
Niedcrösterreich ist in der letzten Zeit sehr gut, mir
hoffen, daß wir sie auch in den anderen Ländern
auf diese Weise in der nächsten Zeit weiden ver¬
bessern können.

Wenn ich noch daraus Hinweisen darf, daß wir
auch mit Polen, mit Westgalizien, bereits einen
Lebcnsmiktelvcrtrag abgeschloffen haben, der uns
Kartoffel, Eier/ Selchwaren und Pferdewurst sichern
soll, so muß ich allerdings hinzufügen: der Vertrag
besteht, er ist seit 16. November abgeschlossen, wir
haben aber auf Grund dieses Vertrages, ausgenommen
einen einzigen Waggon Eier, bisher nichts bekommen.
Ich gebe zu, daß durch den Eintritt des Frostes
der Transport von Kartoffeln großen Schmierig¬
keiten begegnet.'

Wir hoffen ferner in Verhandlungen mit der
polnischen Regierung in Warschau eintreten zu
können, welche uns Lebensmittel zur Verfügung
stellen will, Kartoffel, Getreide. Hülsenfrüchte und
Speck, gegen Kompensationen natürlich. Auch mit
den Vertretern des ukrainischen Nationälrates haben
wir Verhandlungen eingeleitet, damit uns Lebens¬
mittel' aus Ostgalizien für Wien und andere Ge¬
biete Deutschösterreichs gegeben werden. Diese Ver¬
handlungen sind bisher nicht zum Abschluß gelangt,
und sie wickeln sich im allgemeinen wie alle diese
Verhandlungen unter den allergrößten Schwierig¬
keiten ab.

Wenn ich nun ein Prognostikon für die Zukunft
stellen soll, auf wie lange die bcutschösterreichischcn
Länder mit Mehl versorgt sind, so kann ich das
nicht für ganz Dcutschösterreich gemeinsam sagen,
sondern muß. wenn auch in aller Kürze ein Bild
für die einzelnen Länder geben, weil cs nicht möglich
ist, zwischen den einzelnen Ländern in der Weise
auszuglcichen, um eine gleichmäßige Versorgung in
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ganz Deutschösterreich zu erreichen, weil ja jedes
Land zu wenig hat. •

Oberösterreich zu denjenigen Ländern Deutschöster-
reichs, für die die Sorge am geringsten ist.

Wenn ich mit dem größtenKvnsumzentrum zunächst
beginne, das ist Wien — und niein Bericht ist ganz

.-wahrheitsgetreu, soweit Heute überhaupt eine voll¬
ständige Sicherheit gegeben .werden kann — so ist
-auf Grund der bereits in Wien lagernden Vorräte,
die znm Teil aus dem Militärverpflegsmagazin
stammen, aus der Ausbringung in Niederösterreich
wie aus ' der deutschen Hilfe, soweit sie nach Wien
disponiert worden ist, Wien bis 26. Dezember
1918 mit Mehl gedeckt. Da die Aufbringung in
Niedcrösterreich weitergcht und da wir außerdem
weitere Zuschübe aus Deutschland und etwas auf
Grund des ungarischen Vertrages zu erwarten haben,
kann ich sagen, daß die Versorgung Wiens mit
Mehl bis anfangs Jänner gesichert ist. Nach diesem
Zeitpunkte habe ich eigentlich keinerlei Grundlage
für die Versorgung Wiens mit Mehl. Ich muß aber
noch darauf Hinweisen, daß dadurch, daß die Vor¬
räte des Militärverpflcgsmagazins zu Ende gehen,
wir die Versorgung der Garnison und der Volks¬
wehr in Niederösterreich übernehmen müssen, wodurch
«in Zuwachs an zu versorgender Bevölkerung
-knrsteht.

Jetzt .komme ich allerdings schon zu den
Ländern, denen es viel schlechter geht, zunächst
Steiermark. Soweit wir überhaupt eine Verbindung
haben —durch die Schwierigkeiten der Verhält-
niffe in der . letzten Zeit ist es uns nicht immer ge¬
lungen, den Überblick so zu haben, wie es not¬
wendig ist —, dürfte Steiermark sehr schlecht ver¬
sorgt sein; es ist auch sehr schlecht versorgt. Von
einer Vorratswirtschaft kann dort keine Rede fern.
Die Aufbringung Steiermarks beträgt derzeit per Tag
einen Waggon und nachdem die fruchtbaren Gebiete
Steiermarks in den Händen der Jugoslawen sind
und das nördliche Gebiet Industriegebiet ist, kann
man auf eine erhöhte Aufbringung in Steiermark
nicht rechnen.-Steiermark hat sich durch Kompen¬
sationsgeschäfte mit Ungarn eine Zeitlang versorgen
können. Wir haben selbst von Wien etwas zuge¬
schoben. Außerdem hat Steiermark durch eine be¬
sondere Vereinbarung von den Jugoslawen auch
etwas aus Marburg bekommen, aber die Ver¬
sorgung von Steiermark ist förmlich mir von Tag
zu Tag zu beurteilen und die Verhältnisse sind
jedenfalls sehr ungünstig. Die Eisenbahner Steier¬
marks sind durch Vorbclieferung bis ungefähr
14. Dezember gedeckt; wir hoffen, daß wir durch
das Einlangen deutschen Mchles Steiermark in der
nächsten Zeit etwas helfen können, allein sehr
freundlich sicht die Situation nicht aus. Ich möchte
aber jedenfalls betonen, - daß Steiermark nicht
schlechter behandelt werden wird, wie die anderen
Länder. Jedenfalls wird deutscher Zuschub, den mir über
Linz bekommen — wir müssen nämlich die -Zu¬
schübe aus Deutschland über Bayern herüberführen —
in nächster Zeit nach Steiermark kommen.

Die Kohlcnsituatiou. die der Herr Staatsrat
Zer-dik Ihnen mittcilcn wird, ist so entsetzlich, daß
hierdurch selbstverständlich nicht nur auf dem Gebiete
der Mehlversorgung, sondern auch auf den anderen
Gebieten der Lebensmiitelversorgung die Nahrungs-
fragc gefährdet werden kann. Die Wiener Mühlen
und Bäckereien sind nur mehr für kurze Zeit mit
Kohle versorgt, so daß die Möglichkeit besteht, daß,
obwohl wir Getreide in Wien haben, wir es am
Gnde nicht in Mehl und Brod umwandeln können.

Niederösterreich ist durch die eigene Aufbringung
Vorläufig gedeckt und wir hoffen, daß, wenn die
Aufbringung in der bisherigen Weise weitergeht, was
allerdings seine Grenzen hat, Niederösterreich sich
etwa bis gegen Ende Jänner selbst versorgen kann.
Dann allerdings dürfte es nach unseren Berechnungen
auch bereits in Mot kommen, denn schließlich kann
Niedcrösterreich allein die Versorgung von Wien und
Niederösterreich nicht, durchführen.

Kärnten ist momentan verhältnismäßig nicht
so schlecht daran, weil es sich durch die Beschlag¬
nahme militärischer Vorräte — die Truppen haben
verhältnismäßig recht viel gehabt — für einige
Zeit gedeckt hat. Nach dem neuesten telephoni¬
schen Berichte, den ich gestern cingeholt habe, ist
Kärnten bis Ende Dezember gedeckt. Ich möchte
noch hinzusügen, daß Kärnten diese Situation, daß
es gedeckt ist, sofort dazu ausgenutzt und sofort
die volle Mchlquote ausgegcben hat. (Ruf- A^r
für einige Tage!) Nach der telephonischen Mit¬
teilung, die ich gestern bekommen habe, soll die
volld Mchlquote bis 28. Dezember' ausgegeben
werden. Das ist meiner Meinung nach nicht zu¬
lässig, wenn viele Kronländcr kaum in der Lage
sind, die gekürzte Quote.auszugcben. Wir müffen
ja Kärnten auch deutsches Mehl zuschieben. Es geht
nicht an, daß ein Land sich die volle Quote nimmt,
während die anderen Länder sich mit der gekürzten
behelfen müssen.

Oberösterreich gehört zu jenen Ländern, die
verhältnismäßig' günstig stehen, es.hat auch die
Versorgung Salzburgs mit übernommen. Nach den
derzeit sichtbaren Vorräten ist Oberösterreich mit
Salzburg bis Mitte Jänner gedeckt. Wenn aber
die Ausbringung so weitergeht, wie vorausgesetzt wird
und, erwartet werden kann, so sollte sich Oberöster¬
reich bis zum soäten Frühjahr oder sogar bis zum
An'ang des Sommers aus eigener Kraft versorgen
können. Ob das bei der heute nicht sehr großen
Willigkeit zur Ablieferung erreichbar ist, möchte ich
micht unbedingt bejahen, jedenfalls aber gehört
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licferungm chipdirigiert, . von denen uns auch mit-
geteilt wurde, daß ein Teil bereits angekommen ist,
außerdem gewisse kleinere Sendungen von Kartoffeln.
Es' ist aber heute — so leid es mir tut. muß ich
es sagen — nicht möglich, von Wien aus die Ver¬
sorgung Teutschböhmens geregelt durchzuführen. Wir
hoffen nur, daß sich in der nächsten Zeit die Ver¬
hältnisse so weit konsolidieren, daß wieder halbwegs
eine Verwaltungstätigkeit und eine Verständigung
mit Wien sich ermöglichen lassen wird. »

In Deutschtirol ist nach den letzten Mit¬
teilungen, die ich bekommen habe, die Situation
so, daß cs jedenfalls für die nächsten drei Wochen
ungefähr gedeckt sein dürfte, einerseits durch Zu-
schnbe, die wir aus Deutschland hindirigiert haben,
andrerseits durch die Aushilfen, die nach Mit¬
teilungen, die ich bekommen habe, von der Schweiz
gewährt werden. Ich möchte bei diesem Anlasse
der. dankbaren .Befriedigung Ausdruck geben, daß
die Schweiz uns heute in unserer Not besticht.
(Zustimmung.) Das gilt nicht nur für Tirol,
sondern auch für Vorarlberg. Ich möchte die Zeit der Herren nicht gar zu •

lange iir Anspruch nehmen, muß aber mit einigen
Strichen die Versorgung auch aus dm anderen Ge¬
bieten der Lebensmittel kennzeichnen. Ich brauche
nicht viel Worte darüber zu verlieren, daß unsere-
Kartoffelversorgung eine katastrophale, nämlich gleich.
Null ist. Wir waren auf die Bezüge aus den
Sudelenländern, aus Galizien und Dolen angewiesen:
diese Bezüge sind uns unterbunden. Wenn Sic sich
daran erinnern, daß wir für die Versorgung Wiens
allein 18.000 Waggons Kartoffel aus Böhmen und
Galizien hätten beziehen sollen und vor deiu Zu¬
sammenbruche insgesamt nur 3000 Waggons bezogen
hatten — die anderen Länder Österreichs hätten
weitere 8000 Waggons beziehen sollen —, so beweist
das am besten, daß es mit der Kartoffelversorgung
elend ausschaut und eine Besserung nicht zu erhoffen
ist, weil mit dem Eintritt des Frostes ein Transport
von Kartoffeln natürlich sv gut wie ausgeschlossen
ist. Die einzigen Gebiete, die noch über Kartoffel
verfügen, sind Niederösterreich, Oberösterreich und
das Sudetenland.- Ob diese den Winter mit Kar¬
toffeln durchkommen werden, das möchte ich nicht
ohne weiteres bejahen, weil das auch eine Frage der
Aufbringung ist. Jedenfalls steht uns ein Winter,
ohne Kartoffeln bevor.

Die südlichen, das heißt die besetzten Gebiete
Tirols, von denen angenommen werden konnte, daß
sie von den okkupierenden italienischen Truppen ver¬
sorgt werden, sollen nach Mitteilungen, die wir
bekommen haben, in Not sein. Die Jtalüner
sollen die Versorgung entweder gar nicht oder nur in
einem sehr geringen Maße durchführen.

Vorarlberg ist durch die Schweizer Hilfe, die
ich bereits erwähnt habe, durch 14 Tage gedeckt.
Vom 24. November bis 7. Dezember hat die
Schweiz Vorarlberg täglich 190 Gramm Mehl und
20 Gramm Reis pro Kopf zur Verfügung gestellt.
(Bravo!) Außerdem kommen 45 Waggon deutsches
Mehl hin, so daß ich hoffe, daß wenn die Nachrichten
richtig find, die ich bekommen habe, die Versorgung
Vorarlbergs für einige Zeit, wenigstens bis Ende
Dezember gedeckt ist.

Sudetenland kann sich selbst versorgen und
ist noch in der Lage, an das Mährisch-Ostrauer
Kohlenrevier gegen Kohle Mehl abzugeben.

Anr allerungünstigsten ist die Situation in
Deutschböhmen. Ich muß sagen, daß ich hier eigent¬
lich bisher kein klares Bild gewinnen konnte, obwohl
ich einen Beamten zur Landesregierung delegiert
habe. Es ist sowohl telephonisch wie telegraphisch
die Verbindung überallhin schwierig und die
Reichenberger Landesregierung ist selbst wieder nicht
immer orientiert über das, was in den verschiedenen
deutschen Gebieten vorgeht, was sehr leicht erklärlich
ist. wenn man bedenkt, daß heute jener Eisenbahn¬
knotenpunkt, morgen jene Eisenbahnlinie von den
Tschechen besetzt ist. Außerdem haben sich verschiedene
Naiionalräte an den Sitzen der politischen Behörden
konstituiert und es ist eigentlich die Versorgung dort
eine ziemlich regellose. Nach unseren statistischen
Unterlagen könnte Deutschböhmen,. wenn die Auf¬
bringung eine halbwegs geregelte wäre, sich, vorläufig
selbst versorgen. Es ist aber'wahrscheinlich gar nicht
möglich, daß die Zuschußgebiete' von den Überschuß¬
gebieten versorgt werden und ein Ausgleich stattfindet
und so besteht kein Zweifel, daß in Deutschböhmen,
besonders in Ostböhmen, heute viele Gebiete in
großer Not sind. Wir haben von Deutschland Dsehl-

. Was die Fleischversorgung betrifft, sv ist
die Ausbringung von Vieh infolge der kolossalen
Eingriffe, die während des Krieges in unseren
Viehbestand geschehen mußten, schwierig geworden,
selbst wenn man berücksichtigt, daß jetzt die Armee¬
kontingente nickt mehr zu liefern sind. Das Vieh,
welches überhaupt aus den Ländern Deutschöster¬
reichs geliefert wird, ist infolge der Futtermittel-
nvt ufw. und dadurch, daß die großen Stücke
längst geliefert worden sind, sehr slestcharm und es

.herrscht in allen Kronländeru — Oberösterreich viel¬
leicht ausgenommen — heute eine ziemlich große,
Fleischnot. Die einzelnen Länder sind heute jedenfalls
hinsichtlich der Fleischversorgung auf die Abstellung
aus den eigenen Gebieten angewiesen. Wie sich die
Verhältnisse verschlechtert haben, beweist am besten,
daß wir noch zu Beginn dieses Jahres im großen
Durchschnitt eine Fleischquote von 50 Dekagramm
pro Woche in den meisten Städten gehabt haben,
die nach und nach immer mehr herunrergesetzt
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Form von Knegsniargarine haben, daß aber die
Härtungsanlageu, über die wir verfügen, in Deutsch¬
böhmen liegen, so daß wir die größten Schwierigkeiten
haben, das Material hinauszuschasien und das Produkt
zu uns zu schaffen. Dazu kommt noch, daß schon früher,
aber jetzt noch mehr, diese Härtungsanlagen, die
ziemlich viel Kuhle aüfbrauchen, ununterbrochen unter
Kohlenmangel leiden. Ich kann- also die Fett-
sitnatiou nur dahin präzisieren, daß wir unter Zu¬
hilfenahme der ganz gelingen Vorräte, die roir
haben '— auch in den Militärverpflegsmagazinen
haben »vir kein oder fast kein Fett — und der •
eigenen Ausbringung, die etwa 7 Waggons pro Wocbe
in ganz Deutschösterreich ausmacht, eineu Wochen¬
bedarf von 46 Waggons decken sollen. Wir sind also
nicht in der Lage, mehr zu tun, als daß wir Wien
und die Bergarbeiter nnd die Arbeiter der großen
Industriebetriebe zur Not mit Fett versorgen und
die Länder auf ihre eigene Aufbringung verweisen
müssen, wozu hinzukommt, daß das allergrößte
Petit, auf das ich später noch zu sprechen kommen
werde, das wir an die Entente stellen müssen, die
Fettzuschübe betrifft, weil es uns hier ain .aller-
schlechtesten geht.

worden ist. In Deutschböhmen wird nach den Mit¬
teilungen, die ich habe, eine Wochenqüote von
ungefähr 12 bis 25 Dekagramm ausgegcben. (Ruf:
Wir haben nicht einmal iO Dekagramm bekommen!)
Sicherlich wird es in einzelnen Gebieten wahrscheinlich
noch schlechter sein. In Wien sind wir ans 12'/? Deka¬
gramm gelangt und wir konnten im November in einer
Woche selbst dieses Quantum nicht ausgeben. Für
die nächste Zukunft möchte ich, wie ich überhaupt
nur für die nächste Zukunft ein Prognostikon geben
kann, folgendes feststellen: Die einzelnen Länder sind
aus ihre eigenen Viehbestände angewiesen. Wien,
das immer auf die Zuflüsse von außen angewiesen
war. soll durch Lieferungen aus Niederösterrcich,
Oberösterreich und Steiermark und aus Grund der'
Vsrträgei die wir mit Ungarn haben, versorgt
werden. Wenn die österreichischen Kontingente ge¬
liefert werden und Ungarn seine Verpflichtungen
erfüllt, so sind wir im Dezember in der Lage, die
bisherige Quote von Fleisch auch in Wien aufrecht zu
erhalten. Bis zu einem gewissen Grade kommen uns da
auch die Demobilisiernngspferde zu Hilfe, die es
uns in der letzten Zeit ermöglicht haben, ziemlich
viel Pferdefleisch auszugeben, von dem ein großer
Teil eingefroren worden ist. um insbesondere die
Mindestbemitteltenaktion durchzuführen.

Ich brauche nicht ausführlich darzustellen, daß.,
die Versorgung mit Milch in allen Ländern be¬
sonders aber in den großen Städten eine deplorable
ist. In Wien, aber es ist anderswo nicht besser,,
haben wir in Friedenszeiten 900.000 Liter pro
Tag bekommen, aber die Anlieferungen von Milch--
aus Mähren, Ungarn nnd Böhmen sind gesperrt
oder auf ein Minimum' reduziert, so daß wir in
Wien heute nicht über mehr verfügen, als über -
70.000 bis 80.000 Liter. Das beweist am besten
die Situation. Wie arg die Situation ist, möchte
ich Ihnen am folgenden Beispiele anführen. Wir-
brauchen, wenn wir in Wien die Kinder bis zu ‘
14 Jahren, die Kranken, die Spitäler und die
Greise mit Milch versorgen wollen, 150.000 Ltter
pro Tag nnd wir haben nur 70.000 Liter in den
letzten Tagen gehabt, das heißt, wir konnten nur
die Kinder bis zu 1 Jahre mit 1 Liter täglich
versorgen und die Kranken mit geringen Mengen
und mußten alles andere streichen.

Ganz miserabel, meine Herren — ich kann leider
nur Zimmer in derselben Tonart sprechen — ist
die Versorgung in Fett. In Fett waren wir immer¬
während der ganzen Kriegszeit auf die Zufuhr aus
Ungarn und dein Zollauslande angewiesen. Je
weniger Vieh mir haben, desto weniger Fett müssen
wir haben; wir haben die Milchkühe geschlachtet
und' haben also auch keine Butter, und Schweine
mästen können wir nicht, weil wir die Gerste nicht
denSchweinengebentöxmzn.(AbgeordneterDr. Wichtl:
Aber in St. Marx sollen große Vorräte von Fett
aufbewahrt sein!) Ich bitte, sie sollen — unser
ganzer Vorrat, über den wir jetzt verfügen, ist
nicht so groß, daß wir damit auch nur einen Monat
ganz Deutschösterrerch decken könnten, (Abgeordneter
Dr. Wichtl: Also ist das nicht richtig?)
Das ist, soviel ich weiß, nicht richtig. Es gibt
einen kleinen Vorrat an Öl nnd gehärtetem Öl,
aber jedenfalls sind wir nicht in der Lage, mehr
zu tun, als folgendes: Die Fettversorgung von
Wien, aufgebaut auf einer Wocheuquote von vier

Wir haben nnn versucht, eine Aktton einzu¬
leiten, mu die Milch aus den deutsch-mährischen
Gebieten uns zuzuführen; wir haben. Automobile-
hinausgeschickt, cs ist aber nicht in großem Stile
eine Besserung möglich gewesen, ganz abgesehen
davon, daß wir immer in der Gefahr sind, von
den Tschechen dort anfgegriffen zu werden. Das
einzige — und das beweist, was für eine Kcttastrophal-
pvlitik wir schon manchmal treiben müffen — wäs-
wir derzeit tun können, ist, daß wir den Spitälern
jetzt die Frischmilch entziehen wollen und ihnen dafür,,
soweit es natürlich nach ärztlichem. Grttachten möglich

Dekagramm für den Nornralkonsumenten und von
sechs Dekagramm für die Bergarbeiter, ist zur Not
bis Anfang Jänner, also für den Dezember gedeckt.
In denjenigen Ländern, die selbst noch eine eigene
Aufbringung haben, wird vielleicht eine Fettquote-
von drei Dekagramm pro Woche möglich sein, in
den meisten Gebieten nicht einmal ein Dekagramm
pro Kopf und Woche. Wir sind in großen
Schwierigkeiten auch deswegen, weil Sie ja wissen,
daß wir heute Fett eigentlich nur mehr in
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ist, gewisse Vorräte, die wir an Kondens- und Trocken¬
milch haben, geben, um dafür mehr an Frischmilch
für die kleinsten Kinder zu bekommen. Allerdings
miird uns auch das nicht retten, denn mehr als
4000 bis 5000 Liter werden wir dadurch nicht mehr

.bekommen.

fragt, was mit den Vorräten der Verpflegs-
magazine geschehen ist, so möchte ich folgendes
sagen: Wir haben sofort nach dem Zusammenbruch
der Armee alle Verpflegsmagazine für das Staats¬
amt für Volksernährung in Anspruch genommen und
die dort befindlichen Lebensmittel angesprochen.
Eine vollständige Sicherstellung dieser Vorräte ist
uns aber eigentlich nur beim Verpflegsmagazin in
W-en gelungen. Jedenfalls möge der Herr Staatsrat
versichert sein, daß das, was wir dort an Lebens¬
mitteln sichergeftellt haben, ausschließlich der Zivil¬
bevölkerung zugute kommt, mit Ausnahme eines
bestimmten Prozentsatzes, den wir betit Staatsamte
fiir Heerwesen zur Versorgung der Garnisonen, der
Volkswehren usw. zur Verfügung stellen. Hülsenfrüchte
sind in allen Verpflegsmagazinen nicht nur verhältnis¬
mäßig, sondern auch absolut wenig vorhanden ge¬
wesen, weil die Armee, wie ja bekannt ist, mir
Hülsensrüchten überhaupt sehr schlecht versorgt war.
Im wesentlichen waren in den Verpflegsmagazinen
Vorräte an Mehl und Fleischkonserven. Die Flcisch-
konservcn sind übrigens zu einem großen Teile für
die zurückflutenden Truppen verbraucht worden. Man
hat damals in erster Linie diese Konserven dazu
verwendet, um den Truppen auf bestimmten Vcr-
kvstigungsstationen Nahrungsmittel zur Verfügung
zu stellen. Was die anderen Verpflegsmagazine
betrifft, in Linz, Graz, Innsbruck, Klagensurt, Villach
usw-, so sind sie von den betreffenden Landes¬
regierungen, Landesrätcn, Landesausschüssen, National-
räten und anderen Korporationen, die jedenfalls
hierzu nicht immer die Berechtigung hatten, be¬
schlagnahmt und für die Bedürfnisse des lokalen
Bedarfes znm Teil verwendet worden, zum Teil
sind wir mit den betreffenden Stellen noch im Kampfe,
daß sie sie uns hcrausgcben, wobei wir manchmal
direkt Lösegeld zahlen niüssen, damit es gegeben
wird. Jedenfalls kommen diese Verpflegsvorräte der
Zivilbevölkerung zugute.

Ganz ähnlich ist die Situation mit den Eiern.
Wir sind, nachdem alle Zufuhren abgcspcrrt sind,
nicht in der Lage, mehr als ein Ei pro Woche,
zum Beispiel in Wien, und auch das nur auf ganz
kurze Zeit auszugeben. Die Eicrzufuhren waren Heuer
Hebr ungünstig und wir waren nicht in der Lage, so
'wie voriges Jahr entsprechende Mengen einzukalken
und zu konservieren. Es wird nicht möglich seich
mehr zu geben als dittch einige Wochen hindurch
eventuell ein Ei pro Kopf und Woche, und auch

'das ist noch nicht ganz sicher.

Über Gemüse möchte ich nicht viel reden. Die
-Gemüscversorgung geht im groben und ganzen vor¬
läufig so ziemlich an, um so mehr, da wir ja aus

'Böhmen Zufuhren erwarten.

Über Zucker, habe ich schon gesprochen. Ich
möchte nur hinzufügen, daß es infolge des Zucker-
mangels bisher nicht möglich war, Mannelade in
entsprechenden Mengen herzustell-n, und--auf eine
gestern an mich gerichtete anonyme Karte, in der
gefragt wird, warum ich so dumm bin, keine
Marmelade auszugeben, wenn schon kein Fett und
keine Butter da ist, kann ich nur antworten, daß
wenn mir keinen Zucker haben, keine Marmelade
Herstellen können. (Zwischenruf.) In den Fabriken
Ist bisher nur Obstmark hergcstellr worden, dazu
brauche ich keinen Zucker, das wird mir chemischen
Substanzen haltbar gemacht: um aber wirklich
haltbare Marmelade zu erzeugen, muß ich Zucker
Haben. (Ruf: Maštálka!) Herr Maštálka hat
seine eigene Zuckerfabrik und verfügt über genug
Lucker. Außerdem erzeugt er hauptsächlich -Powidl
und dazu braucht man keinen Zucker. Wenn ich nun ganz kurz den derzeitigen Ver¬

sorgungsstand Deutschösterrcichs resümieren darf, so
möchte ich folgendes sagen: Die Versorgung der Be¬
völkerung mit Mehl und Brot ist in der Mehrzahl der
dcuischösterreichischen Länder ungefähr bis Ende
Dezember gesichert, aber nicht für länger, und für
die Zeit nach Abschluß des jetzigen Jahres sind wir
eigentlich mit Ausnahme der an uns noch von
Deutschllmd zugesagtcn Mengen noch nicht im Klaren,
woher wir die Bevölkerung Deutschöfterreichs mit
Mehl versorgen können. Die Kartoffelversorgung ist
fast Null, die Fleischversorgung kann zur Not durch-
gcsührt werden, aber das nur auf Grund einer
Hungerquote, die Fettversorgung ist gänzlich unzu¬
länglich, ebenso Eier und Milch. Die Zuckerversor¬
gung wird von der Einhaltung der Verpflichtung
der Tschechen abhängen, die sie übernommen haben,
uns den notwendigen Zucker zu liefern. Das einzige.

Die Futtermittelsituation ist selbstverständlich
schlecht, nicht nur infolge der Transportschwierig-
kciten, sondern auch deshalb, weil die Aufbringung
und Bewirtschaftung der Rauhfuttcrcrnte eigentlich
bereits versagt. Am Lande wird Heu und Stroh
überhaupt nicht , mehr aufgebracht und bezüglich der
-Kraftfuttermittcl, die wir insbesondere für Wien,
namentlich für Pferde, die dem Approvisionierungs-
transport dienen, brauchen, sind wir in der Her¬
stellung sehr beschränkt, weil wir keine Melasse
haben, und das Hängt wieder mit der Zuckcrfrage
zusammen. Entsprechende Verhandlungen mit den
Tschechen werden diesbezüglich eingelcitet.

Wenn ich noch mit zwei Worten auf die von
-Herrn Dr. Jerzabek in der letzten Sitzung ein-
rgebrachte Interpellation antworten darf, worin er
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Zentralmächte versichern, daß alles, was unter, beit
Umständen möglich ist, geschehen wird, um sie mit
Nahrungsmitteln zu versorgen und den schmerzlichen.
Mangel der an manchen Orten selbst ihr Leben be¬
droht, zu erleichtern und daß Schritte sofort unter¬
nommen werden, diese Hilfsaktion. in derselben
systematischen Art, in welcher sie für Belgien einge¬
richtet war, zu organisieren. Überdies drückte dev
Präsident die Meinung aus, daß durch den Ge¬
brauch der unbenutzten Tonnage der Zenttalmächte
es gegenwärtig möglich sein würde, der bedrückten
Bevölkerung die Furcht vor vollständiger Verelendung,
zu benehmen und ihre Gedanken und Energien frei
zu machen für die große und kühne Aufgabe des
politischen Wiederaufbaues, die ihnen auf clllen
Seiten beoorsteht. Der Präsident .sei bereit, die
Überweisung von Lebensmitteln günstig zu 'er¬
wägen und die Sache sofort mit den verbündeten
Regierungen in Angriff zu nehmen. . Es wurden
damals auch die gewissen Forderungen gestellt, daß
bei uns unbedingte Ruhe herrschen müsse, und
daß eine gleichmäßige Verteilung gesichert werde.
Seitdem hat man nichts gehört. Am 27. No¬
vember wurde im Wege der österreichischen Gesandt¬
schaft in Stockholm folgendes Telegramm unseres
Staatssekretärs des Äußern an die Regierung dev
Vereinigten Staaten neuerlich abgesendct. Dieses
Telegramm möchte ich mir erlauben zu verlesen.
(Liest):

was heute halbwegs erträglich ist, ist die Gemüse¬
versorgung.

Das bedeutet, wenn ich ganz offen sprechen
darf, eine verzweifelte Situation.

Da ist es nun klar, daß wir alles aufwenden
müssen, nnd auch aufgcwendet haben, um die uns
in Aussicht gestellte Versorgung durch die Entente
und Amerika baldmöglichst in die Wege zu leiten.
Da möchte ich mir erlauben, im Einvernehmen
mit dem Staatssekretär des Äußern den Herren
folgende Mitteilungen zu machen.

Sofort nach Abschluß . des Waffenstillstandes
vom 3. November erfolgten noch durch das da¬
malige k. n. k. Ministerium des Äußern Schritte,
um. die Ecnährungssituation in Deutschösterrcich zu
verbessern. Den Anhaltspunkt bot Artikel 5 der
Bedingungen zur See des Waffenstillstandes, nach
welchem die Blockade gegen unsere Schiffahrt auf¬
recht bleibt, jedoch eine von den Vereinigten
Staaten und den alliierten Negierungen einzusetzende
Kommission Ausnahmen von der Blockade bewilligen
kann. Die Regierungen der Entente wurden durch
Vermittlung neutraler Staaten telegraphisch ersucht,
die Kommission an einem Orte, wo wir mit ihr
Verbindung unterhalten können, einzusetzen und durch
sie einer Anzahl unserer stilliegenden Schiffe die
Erlaubnis zu Fohrien nach Argentinien, Nord¬
amerika und anderen Bezugsländern zu erteilen,
um Weizen, Fett und Fleisch zu bringen.

. „Die Regierung der Deutschöstcrreichiichen
Republik hat die ihr im Wege des politischen
Departements des Schweizer Bundesratcs zugegan--
gene Mitteilung des Herrn Staatssekretärs Lansing,
daß die Vereinigten Staaten im Einvernehmen mit
den Verbündeten alles tun wollen, um die Mittel¬
mächte mit, Nahrungsmitteln zu versorgen, mit Ge-'
nugtuung zur Kenntnis genommen. Die gegenwärtige
Regierung der Dcutschösterrcichischen Republik, die
aus allen Parteien zusammengesetzt ist, ist in dev
Lage, die volle Bürgschaft dafür zu übernehmen
daß auch ferner die Ruhe und Ordnung auf ihrem
Staatsgebiete aufrechlerhalten werden wird, wenn
nur genügende Zufuhren von Lebensmitteln ge¬
sichert werden. • Da jedoch Dcmschöstcrrcich keine
Lebensmittel ans den nenqegründctcn slawischen
Nationalstaaten bekommen kann, die früher ihre
Überschüsse nach Dcntschösterreich exportierten,. sind
die Vorräte in Demschöstcrreich nahezu vollständig
erschöpft und cs droht daher die Gefahr der abso¬
luten Hungersnot, wenn die von den Vereinigten
Staaten und den verbündeten Regierungen ange¬
kündigte Hilfsaktion nicht mit Beschleunigung durch-
geführt wird. Die deutschösterrcichische Regierung
bittet daher den Staatssekretär • der Vereinigten
Staaten, ihr möglichst bald miiteilen zu wollen,
wann und wo sie mit dem Bevollmächtigten der
Vereinigten Staaten in Verhandlungen über die

Kurz nach Errichtung des deutschösterreichischen'
Staatsamtes des Äußern wandte sich auch dieses
durch Schweizer Vermittlung nach Washington an
Herrn Lansing, ehestens Lebensmittel — wir haben
die Ziffern damals noch auf Grund der. gekürzten
jetzigen, wie ich neuerlich betone. Hnngerqnote mit
70.000 Tonnen Mehl oder Getreide, 6000 Tonnen
Fett rmd 8000 Tonnen Fleisch angegeben — uns
zuschieben zu lassen und uns mitzuteilen, ob und
von nelcher Seite uns die erste Hilfe gewährt
werden kann.

Durch die amerikanische Gesandtschaft in
Stockholni (11. November) und Bern wurde seitens
der amerikanischen Regierung mitgeteilt, daß Prä¬
sident Wilson diesen Hilfrnf beherzige und den
Mister Hoover (food eontro\or) nach Europa ent¬
senden werde. Unsere Gesandtschaft in Bern erhielt
ferner am 24. November vom schweizerischen poli¬
tischen' Teparteinent eine Mitteilung des ameri¬
kanischen Staatssekretärs Lansing — die übrigens
der Öffentlichkeit damals mikgcteilt worden ist, ich
möchte Sie nur in ganz kurzen Zügen im Auszug
mitteilen — daß der Präsident der Vereinigten
Staaten und die Vertreter der verbündeten Re¬
gierungen mit einstimmigem Beschluß die Völker der
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mtb .wenn möglich mit Herrn Hoover in Verhand¬
lungen einzutreten.

praktische Durchführung der Aktion treten kann. Bei
diesen Verhandlungen wird sich- die deutschösterrei-
chlsche Negierung erlauben. - dem bevollmächtigten
Vertreter der Vereinigten - Staaten Vorschläge zu
Unterbreiten, die die gleichmäßige Verteilung der
-.Lebensmittel, verbürgen sollen..

Die Ernährungsaushilfe, zerfällt in zwei Teile,
in eine äußerst dringende, sofortige Aushilfe für
die allernächste Zeit, die, wenn möglich, spätestens
innerhalb des nächsten Motiats wirksam werden
Müßte, und in eine Ernährungsaushilfe, für-die spätere
Zeit von Anfang Jänner bis zur Zeit/ wo wir
uüsere Ernte zur Verfügung hüben. Die erstere
Aushilfe stellen wir uns als eine Hilfe der Alliierten
vor, die sie uns mit ihren eigenen Mitteln,
womöglich auch mit ihren Schiffen geben und die
dringend beschleunigt werden müßte. Denn wenn
wir .Unsere Schiffe, soweit wir Noch über solche
verfügen, nach Argentinien und Amerika seüden
würden, kamen sie zu spät, ganz abgesehen davon,
daß Mich hier die Kohlenfrage eine große Rolle
spielt. Die Kommission in Bern hat den'Auftrag
bekommen, anzüstreben: erstens eine unmittelbare
Aushilfe in der Ernährung aus den Armeedepots
in Frankreich — das wäre natürlich das-Prakti¬
scheste —so daß wir aus den großen dort ange-
hänfien Lebensmittelvorräten im Zugsverkehr sofort
die Hilfe hereinbekommen könnten; zwcilens die
Dirigiernng von bereits auf der Fahrt von Ame¬
rika nach 'Europa begriffenen Schiffen unter Frei¬
gabe von der Blokade wach Triest und von dort
Zufuhr nach Deutschösterreich in eventuell zu eskor¬
tierenden Zügen. Ich möchte neuerlich darauf Hin¬
weisen, weil in den Zeitungen davon die Rede war, daß
auch schon in Gibraltar Schiffe für uns angekommen
seien, daß wir. in keiner Weise eine amtliche Mit¬
teilung oder Bestätigung dessen erhalten haben.
Die dritte der mitgegebenen Jnsttukrionen betraf
die Freigabe des Warenhandels aus der Schweiz,
insbesondere für die Ernährung von Vorarlberg
und. Tirol. Wie ich bereits in meinen früheren
Ausführungen erwähnt habe, ist'da insofern bereits
ein Erfojg zu verzeichnen, als die Schweiz in
überaus dankenswerter Weise für Tirol und Vor¬
arlberg Lebensmittel schon zur Verfügung gestellt -
hat oder dies im Zuge ist.

Im Interesse der Menschlichkeit bittet die
deutschösterreichische Regierung, die Verhandlungen
möglichst schnell anzubahnen/ damit nicht 10 Mil¬
lionen Menschen der Hungersnot preisgegeben,
werden. Der Staatssekretär, des Äußern: .

Dr. Bauer".

Eine umnittelbare Antwort auf dieses letztere
Telegramm ist bisher nicht eingelangt. Ich möchte
das äüsdtüÄich betonen, weil Ich glaube, es ist eine
authentische Mitteilung für die Öffentlichkeit notwendig
gegenüber den ununterbrochenen Mitteilungen in
der Presse, die nach der Bevölkerung Zauber-
schlösset: vor Augen malen, ohne daß — ich
komme darauf noch zu sprechen — die Hoffnung
auf eine 'unmittelbare und sofort wirksame Hilfe
gegeben wäre.

Neben den-offiziellen Schritten, die mir unter¬
nommen haben, laufen Bemühungen einzelner ehe¬
maliger Mitglieder unserer auswärtigen Missionen
und sonstiger Vertrauenspersonen insbesondere in der
-Schweiz, die unter Ausnutzung ihrer-Verbindungen
cim ernehmlich mit der dcülschösterreichischen Regie¬
rung Informationen au die 'Entente gelangen lassen.
.Ich möchte in diesen! Zusammenhang dankbar die
-Bemühungen der Vertreter -der neutralen Staaten
in Wien erwähnen, insbesondere des Wiener argentini¬
schen Gesandten, durch dessen Vermittlung die
Gemeinde Wien bereits Zusagen der argentinischen
Regierung erhalt-eu hat, deren Verwirklichung allerdings
nach dem jetzigen Stande der Angelegenheit für ditz
nächste Zeit noch nicht zu erwarten ist. (Abgeordneter
Dr. Schoepfer: Warum?) Weil in erster Linie die
Frage der Schiffe nicht gelöst ist und ebenso die
Frage der Blockade. Wir stehen ja heute noch

. unter vollkommener Blockade und es kann Argen¬
tinien beim besten Witten, wenn die Mächte der
Entente nicht zustimmen, keine Sendungen herüber-
gelanzcn lassen.

Die zweite Aktion der Sicherstellung unseres
Ernähernngsbedürfniffes für die Zeit bis August
ist natürlich eine sehr große Sache. Ich habe in
meinem Amte eine Aufstellung machen lassen, einen .
vollständigen- Bedarfsplan für Deutfchösterreich -in '
allen wichtigen Lebensmittelartikcln, den ich auch
den Mitgliedern des Staatsrates bereits zur Ver¬
fügung gestellt habe, Ich habe diese Aufstellung
auf wissenschaftlicher Basis aufbaucn lassen, und mich
dabei der MithilfedesProfessors Durig bedient, nach¬
dem wir zur Kenntnis gekommen sind, daß die Ameri¬
kaner uns vielleicht auf Grund eines Bedarfsplanes
auf wissenschaftlicher Basis, ausgerechnet auf Kalorien.
Lebensmittel geben wollen. Für die Verhandlungen

Vor wenigen. Tagen wurde unter Führung
. des zum deutschösterreichischen Bevollmächtigten in

Bern ernannten Freiherrn v. Haupt eine Abordnung
nach .Bern entsendet, deren Aufgabe es zunächst ist,
mit den dortigen Gesandten der Vereinigten Staaten
und der Alliierten in Kontakt zu treten und fest-
lzustellen, in welchem Stadium sich die-eingeleitete
Aktion der Aushilfen an Denischösterreich befindet,
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die Löbsüsnüttel zur Verfügung stellen wollen,
kann ich heute nicht beantworten.' Wir haben gär
keine Mitteilung/ ob uns die Entente, "öd üüs
Amerika dkaühen frei Einkäufen lassen Mrden vder
ob sie üns Mntllell ein bestimmtes Kontingent Mm
freien Einkauf zur Verfügung stellen wollen, mbnMim
Verncittüngsfülle die tzaüze Frühe: freier Handel Und
Hiüausschickön von Kaufleüten erledigt ist. Solange die
Bldckade nicht aufgehoben ist, solange wir nicht wissen,
ob wir ftei etnkäüfen können, hat das H'maüsschiken
von Geld uüd die Entsendung von privaten Händ¬
lern gar keinen. Zweck. im Gegenteil, eä' köuNtc die
Entente sogar zu der Meinung veranlassen. daß wir
hindurch den Versuch einer Art Blöckadebrechung
machen. Wir glauben, • daß die Entente uns in der
nächsten Zeit überhaupt nicht einkaufen lassen wird,
sondern daß sie, wie es Hoover seinerzeit für
Belgien durchgeführt hat, uns bestimmte Mengen
und Rationen einfach zur Verfügung stellen wird
und daß wir nichts zu tun haben werden, als sie
einfach zu nehmen. Damit'ist auch die Frage nach
der Menge - beantwortet; es ist Sache unserer
Unterhändler, wenn sie mit Hovver überhaupt direkt
werden verhandeln können, möglichst große Mengen
zu bekommen. Vorläufig wissen wir nur. daß Mister
Hoovcr sich momentan in Paris befindet und hvfsen,
daß er nach Bern kommen wird, und alle Zeiülngs-
Nachrichten, die jetzt über diese Frage zirkulieren,
erinnern mich an eine 'Art Wetterleuchten, ohne
daß die von allen Seiten gewünschie Entladung
bisher tatsächlich erfolgt Wäre.

mit det Entente mühten wir den Bedarfsplan Natür¬
lich so anfb'äüön, büß 'wir sägten, so ükd so diel
brauchen wir, davon können wir ans eigen'er Äräfb
soviel mifKingen und der Rest ist die nÄgedecktb
-Differenz. -

Um welche Summen es sich hier.'handelt,
möchte ich Ihnen an den drei Ziffern für Getreide,
Fett und Fleisch deduzieren. Äir haben der Kom-
nnssion nach Bern die Ziffern mitgegeben, welche
den Bedarf vom l. Dezember dis 15. August be¬
treffen. Da würden wir nun an Getreide etwa
1,300.000 Tonnen brauchen. Ich muh hinzufügen, daß.
dieser Bedarfsplan selbstverständlich nicht auf den der¬
zeitigen Himgerquoten aufgebaüt ist. es ist ja unmöglich
für eine Bevölkerung, die durch Jahre gehungert hat,
setzt an die Entente und Amerika mit dem Wunsche
heranzutreten, sie mögen uns 165 Gramm Mehl
pro Tag geben.' Damit können wir — das weih
jeder von uns genau — unmöglich weiter leben.
Wir haben also Quoten zugrundegelegt, die höher
sind, wenn sie auch nicht den Friedensquotcn ent¬
sprechen, denn da nehmen mir wieder nicht an, daß
die Entente sie uns zur Verfügung stellen wird. Äu
Fett würden wir etwa .122.000 Tonnen brauchen,
an Fleisch 48.000 Tonnen oder 235.000 Tonnen,
je nach der wissenschaftlichen Methode, die man der
Berechnung zugrundelegt: die eine stellt mehr Fett
ein und weniger Fleisch, die andere mehr Fleisch
und weniger Fett. Da wir keine Kartoffeln haben,
haben wir natürlich in die Berechnung einen Kartoffel¬
ersatz einbeziehen müffen. den wir von der Entente
oder von Amerika in der Fdrm von Reis oder Teig-
waren oder sonstigen Lebensmitteln bekommen wollen.
Selbstverständlich haben wir auch auf unsere Eier-
und Milchnot hingewiesen. Wir müßten, wenn wir
dieMilchnot in unseren Städten nur ein wenig
lindern wollten, 600.000 Kisten Kondensmilch be¬
kommen.

Jedenfalls ist cs sehr bedauerlich- daß durch
das hinhaltende Zaudern der' Ententemächte und
Amerikas kostbare Wochen verflossen sind — der
Waffenstillstand ist' ja bereits am 3. November
abgeschlossen worden —; nachdem ich aber
insbesondere den Vereinigten Staaten keinen
bösen Willen unterschieben kann, glaube ich,
daß die Entente sowohl wie Amerika über
unsere tatsächlichen Verhältnisse nicht genügend und
nicht richtig genug informiert sind. Ich habe .dieser;
Eindruck aus Unterredungen mit französischen Jour¬
nalisten, die hier waren, gewonnen; diese Herren
waren zunächst offenbar überhaupt nicht im Klaren
darüber, daß es uns so schlecht geht; ich habe ihnen
in meinem Bureau alle Materialien zur Verfügung
gestellt, graphische Tabellen usw., und wir haben sie
in unsere Kricgsküchen gehen lassen, in offene und
geschloffene Kricgsküchen, Ausspeisungen usw., und
die Herren sind dann zu mir gekommen und waren
geradezu entsetzt; sie erklärten, so etwas an Elend
hatten sie nicht für möglich gehalten. Meiner Ansicht
nach wäre ein besonderer Gang in die Kriegsküchen
eigentlich an und für sich gar nicht notwendig ge¬
wesen. Unser Elend ist ja allein aus diesen graphischen
Tabellen genügend ersichtlich. Ich habe den Herren lucine
Aufzeichnungen hier mitgegeben, ich habe ihnen hier

Um uns mit der Entente und Amerika in Verbin¬
dung zu setzen, baden wir alles getan, was in unseren
Kräften stand. Wenn ich nun die Frage, die der Herr
Nationalrat Jerzabek in seiner Interpellation
gestellt hat, ob wir wirklich auf eine Hilfe von der
Entente und Amerika rechnen können, beantworten
soll, so möchte ich diese Frage mit Ja beantworten,
weil nach den wiederholten Äußerungen Wilsons an
der Hilfsbereitschaft, an dem Hilfswillcn der Entente
und Amerikas nicht gezweifelt werden kann, denn
wenn wir daran zweifelten, mühten wir zweifeln an
der Aufrichtigkeit des von Wilson wiederholt betonten
Grundsatzes der Menschlichkeit, und es wäre doch
unmenschlich, wenn man ein ganzes Volk, Frauen,
Greise und Kinder, dem jammervollsten Elend aus-
fetzen wollte. (Sehr richtig!)

Die zweite Frage, in ivelchem Zeitpunkt und
in welchen; Ausmaß uns Ainerika und die Entente
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an diesen Tabellen gezeigt, was der Mensch nach
wissenschaftlicher Grundlage als Minimum an
Getreide, Fleisch und Fett braucht und daß unsere
Quoten, ungefähr ein Drittel-es Minimums be-

von den Herren Staatssekretären Dr. Bauer und-
Dr. Loewenfeld-Ruß bereits gestreift wurde, zu
berichten.

Als Exzellenz Homann am 26. Juli- des
heurigen Jahres im Abgeordnetenhause die Frage
der KohlenversorgtMg behandelte, schloß er nach ein-
gehenderBcsprechung der immer bedenklicher werdenden
Kohlensituation seine Rede mit der Äußerung, daß.
er trotz dieser Bedenklichkeit mit aller Hoffnung in
die Zukunft blicke. Leider hat die praktische Ent¬
wicklung der Dinge diese optimistische Auffassung,
nicht bestätigt'. Die Kohlenversorgung ist v on Monat
zu Monat auch unter dem alten Regime ungünstiger
geworden. Für die Deckung der im Monate April,
des heurigen Jahres errechnten fördertägigen,
Bedarfsmengc von 180.000 Tonnen, für die im
Mai noch eine Bedeckung von 131.000 Tonnen
zur Verfügung stand, waren im Monat September
nur mehr fördertägig 127.000 Tonnen vorhanden^
so daß täglich 53.000 Tonnen fehlten, und zwar
zu einer Zeit, wo.außer dem normalen VerbranH
die Druschkohle und Zuckerkohle anfznbringen war.
Von einer Bevorrätigung namhafterer Art, sei es
in der Industrie, sei es beim Hausbrande oder hei
den Gas- und Elektrizitätswerken, konnte unter
diesen Verhältnissen nicht die Rede sein.

- tragen, und ich habe den Herren. auch die Sterb¬
lichkeitskurve in Wien gezeigt. Ich hoffe, daß diese
Besprechungen mit den Journalisten — in den letzten
-Tagen war auch ein englischer Journalist bei mir —
mit dazu beitragen werden, um die Länder, die die
Aushilfe so namenlos verzögern, richtig zu orientieren;
jedenfalls erwarte ich, daß in Bern oder anderswo
die Entscheidung in der nächsten Zeit fällt, denn
wenn sich die Entente und Amerika das noch lange

-überlegen, so fürchte ich, daß das Wort wahr wird:
Roma äolibsrarlte Saguntum periit.

Meine Herren! Ich habe meine Redezeit leider
bedenklich überschritten und kann mich nicht mehr
daraus einlassen, was ich ursprünglich beabsichtigt
hatte, Ihnen Mitteilungen über gewisse Verhält¬
nisse und Maßnahmen, die wir auf dem Gebiete
der Kriegsküchcn, ans dem Gebiete der Gemein¬
schaftsküchen, auf dem Gebiete der Bekämpfung des
in der letzten Zeit sein Haupt wieder sehr hoch

> erhebenden Kriegswuchrrs, aus dem Gebiete der
zentralen Bewirtschaftung und der Zentralen in Aus¬
sicht genommen haben, zu machen. Ich hoffe, ich
werde bei anderer Gelegenheit die Möglichkeit hierzu
haben.

Verlief nun die Kurve der Kohlenversorgung
bis zum Zusammenbruch der Monarchie für Deutsch-
österreich, wenn auch immer absteigend, so doch
stetig, so erreichte sie in dem Augenblick, wo der
Zerfall des alten Reiches gegeben war, einen der.
kritischesten Brnchpunkte.

Ich uiöchte an die verehrten Herren nur
noch eine Bitte stellen. Es hat früher zwischen den
politischen Parteien und der Verwaltung vielfach ein
Gegensatz bestanden. Ich glaube, dieser Gegensatz
kann heute, in einem Moment, wo die politischen
Parteien die Verwaltung selbst übernommen, haben,
wo sie Träger der Verwaltung. geworden sind,
insbesondere auch in den Ländern draußen, nicht
mehr bestehen, und meine Bitte geht nun an Sie,
als die.Vertreter der politischen Parieren nnr in
meiner wirklich ungeheuer schwierigen Stellung gerade
im jetzigen Momente Ihre Beihilfe nicht zu ver¬
wehren und mitzuwirken daran, daß die Landes¬
regierungen und ihre Chefs einheitlich und gemcinsanl
mit mir — denn der Einzelne kann ja heute kaum
etwas leisten, sondern nur alle zusammen — im
Interesse aller daran arbeiten, daß der Lebensfaden
der Bevölkerung nicht zum Abrcißen gebracht werde.
In diesem Sinne, meine Herren, bitte ich insbesondere
l em Staatsamte für Volksernährung alle Unterstützung

Der Kohlenbedarf von Dentschösterreich wurde mo¬
natlich mit 1,150.000 Tonnen ermittelt. Zur Bedeckung
dieses Erfordernisses stand unmittelbar und ungestört
hinsichtlich der Zufuhr lediglich die imieröslerreichische
Produktion von zirka 155.000 Tonnen Kohle zur
Verfügung, so daß sich zwischen dem Erfordernisse
und der unmittelbar zur Verfügung stehendem Be¬
deckung eine Spannung von monatlich einer Million
Tonnen Kohle ergab. Die restliche Bedeckung des
Erfordernisses hätte erfolgen sollen durch Zufuhren
aus den nordwestböhnnschen Braunkohlengebieten,.
aus den Steinkohlengcbieten, von Ostrau und durch
die Einfuhr aus den Kohlenrevieren des Deutschen
Reiches.

Sowohl die Zufuhren aus den böhmischen
Braunkohlenreviercn als auch aus Deutschlands —•
letztere niit Ausnahme der verhältnismäßig kleinen
Mengen, die Westfalen anliefert — mußten, wenn
eine direkte Zufuhr, an die Verbrauchszentren ge¬
funden werden sollte, tschecho-slowakisches Gebiet
passieren, es sei denn, daß man hinsichtlich der
Kohle aus Oberschlesien und hinsichtlich der nord¬
böhmischen Braunkohle damit rechnete, sie über
Bayern zu befördern. Ich werde später darauf zu
sprechen kommen, mit welchen Schwierigkeiten die

- zuteil werden lassen, deren die politischen Parteien
fähig sind. (Lebhafter Beifall und Händeklatschen.)

Präsident Dr. Dinghofer: Ich erteile dem
Herrn Staatssekretär Zerdik das Wort.

Staatssekretär für öffentliche Arbeiten Ing.
Zerdik: Hohe Nationalversammlung! Ich habe
heute über die Kohlenfrage Deutschösterreichs, welche
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westfälischen Gebiete ab 1. November eine monat-
liche Zufuhr von 126.000 Tonnen hätte sichern sollen.
Es waren also die Verhandlungen, mit Deutschland
von positiven Erfolgen begleitet. Die Delegierten
begaben sich dann nach Essen, um dort auch mir
den Kohlenfirmen zu vereinbaren, . in welcher Art
dieses Ouantnm auf dieselben verteilt werden sollte;
sie verhandelten auch hinsichtlich der Belieferung der
einzelnen Berbrauchszentren bei uns. So sollte für
Wien von diesem Quantum von 126.000 Tonnen
sofort ein Quantum von 20.000 Tonnen zur An¬
lieferung kommen. Faktisch hat Wien nach mehr als
Monatsfrist nur sehr geringe Mengen erhalten, teils
deshalb, weil das Saargebiet nach dem Waffen¬
stillstandsvertrage nicht zur Verfügung stand und
ans diesen Gebieten teilweise die Anlieferung hätte
erfolgen sollen, teils aus Gründen von Verkehrs¬
stauungen in Bayern, die. durch den Umsturz iiu
Deutschen Reiche hervorgerufen wurden.

Beförderung über bayerisches Gebiet verbunden war.
So weit es sich um die Ostrauer Kohlen handelte,
hatten wir es mit Gruben zu tun, die teils im,
polnischen, teils im tschechischen Besitze sind, also
mit Gruben, über die wir nicht einmal hinsichtlich
der Förderung die unmittelbare Verfügung hatten.
Zur Sicherstellung der Airflieserung der nichtbedeckten
Menge von einer Million Tonnen monatlich mußten
daher die Verhandlungen nach drei Richtungen ge¬
führt werden: Erstens nach der Richtung der Er¬
zielung einer Einfuhr aus dem Deutschen Reiche,
Zweitens in der Richtung der Zufuhr aus dem pol¬
nischen und tschechischen Gebiete in Ostrau-Karwin
und schließlich in der Richtung, daß die freie Durch¬
fuhr der Kohle aus Deutschland und Deutschböhmen
und aus dem polnischen Teile des Ostrau-Karwiner
Reviers durch tschecho-slowakisches Gebiet gesichert
werde. Mit der Inangriffnahme dieser Vcrhand-
ümgen begann mit Ausnahme der Verhandlungen
mit Deutschland ein Leidensweg für die deutsch¬
österreichischen Unterhändler, . auf den ich trotz der
Kürze der mir zur Verfügung stehenden Zeit später
kurz zu sprechen kommen werde. Zuerst sei mir nur
gestattet, die, Verhandlungen mit dem Deutschen
Reiche kurz zu berühren. Ende Oktober blieben die
Zufuhren der oberschlesischen Kohle, mit denen haupt¬
sächlich Wien hinsichtlich der Industrie beliefert
wurde, aus. Erft ungefähr vor acht oder zehn Tagen
haben die Prager tschechischen Blätter..-die Maske
fallen gelassen und sich damit gebrüstet, auf welche
Art diese Unterbindung der Kohlenzufuhr durch eine
künstlich hervorgerufene Stauung auf- der Nordbahn
bewirkt wurde. Die Prager Blätter brachten nämlich
die Mitteilung, daß auch bei der Kohle aus Ober¬
schlesien,- die bereits in Straßhof oder sonst vor den
Toren Wiens stand, tschechische Lokomotivführer die.
Lokomotiven durch Wegnahme von Maschinenbestand¬
teilen unbrauchbar gemacht haben, (Hört!) daß
solche Stauungen, 'die künstlich im Gebiete der
Nordbahn hervorgerufen wurden, bis Ostrau rück¬
wirkten, wo man. die Förderung der Kohle deshalb
beschränken mußte, weil man nicht fortwährend auf
Depot arbeiten konnte- und weil der Abtransport
der Ostrauer Kohle, nicht möglich war, - da die
Nordbahn künstlich durch derartige Machinationen
verstopft worden war. Es ist das ein Bekenntnis an
den tschechischen Zeitungen, ich nehme daher keinen
Anstand, daß hier zur allgemeinen Kenntnis zu bringen.

. Mittlerweile war in Prag der bisher im Mini-
sterium für öffentliche Arbeiten bedienstete Ministerial-
vizesekretär Dr. Oberthor Kohlendiktator geworden
und nachdem verlautet hatte, der tschecho-flowa-
kische Staat habe jede Durchfuhr von Kohle, sei sie
welcher Provenienz immer, durch tschecho-slowakisches
Gebiet verboten, wurden mit Dr. Oberthor, der am
6. November in Wien weilte, Verhandlungen in
der Richtung eingeleitet, daß man die Absperrungs¬
maßnahmen Mc Aufhebung bringt. Fix. vereinbart
wurde mit ihm die sofortige Abtransportierung von
täglich vier Zügen aus dem. nordböhmischen Braun¬
kohlenrevier, Braunkohle, die für die Versorgung, der
äußeren Bezirke Wiens mit Hausbrand bestimmt
war. Die Verhandlungen gediehen soweit, daß
Dr. Oberthor zusagte, am 8. November die ersten
Züge abrollen zu lassen, sich aber dafür noch die
Ratisiziernng des -Vertrages durch den Näi;odni
Vybor ausbedungen hatte. Nachdem nun die Rati¬
fizierung aus Prag ausblieb und andrerseits auch
eine Intervention be'mi Gesandten Tusar keinen
Erfolg zeitigte, entsandte das Staatsamt Vertreter
nach Prag, die dort mit dem Národni Výbor zu
verhandeln begannen.

Ich bitte, mir zu erlassen, eine genaue Detail¬
schilderung der Behandlung.hier zu geben, die die
Vertreter des .Staatsamtes und der Gemeinde Wien
in Prag erfahren haben. Ich möchte nur feststellen,
daß es für die Abgesandten eine große Überwindung
kostete, die Verhandlungen weiterzuführen, die sie
schließlich und endlich zu einem positiven Ergebnisse
brachten. Abgespielt hat sich das kurz so: Dr. Ober¬
thor hat sie an den Národni Výbor 'verwiesen,
der Národni Výbor hat ihnen erklärt, nachdem er
sie zwei Stunden hat warten lassen, daß Dr. Oberthor •
die absolute Vollmacht habe, derartige Abmachungen zu
treffen/ und daß sie .daher mit Dr. Oberthor zu ver¬
handeln . hätten. Zu Dr. Oberthor gelangt^ wurde den

Als nun diese Stauung auf der Nordbahn die
Zufuhr der oberschlesischen Kohle hinderte, mußte
daran gedacht werden, westfälische Kohle als Ersatz
hereinzubekommen. Es wurde eine Delegation des
Staatsamtes für öffentliche Arbeiten nach Berlin
und Essen entsendet und der Reichskohlenkommissär
Geheimrat Stutz stand damals inBerlin ans demStand-
punkt eines Abkommens, das zwischen Deutschland und
Österreich-Ungarn geschlossen wurde und das aus dem

20
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Abgesandten mitgeteilt, daß ohne den Národni
Výbor derartige Verfügungen nicht getroffen werden
können und erst, als die Abgesandten diesem
tschechischen Kohlendiktator mitteilten, daß man die
Behandlung, die sie erfahren haben, der Öffentlichkeit
übergeben. werde, fand sich dieser Leiter des
tschechischen Kohlenamtes unter Beiziehung eines
Mitgliedes des tschechischen Kohlenamtes, Direktor
Soldan, bereit, Abmachungen mit ihnen zu treffen.
Ich betone, daß bei dieser Gelegenheit ausdrücklich
in Prag seitens der tschechoslowakischen Regierung
festgestellt wurde, daß sie jede Verhandlung sonstiger
Belieferungen von Deutschösterreich, mit Ausnahme
dieser einen Notstandsaktion für Wien, prinzipiell
ablehne und sich Vorbehalte, diesbezüglich Verhand¬
lungen erst am 20. in Prag abzuführen.

i Herrn Staatsrates v. Langenhan nach Berlin
i begeben und dort mit dem Reichskohlenkommiffär
i wegen einer verstärkten Belieferung mit deutscher
: Kohle verhandelt. Der Reichskohlenkommiffär teilte
: mit, daß die Wagengestellung in Schlesien von
l 12.000 Wagen auf 3000 Wagen gesunken sei und
■ daß er daher nur dann Kohle an Deutschösterreich
: liefern. könne, wenn die leeren deutschen Wagen, die

sich im Bereiche der alten Monarchie, respektive des
diesseitigen Teiles derselben befinden, sofort nach
Deutschland zurückgesandt werden. Er sei dann
bereit, Zug uni. Zug Kohle hereinzuschaffen. Herr
Staatsrat v. Langenhan übernahm dabei die Ver¬
pflichtung, daß die Kohle, die zur Anlieferung
kommt, tatsächlich nur für Deutschösterreich bestimmt
sei. Wir erhielten hierauf ' aus Oberschlesien die
Mitteilung, daß zunächst 2300 Tonnen zur An¬
lieferung kommen — von dieser Kohle kam über¬
haupt nichts nach Wien — und erst jetzig wo wir
einen eigenen Kohlengesandten nach Berlin geschickt
haben, einen mit den Verhältnissen sehr vertrauten
Mann namens Lenk, haben wir in Erfahrung
gebracht, daß durch politische Verwicklungen, die
sich in Oberschlesien ergeben haben, und durch den
Stteik faktisch nur 3740 Tonnen zur Anlieferung nach
Deutschösterreich gelangten, - die wir aber natürlich
auch nicht erhalten haben. Nach Deutschösterreich
sind in derselben Zeit eines ganzen Monats 1131
Tonnen, nach Galizien 4070 Tonnen, nach Ungarn
19.500 Tonnen geliefert worden, alsomach Ungarn das
Doppelte von dem, was Jnnerösterrcich, Deutschböhmen
und Galizien zusammen erhalten haben. Begründet
wurde diese starke Belieferung Ungarns damit, daß
die Kohle -dem Zwecke diene, die Mackenscnarmee
zurückzubefördern, und intereffant daran x ist nur,
daß die galizische Belieferung wieder deshalb erfolgt
ist, weil die Polen sich nur unter der Bedingung
bereit erklärten, die für den. Rückttansport der
Mackensenarmee notwendige Kohle durchzulaffcn,
wenn ihnen dafür auch Kohle gegeben werde. Ich
führe das hier nur an, weil dieses Detail zeigt,
unter welchen sympathischen Verhältnissen sich die
Verhandlungen wegen der Durchfuhr überhaupt ab-'
spielen.

Die bei diesen Verhandlungen gemachten
Erfahrungen bewogen unsere Vertreter, sich nicht
niit dem zu bescheiden, was sie in Prag erreicht
haben, sondern sie fuhren nach Aussig, um durch-
zusetzen, daß die dortigen Firmen die Anlieferungen
bewilligen. Sie sicherten sich auch die Verfügung
der dort stehenden deutschen Kohlenwagen, die sich
im Reviere befanden, zu und erwirkten die Zu¬
stimmung der Ausfuhr durch die deutschböhmische
Landesregierung. Aber jetzt kommt der Pferdefuß.
Ms es sich um die Sicherstellung des rollenden
Materials handelte und man sich zum General¬
direktor der tschechischen Eisenbahnen begab, erklärte
ihnen Dr. Bašta, daß er über die dazu not¬
wendigen Maschinen nicht verfüge. Was also nach
langem Verhandeln der Národni Výbor und das
tschechische Kohlenamt gegeben, nahm wieder
Dr. Bašta mit. dein Hinweis auf die Lokomotiven.

Nach langen Besprechungen gelang es, ihn
dazu zu bewegen/ daß er einen Zug über die Nord¬
westbahn und einen über Gmünd leitete, die andern
zwei mußten über Bayern geführt werden und da
hatten wir auch nicht das Glück, daß diese Züge
nach Wien kamen, weil damals in Bayern der
Umsturz war und die Arbeiter- und Soldatenräte
in München auch diese Kohle beschlagnahmten. Das
deutschösterreichische Staatsamt für Verkehrswesen
hat in anerkennenswerter Weise sich der Sache an¬
genommen und hat 15 Lokomotiven dem Dr. Baśta
gegeben, und so haben wir wohl die Anlieferung
dieser vier Züge auf dem direkten Wege zu ge¬
wärtigen. Aber trotz der Bezettelung der Wagen
und der Genehmigung der Durchfuhr durch den
Narodm Vybor langte die Kohle nicht zur Gänze
in Wien ein, sondern es kamen täglich statt der
2500 Tonnen nur zirka 1000 Tonnen in Wien
faktisch an, alles andere geht am Wege verloren
und wiederholte Interventionen bei den maßgebenden 1
Faktoren haben nie einen Erfolg gezeittgt.

Mit Rücksicht auf diese Bedingungen, die der
Reichskohlenkommiffär wegen Rückstellung der leeren
Wagen gestellt hat, reiste eine Delegation von uns
wieder nach Prag, um mit den dortigen Macht¬
habern einerseits den Durchlauf der leeren deutschen
Wagen und unserer Jnländswagen, die wir hinauf¬
senden wollten und andrerseits auch die Durch-.
fuhr der beladenen Kohlenwagen zu vereinbaren,
weiters um die Belieferung Wiens mit der nötigen
Gas- und Hausbrandkohle sicherzustellen. Diese Ver¬
handlungen. hatten ferner den Zweck, eine Beliefe? .
rung Deutschösterreichs überhaupt in die Wege zil
leiten. Erzielt wurde nun eine mündliche Zusage

Gleich nach der Rückkunft von Aussig haben •
sich die Delegierten neuerdings unter Führung' des I
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des Ministers Stanĕk, dahinlautend, ' daß die
tschechische Regierung bereit sei, die bisher ab¬
gelehnten Verhandlungen wegen Belieferung Deutsch¬
österreichs aufzunehmen, und als Verhandlungstag
wurde der gestrige Tag festgesetzt. Bei diesen Ver¬
handlungen ist der Bedarf Wiens hinsichtlich der
Kohle aus Ostrau mit 78.500 Tonnen und hin¬
sichtlich der Brüxer Kohle mit 71.844 Tonnen pro
Monat einverständlich mit den Tschechen festgestellt
worden. Die Tschechen legten nun Wert darauf, daß
sie allein dieses Quantuin liefern, und erklärten auf
unsere Frage, ob die Kohle zum Teil aus dem
polnischen, zum Teil aus dem tschechischen Teile des
Ostrau-Karwiner Revieres komme, wir mögen uns
da nicht hineinmischen, sie würden selber die Ver¬
handlungen mit den Polen führen.

Nun haben wir am 29. November eine Nach¬
richt erhalten, die geeignet ist, etwas aufklärend
zu wirken, warum sich die Tschechen so ver¬
halten. Am 28. erschienen der Ernährungsminister
der tschechoslowakischen Republik Dr. Vrbenský
und der Abgeordnete Jaroslaus Aster mit. einem
tschechischen 'Oberbergkommissär in Brüx und
verlangten vom Leiter der Bergdirektiou,. von dein
bereits auf den Staat Dentschösterreich vereidigten
Hofrat Markus, im Namen der tschechoslowakischen
Regierung die Fortführung der Geschäfte unter
bestimniten Bedingungen, die dem Hoftat Markus
bei der versuchten Übergabe zunächst bekanntgegeben
wurden. Man verlangte, Hoftat Markus werde
durch den Minister Dr. Vrbensý im Namen der
tschechoslowakischen Regierung von dem Gelöbnisse,
welches er der deutschösterreichischen Regierung
bereits geleistet hat, aus dem Grunde entbunden, weil
eine gesetzliche Kontinuität nicht bestehe. Alle Kosten,
welche niit der Führung der Grubenbetriebe und
der Direktion verbunden sind, werden in Hinkunft
bei den Ministern für, öffentliche Arbeiten und der
Finanzen in Prag angefordert werden, und zwar
bis zur endgültigen Entscheidung durch die inter¬
nationale Friedenskonferenz. Sämtliche Kohle ist
Eigentum der tschechoslowakischen Republik. Als
Vertrauensmann der tschechoslowakischen Regierung
werde Oberbergkommissär Weiz. bestellt; demselben
ist der Einblick in die gesamte Geschäftsführung der
Direktion zu gewähren; seine besondere Ausgabe
werde es sein, die damaligen Verträge zwischen
Direktion und Belegschaft aufrechtzuerhalten. Die
Regierung garantiert der Beamtenschaft und allen
Angestellten die Belüftung in den bisher innegehabten
Stellungen sowie ihre Rechte und Bezüge. In
politischer Hinsicht wird der Beamtenschaft voll¬
ständige Freiheit der Betätigung gewährt. Hofrat
Markus hat dagegen natürlich Protest eingelegt und
die Übergabe verweigert. Natürlich ist er dazu
gezwungen worden und in • logischer Folge haben
sowohl er wie alle sonstigen Beamten gebeten, sie
mögen von dem. bereits abgelegten Gelöbnis ent¬
bunden werden.

Am 24. hätte der Auftrag an den Kohlen¬
versorgungsinspektor in Ostrau abgehen sollen, tat¬
sächlich ist er arn 28. abgegangen und da in einer
Form, die dem tschechischen Kohlenversorgungs-
inspektor die Anliefenmg gar nicht ermöglichte. Es

- wurde ihm nämlich aufgetragen, das gesamte
Quantum aus dem polnischen Teile des Oftrauer
Revieres anzuliefern. Man hat also dem tschechischen
Kohlenvcrsorgungsinsvektvr den Auftrag gegeben,
die Kohle zur Gänze aus dem polnischen Teile des
Revieres aufzubringen. Dieses Verlangen war
erstens technisch gar nicht durchführbar, weil der
polnische Teil gar nicht in der Lage ist, diese ver¬
einbarte Quantität zu liefern, und zweitens hat der.
polnische Kommissär erklärt: Ich habe die Kohle
nicht. und ich liefere sie auch nicht allein. Der
tschechische Kohlenversorgungsinspektor hat, darüber
befragt, die Erklärung abgegeben, er halte sich
strikte an den Auftrag, der an ihn von Prag er¬
gangen ist. Wir wendeten uns.an den Gesandten
Tusar und wendeten uns nach Prag und es wurde
uns telephonisch mitgeteilt, daß die Tschechen voll¬
ständig korrekt im Wege mündlicher Information
den Auftrag gegeben hätten und daß es nur auf
einem Mißverständnis beruhen könne, wenn wir von
dort keine Kohle erhalten.

Aber auch noch aus einer anderen' Tatsache geht
hervor: daß die Tschechen bei der Kohlenbelicferung
uns gegenüber nur mit passiver Resistenz • arbeiten.

In diesem Falle hat es sich, lediglich um die
sogenannten staatlichen Betriebe gehandelt, die einen
verhältnismäßig geringen Anteil an der Produktion
von Braunkohle haben. Nun ist telephonisch die
Mitteilung eingelangt, daß mittlerweile auch andere
Besetzungen erfolgt sind. Es sind Gruben der Nord-
böhmischen Kohlenmerksgesellschaft und der Brüxer
Bergbaugesellschaft in Verwaltung genommen und
Dux besetzt worden. Hierdurch haben die Tschechen
bereits mehr als die Hälfte des gesamten Braun¬
kohlenreviers in ihrer Gewalt. Sie haben ferner
bereits die Bestellung eines tschechischen Kohlen-
versorgungsmspektors in diesem Gebiete dnrchgeführt
und bezeichnend ist, daß der Vertreter der tscheckn-

Die für gestern anberaumte Verhandlung, bei
der die Belieferung von ganz Deülschösterreich
beraten werden sollte, wurde nicht ausgeschrieben.
Wir haben uns daher in Prag angefragt, was es
mit der Verhandlung ist, und haben die Antwort
erhalten, Minister Stanek' befinde sich derzeit auf
Dienstreisen und es sei daher keine Chance, vor
Beginn dieser oder der nächsten Woche an diese
Verhandlungen zu denken. Also ' ein Hinausschieben
nach allen Richtungen, ohne daß man zu positiven
Schlüssen, kommt.
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im Staatsamt für öffentliche Arbeiten voraus¬
gesehen wurde, erging bereits am 15. November
ein Telegramm aM'^ie alliierten Staaten, in dem
auf die gefahrdrohenden Folgenwirkungen dieser
Blockade verwiesen' und die. Einflußnahme der
Alliiertenregierungen auf die tschecho-slowakische
Regierung in dem Sinne erbeten wurde, daß sie
die Blockade aushebe. Ob eine'solche Einflußnahme
erfolgt ist, entzieht sich meiner Beurteilung. Konsta¬
tieren kann ich nur, daß sich in dem Verhalten der
Tschechen nichts zu unseren Gunsten geändert hat,
daß sich die Situation vielmehr verschlechtert hat.
Denn während bis vor wenigen Tagen das Ver¬
halten der Tschechen noch immer auf einen Erfolg
hoffen ließ, erscheinen ihre Absichten in den letzten
Tagen durch die Besetzung von Brüx, Dux und des
halben böhmischen Braunkohlenreviers, durch ihr
sonstiges Verhalten bei den vorher abgeführten
Verhandlungen vollkommen entschleiert und es macht
den Eindruck, daß wir von ihnen nichts zu hoffen,
sondern nur das Schlimmste zu befürchten haben.

scheu Regierung in Aussig, der bisher jeden zweiten
Tag dort erschienen ist, seit diesen Umwälzungen
in Deutschböhmen nicht mehr dort erscheint.

So war es gestern. Ob nicht heute schon ein
viel größerer Z^cil des Braunkohlenreviers sich in
tschechischen Händen befindet, entzieht sich meiner
Beurteilung, weil ich darüber keinen Bericht habe.
Soviel über die Verhandlungen mit Deutschland
und mit der tschecho-slowakischen Republik.

Es sei mir der Vollständigkeit halber gestattet,
noch die Verhandlungen mit den Polen zu erwähnen.
Wir haben auch mit dem polnischen Liquidätions-
komitee verhandelt, das von Galecki geführt wurde,
und haben dort fixe schriftliche Abmachungen ge¬
troffen, die sich auf die Anlieferung von 1000
Waggons Steinkohle für die Wiener Gaswerke und
von 500 Waggons Koks für die Alpine Montan¬
gesellschaft bezogen. Auch bezüglich dieser Ver¬
handlungen war das praktische Ergebnis vorläufig
gleich Null. Vielmehr verlangt jetzt die. polnische
Regierung, nachdem der Vertrag fix und fertig
abgeschlossen und unterschrieben ist, daß wir ihr
zunächst 5000 Tonnen Rösterze • zur Verfügung
stellen, ein Verlangen, das nach dem ganzen Ver¬
handlungsergebnis gar nicht berechtigt erscheint, was
wir ihr auch im Wege des Protestes mitgeteilt
haben.

Zmn Schluffe erübrigt nur noch zu berichten,
was seitens des Staatsamtes für öffentliche Arbeiten
hinsichtlich der inneren Einrichtungen vorgekehrt
wurde. Wir haben zunächst einmal einen mit den
Verhältnissen genau vertrauten Beamten dem Berliner
Gesandten attachiert, weil wir immer das Empfinden
hatten, daß die Berichte, die wir auf anderen Wegen
erhalten haben, nicht so der Wahrheit entsprachen,
wie wir es brauchen, um die Situation richtig zu
beurteilen. Es ist also ein. mit den Verhältnissen
vertrauter Beamter, Herr Lenk, hingesendet worden.
Er hat beim Reichskohlenkommissär bereits Ver¬
handlungen gepflogen und wird heute in der gleichen
Angelegenheit beim Deutschen Reichskanzler inter¬
venieren.' Die Schwierigkeiten, die verstärkten Liefe¬
rungen Deutschlands cntgegenstehen, .sind allerdings
sehr groß. Sie sind darin begründet, daß Deutsch¬
land namhafte Teile des Kohlenreviers im Saar¬
gebiete nicht zur Verfügung hat und daher bereits
selbst an Kohle Not zu leiden beginnt.

Wenn ich nun zusammenfasse, was ich hier
geschildert habe, so steht noch immer den 1,150.000
Tonnen, die wir monatlich brauchen, nichts anderes
als Bedeckung gegenüber, als die 150.000 Tonnen,
die wir in Jnncrösterreich produzieren, die wir aber
me für Wien und Niederösterreich verwendet haben,
sondern die im allgemeinen in den Ländern-Entnahmc-
und Fvrderstellen gleich aufgebraucht wurden. Auch die
Belieferung mit Eisenbahndicnstkohle läßt in der
letzten Zeit immer zu wünschen übrig und cs mußten
sogar von der Hausbrandkohle, die wir aus dem
böhmischen Bcaunkohlenrevier für Wien bekommen,
Zuweisungen an die Eisenbahnen erfolgen, damit
der Betrieb wenigstens in dem beschränkten Maße,
in dem er heute vorhanden ist, aufrechterhalten
werden konnte. Wir befinden uns sonach bezüglich
der Kohlenfrage im effektiven Blockadczustand, in
einem Blockadezustaud, der mit Rücksicht auf die
unbedeutende Kohleuproduktion im blockierten Gebiete
jede gegenüber kn Mittelmächten bisher geübte
Blockade in den Wirkungen zweifellos bei weitem
übertrifft und. wenn nicht rechtzeitig seitens der
tschccho-slowakischen Regierung eingelenkt wird, in
den allernächsten Tagen zu einer wirtschaftlichen
Katastrophe in Deutschösterreich führen muß. Nur.
mit' den einschneidendsten Sparmaßnahmen ist es
möglich, vielleicht noch im Monat Dezember die
notwendigste öffentliche Beleuchtung in Wien zu
bewerkstelligen. Zahlreiche andere Gaswerke mußten
bereits den Betrieb einstellen. Da dieser Zustand

Ebenso wie nach Berlin, beabsichtigen wir'einen
Verbindungsbeamten nach Prag zu senden. Nur
konnte, wie bereits aus den Ausführungen des Herrn
Staatssekretärs Bauer hervorging, diesbezüglich ein
Ergebnis noch nicht erzielt werden. Ein solcher
Berbindnngsbeamter wird auch an den Sitz des
westphälischen Kohlensyndikats entsendet, er ist bereits,
von Wien abgegangen.

Eine gründliche Reorganisation habe ich in
der Kohlmabteilung des Staatsamtes selbst vor¬
genommen, alles bureaukratisch Rückständige in deren
Gebarung beseitigt und sie auf streng kaufmännische
Grundlage gestellt. (Zustimmung.) Bei einem Institut,
auf dessen rascher und einwandfreier Arbeit unser
ganzes volkswirtschaftliche Leben beruht, muß jeder
bureaukratische Formalismus, jedes unnütze Appro-
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Ich habe meinen Bericht erstattet und bitte
die Herren, ihn zur Kenntnis zu nehmen. (Beifall.)

bieren vermieden werden, Der zur Leitung der
Abteilung bestellte Oberbergrat Dr. Kloß, dessen
fachmännisches Wissen, kaufmännische Begabung und
Verhandlungsgeschick allseits anerkannt ist, gibt mir
die Gewähr, daß die Sünden des alten Regimes,
deren Besprechung hier zu weit führen würde,
gründlich ausgemerzt werden.

Präsident Dr. Dinghofer: Die Herren
haben die Berichte der Vertreter der Regierung
gehört. Ich würde Vorschlägen, diesen Gegenstand
für heute abzubrechen und die Debatte darüber
morgen abzuführen. Wird eine Einwendung dagegen
gemacht? (Niemand meldet sich.) Es ist nicht
der Fall.

Hohes Haus! Ich glaube, den Beweis erbracht
zu haben, daß die Regierung in der kurzen Zeit,
in der sie die Geschäfte des Deutschösterreichischen
Staates führt, alles getan hat, um der drohenden
Gefahr in der Kohlenversorgung Herr zu werden.
Bei der Lage der Dinge konnte diese Tätigkeit,
abgesehen von der inneren Reorganisation des
deutschösterreichischen Kohlendienstes, sich lediglich
auf Verhandlungen beschränken, die zu einem Erfolg
hätten sichren müssen, wenn wir Machtmittel gehabt
hätten (Zustimmung)f um den anderen Vertragsteil
auch dazu zu bringen, daß er das, was er zuge¬
standen hat, auch anerkennt und durchführt. Diese
Machtmittel stehen uns leider nicht zur Verfügung.
Ich habe es mit Absicht bis zum heutigen Tage
vermieden, über den Verlauf der Verhandlungen
irgendetwas in die Öffentlichkeit zu bringen, weil
ich das Empfinden hatte, man könnte den ganzen
Verhandlungsgang stören, wenn zu früh in der
Öffentlichkeit darüber gesprochen werden würde. Ich
war niir bewußt, daß damit in der. Öffentlichkeit
der Eindruck erweckt werden müßte, als ob im
Staatsamt für öffentliche Arbeiten nichts geschehe
und dieses tatenlos der ganzen Katastrophe gegen¬
überstehe. Nunmehr halte ich mich aber verpflichtet,
der Öffentlichkeit restlos mitzuteilen, wie die ganzen
Verhandlungen sich abgespielt, haben, was wir in
der Angelegenheit veranlaßt haben, weil die
Öffentlichkeit ein Recht darauf hat, bei der ganzen
Entwicklung der Dinge klar zu sehen.

Weiters erlaube ick mir folgenden Vorschlag:
Wir haben als Punkt 4 der Tagesordnung

den Bericht des Justizansschnffes über das Gesetz,
betreffend die Ablösung der Zinsgründe in Deutsch¬
böhmen, .und als Puntt 7 die Wahl eines StaatS-
angestelltenausschuffes von zehn Mitgliedern. Ich
schlage vor, daß wir diese beiden Gegenstände
heute noch vornehmen, erstercn deshalb, weil der
Herr Berichterstatter morgen dienstlich verhindert
ist, der Sitzung anzuwohnen. Wenn keine Ein¬
wendung erfolgt — (nach einer Pause) und dies
ift; nicht der Fall —, nehme ich an, daß die Herren
damit einverstanden sind.

Wir konunen also zu Punkt 4 der Tages¬
ordnung: Bericht des Jnstizansschuffes über das
Gesetz, betreffend die Ablösung der Zins¬
gründe in Deutschböhmen (60 der Beilagen).

Ich erlaube mir den Vorschlag, daß wir die
General- und Spezialdebatte über dieses Gesetz
unter einem abführen. Sind die Herren damit, ein¬
verstanden? (Zustimmung) Angenommen. Wir werden
also in diesem Sinne Vorgehen.

Ich erteile das Wort dem Herrn Bericht¬
erstatter Dr. Ritter v. Mühlwerth.

Berichterstatter Dr. Ritter v. Mühlwerth:
Es bestehen heute noch in verschiedenen Gegenden
Deutschböhmens sogenannte Zinsgründe, auch Do-
minikalgründe genannt. Die rechtliche Natur dieser
Zinsgründe ist, wie ich mir in dem schriftlich vor¬
gelegten Bericht auszuführen erlaubte, einigermaßen
zweifelhaft. Ich habe mir gestattet, in dein Bericht,
auf den ich mir, um Weitwendigkeiten zu vermeiden,
hinzuweisen erlaube, darzutun, daß die Entstehung
dieser Zinsgründe bis ins 17. Jahrhundert zurück¬
reicht. Das Verhältnis ist in den alten Urkunden
nirgends als Pacht bezeichnet, sondern es ist immer
nur von Zinsgründeu die Rede. Diese Gründe
blieben fast, durchwegs bei denselben Häusern, die
Domänen, zu denen sie gehörten, halten von ihnen
nichts anderes als einen mäßigen Zins, der aber,
wie gleich hervorgehoben werden rnöge, variabel
war. Es handelt sich um Gründe, die zu verschie¬
denen Herrschaften in Böhmen in den Bezirke-:
Starkenbach, Hohenelbe, Prachatitz, Krumau, Schütten-
hofen, Gratzen, Marienbad, Tepl und Neudek ge¬
hören. Sie liegen also teilweise im Riesengebirge,

Hohes Haus! Die tschechoslowakische Regierung
ladet mit dem bisher uns gegenüber bewiesenen
Verhalten in der Kohlensiage eine enorme Verant¬
wortung auf ihre Schultern. Wenn infolge ihrer
Unnachgiebigkeit die Dinge zum Äußersten getrieben
werden, wenn durch das Ausbleiben jeder Kohlenzufuhr
Handel und Wandel zum Stillstand kommen, wenn
die Arbeitslosigkeit dadurch ins Angemessene steigt,
die Approvisionierungsbetriebe nicht mehr in Tätig¬
keit sein können und die deutschösterreichischc Bevöl¬
kerung an den Rand der Verzweiflung gebracht
wird, dann wird .eine durch diese Verhältnisse in
Deutschösterreich ausgelöste Bewegung auch an den
Grenzen des tschecho-siowakischen Staates nicht Halt
machen. Dann werden die ^ Bemühungen zur Auf¬
rechterhaltung der Ordnung, die von den Entente¬
mächten stets dringend gefordert wipd, auch
jenseits der Grenzen, die wir nördlich unseres
Staatsgebietes haben,' zu spät kommen.' Das gebe
ich der tschecho-slowakischen Regierung zu bedenken.
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tcitiücifc , int Böhmerwald. Die Bestrebungen, diese
Zinsgründe abzulösen, reicheil ebenfalls sehr weit
zurück. Es war im früheren Abgeordnctenhause ein
geschätzter Kollege, dessen Sie sich gewiß alle noch gerne
erinnern, nämlich der Herr Abgeordnete Dr. Roser,
ein Mann,, der allen volksfreundlichen Bestrebungen
stets ein warmes Herz entgcgcnbrachtc — ich er¬
innere Sie nur an seinen viele Jahrzehnte fort¬
gesetzten Kampf gegen die Auswüchse des Lottos —,
welcher bereits im verflossenen österreichischen Abge-

. ordnetenhause dagegen auftrat, daß diese Zinsgründe
noch weiter als solche verbleiben, und der sich um
die Ablösung dieser Zinsgründe tätig bemühte.
Seither waren es verschiedene Abgeordnete der ver¬
schiedensten deutschen Parteien, welche in dieser
Richtnng Anträge stellten. Ich habe mir erlaubt, in
meinem Bericht darauf . hinzuweisen und darf, es

‘ mir wohl - versagen, olle Namen zu nennen, nur
einen will ich herausgrcifen, weil er noch unter
uns weilt; eZ ist der Herr ' Staatssekretär Dr.
Roller, welcher diesbezüglich den letzten Antrag
(XXII. Session, Nr. 865 der Beilagen) gestellt hat.

war, so daß es heute gar nicht mehr möglich ist,
diese Gründe, die allesamt der betreffenden Herr¬
schaft gehören, von dem Hause abzuziehen, weil
dadurch den Leilten die Möglichkeit der Bewirt¬
schaftung ihres eigenen kleinen HauseS oder
ihrer eigenen kleinen Grundstücke vollständig ent¬
zogen würde. Sie müßten einfach das Tal verlassen,
in welchem sie und ihre Vorfahren eine Heimar
gesunden haben.

Wenn wir also jetzt an die Ablösung dieser
Zinsgründe schreiten, hohe Nationalversammlung, so
machen wir nach meiner vollen Überzeugung nur ein
Unrecht gut; das an diesen kleinen Bauern durch
Jahrzehnte nur deshalb geübt wurde, weil das Rechts¬
verhältnis^ in welchem sie sich zur Domäne befanden,
ein ungeklärtes und nicht rechtlich sestgestelltes war.
.Deswegen unterließ man es überhaupt, etwas für
sie zu tun. Ich möchte bei diesem Anlasse mir hier
kurz die Bemerkung zu machen erlauben, daß dazu,
daß diese grnndbücherlichen Eintragungen so geschehen
sind, daß sie tatsächlich dem betreffenden Häusler
nicht dienlich waren, wohl auch der Umstand mir
beigetragen haben mag, daß die grnndbücherlichen
Eintragungen bei den Patrimonialgerichten geführt
wurden, und daß daher die Ausübung der Rechts¬
pflege und die Wahrung der Interessen der betref¬
fenden Gntsherrschaft stets in einer Hand vereinigt
waren. Daß da nun begreiflicherweise die Rechtspflege
auch danach aussah, ist leicht verständlich, und ich füge
den Leuten wohl kein Unrecht zu, wenn ich sage,
daß damals gewöhnlich judizicrt wurde zugunsten,
der Gntsherrschaft.

Die rechtliche Natur dieser Zinsgründe. wurde
einerseits als Erbziusverhältnis aufgcfaßt, andrer¬
seits war von geteiltem Eigentum die Rede. Gegen
die Auffassung, daß es sich hierum geteiltes Eigen¬
tum handelt, spricht aber wohl der Umstand, daß
die Entrichtung der Abgabe stets durch den Besitzer
der Domäne erfolgt ist.

. Es ist auch wiederholt versucht worden, die
Ablösung dieser Zinsgründe zu bewerkstelligen, dies
scheiterte jedoch immer daran, daß gesagt wurde:
wenn es eine Pacht .ist, können sie nicht abgelöst
werden; da wurde dieses Verhältnis also wieder als
Pacht aufgefaßt. Bekanntlich ist nach dern Grund-
ablösungspatent die Ablösung solcher Pachtverhält¬
nisse unmöglich und daran scheiterte jederzeit die
Ablösung.

.Heute sind wir aber in etitcm demokratischen
Staatswesen und heute wollen ivir als eine unserer
ersten Taten gewiß aufs freudigste begrüßen, wenn
die Nationalversammlung heute beschließt, daß diese
Zinsgründe endlich gegen einen mäßigen Zins
abgelöst werden, so daß sie in das freie Eigentum
des betreffenden Besitzers der kleinen Grundstelle
gelangen können. Es würde dadurch • dieses alte
Unrecht, welches an diesen Leuten verübt wurde,
gutgemacht und eS würde sich da nur das.Worr
des Dichters fiir diese Leute erfüllen: „Was du
ererbt von deinen Vätern, hast, erwirb es, um es
zu bcsitzeu." Der Dichter sagt: „um es zu besitzen".

Ich glaube aber, wir tun wirklich heutzutage
etwas Gutes und etwas wirklich Volksfreundliches,
wenn wir jetzt endlich diese Ablösung gesetzlich ins
Werk setzen. Ich erlaube mir darauf hinzuweiscn,
daß ja gerade diejenigen, welche heute diese Gründe
haben, sie schon von den Vorfahren ererbt haben. Sie
haben diesen Boden, der ihnen von der betreffenden
Herrschaft übergeben wurde, urbar gemacht, haben
ihn entsteinigt, entwässert, haben alle Mühe darauf
verwendet, haben ihn ausgerödet, und so ist der
Übergang dieser Gründe immer vom Vater aus den
Sohn erfolgt. Der Zinsgrund war zwar nicht immer
mit dem Hausbesitz verbunden, weil cs ab und zu
vorkam, daß der Vater das Wohnhaus dem einen
Sohne übergab und die. Zinsgründe dem anderen
Sohne. Die Verhältnisse sind aber solche, daß,
wenn die Beziehungen zwischen der betreffenden
Hofstelle und dem Grundbesitzer gelöst waren, der
bisherigen Wirtschaft der Boden vollständig entzogen

Wir wollen haben, daß diese Leute, welche
selbst, ebenso wie ihre Vorfahren, Mühe und Arbeit
durch Jahrzehnte und Jahrhunderte aus .diese
Gründe verwendet haben, auch wirklich in den
Besitz dieser Gründe gelangen sollen. Erwirb es,
um es zu besitzen.' Diesen Besitz, dieses freie bücher¬
liche Eigentum wollen wir den Leuten verschaffen
und das soll dadurch,geschehen,-.daß sie- anstatt des '
früher entrichteten Zinses einen mäßigen Betrag aus
einmal bezahlen, was ihnen heutzutage gewiß leichter
fallen wird, als in früheren Jahren. Man mag
über die agrarischen Verhältnisse denken wie mau
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zu fristen. In dieser Richtung wollen wir heute
etwas Versäumtes gutmachen. Mit unserem Gruße
an die. heimgekehrten braven Soldaten des Böhmer-
waldes, Erzgebirges und Riesengebirges, mit unserem
Danke für die Tapferkeit und Widerstandsfähigkeit,
die sie durch so viele lange Jahre des Krieges
bewiesen haben, wollen wir ihnen auch. gleichzeitig,
wenn ich so sagen darf, nicht ein Geschenk, aber
eine Anerkennung für ihre Leistungen dadurch ab¬
statten, daß wir dieses Gesetz, welches ich mir
Ihnen' zur Annahme zu empfehlen erlaube, heute
zgrn Beschlüsse erheben.

-will; ich selbst bin kein Agrarier, aber ich achte
den Bauernstand als die Wurzel jedes gesunden
Volksstammes und möchte sagen, es ist vielleicht
nicht die schlimmste ■ Errungenschaft dieses männer-
mordendeu Krieges gewesen, daß doch die Bauern¬
schaft im großen und ganzen in Deutschösterreich
in die Lage gekommen ist, sich teilweise zu ent¬
schulden. Das wäre noch immer die verhältnismäßig
beste Errungenschaft wenn man von etwas Guten:
bei diesem Kriege heute überhaupt reden kann. Heute
sind diese kleinen Bauern, von denen ich spreche —
cs handelt sich um lauter kleine Leute, es sind
keine Großbauern — in der,Lage, diese Ablösung
zu zahlen, weil sie im Kriege zu etwas größerem
Wohlstände gekommen sind. Heute wären sie imstande,
dieses 25fache des Katastralrcincrtrages — diese
Summe wird als Äblösungsbetrag vorgeschlagen, zu
begleichen. Jetzt gerade ist die richtige Zeit, dies
ins Werk zu setzen.

Wenn ich mir erlauben darf, auf die einzelnen
Bestimmungen des Gesetzes kurz einzngehen, so seien
nur noch folgende Worte verstattet. Im § 1 deS
Gesetzes wird an und für sich die obligatorische
Ablösung dieser Grundstücke über Antrag des betref¬
fenden Häuslers, .Pächters oder Mtznießers der
Grundstücke seftgestellt. Über seinen Antrag müssen
die Grundstücke, die er' und seine Vorfahren als
Nutznießer, wenn man so .sagen darf, bebaut haben,
gegen Entschädigung in sein freies Eigentum über¬
tragen werden. Im zweiten Absatz des § 1 wird
festgesetzt, daß auf dieses- Recht nicht verzichtet
werden kann, und das gewiß mit volleni Rechte;
denn cs könnte vielleicht irgend jemand, der wirt¬
schaftlich stärker ist, als der betreffende arme Teufel,'
versuchen, ihm dieses Recht irgendwie abzudrückeu
oder abzulisten. Das wollen wir verhindern.

Herr Staatssekretär Roller hat schon bei der
ersten Lesung angeführt, daß man gerade jetzt, wo
so viele von diesen Leuten im Kampfe für das
Vaterland geblutet haben, ihnen doch etwas gleichsam
zum Lohne dafür geben soll, und Herr Dr. Roller,
hat meines Erachtens sehr zutreffend darauf hin-
gcwiesen, - daß es schon in alten Zeiten üblich war.
den aus dem Kriege Heimkommenden, die mit ihren
Leibern das Vaterland verteidigt haben, gleichsam
als ein Nationalgeschenk, ein Stück Grund zu über¬
geben. Dieses Geschenk, wenn man von einem solchen
in diesem Falle überhaupt reden kann, wollen wir
den Leuten machen.

Wenn der 1. November 1918 sozusagen als
Stichtag schiert ist, so hat das auch seine gcwisien
Gründe: Man will dadurch verhindern, daß nach
Bekanntwerden des Entwurfes die Auslösung des •
bisher bestandenen Rechtsverhältnisses etwa , zu dem
Zwecke versucht werde, um die Anwendbarkeit dieses
Gesetzes künstlich ansschalten zu können. Als ein
weiterer Stichtag ist noch der 1. November 1888
fixiert, insofern das der Tag ist, von welchem an
mindestens die Bewirtschaftung der Grundstücke
bewerkstelligt sein nrnß; es ist das also die dreißig¬
jährige Ersitzungs-, beziehungsweise Verjährungsfrist
des bürgerlichen Gesetzbuches.

Hohes Haus! Ich habe es schmerzlich enipsundeu,
daß, als unsere Krieger aus diesem leider von uns
verlorenen Kriege heimkehrten, sich keine Hand ge¬
rührt hat, sie zu enipfangen. Während wir gesehen
haben, daß beispielsweise, als die deutschen Truppen
von der Westfront zurückfluteten, das ganze Rhein¬
land beflaggt hat und die Leute mit Blumen.be¬
worfen wurden,' während wir hören mußten, daß
in Preßburg und Pest die Honvédregimenter, die
zurückkamen, glänzend gefeiert worden sind, sind bei
uns unsere Truppen ohne Sang und Klang ein¬
gezogen. obwohl sie zum großen Teil nicht in regel¬
losen Massen, sondern wohlgeordnet, wie zum
Beispiel das Wiener Regiment Nr. 84, zurückkamen.
Niemand hat sie bcwillkommt, kein Gruß der Heimat
hat sie empfangen. Der einzige Gruß, der ihnen
zuteil geworden ist, bestand vielleicht darin, daß man
sie hier, wenn sie nicht in konrpakten Massen ge¬
kommen sind, auf den verschiedenen Bahnhöfen bis
auf das Hemd ausgeplüudert hat.

Über die Paragraphe 2 und 3 dürfte -nicht
viel zu reden sein; das Bezirksgericht hat Darüber
zu entscheiden. Von Wichtigkeit ist noch" der § 4,
worin es heißt, daß das Bezirksgericht, wenn
eine gütliche Einigung nicht zustandekommt — eine
solche soll vorher versucht werden — die Höhe der
Entschädigung und ’ die Zeit und Art ihrer Ent¬
richtung festzusetzen hat.

Als Entschädigung wurde das Fünsnndzwanzig-
fache des Katastralreinertrages festgesetzt. Das würde
also kapitalisiert vier Prozenten entsprechen. Nachdem
der Katastralreinertrag, wie männiglich bekannt ist,
hinter dem- wirklichen Reinerträge — wollen wir uns
euphemistisch ansdrücken — gewöhnlich znrückbleibt,
so wird mit dem Fünstmdzwanzigsachcn des Katastral-

Das war der Dank, den die Heimat diesen
braven Leuten abgestattet hat. Man hat ihnen
alles weggenommeu, bis auf. das Hemd, sogar die
letzten Konservenbüchsen, die sie sich mitgebracht
hatten, um- ihren Lebensunterhalt für ein Paar Tage
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reinertrages gewiß eine Summe erzielt werden, die
nicht als allzuhoch bezeichnet werden kann. Insoweit
Rechte dritter Personen in Frage kommen, ist die
Entschädigungssumme gerichtlich zu hinterlegen.

fremdem Grund und Boden hausen, daß daher die
Ablösung dieser servitutsähnlichen Rechte ans
fremdem Grund. und Böden ein Gebot der sozialen
Gerechtigkeit sei. Man hat dem zngestimmt; man
war aber rebus sic stantibus nicht in der Lage,
alle diese Dinge ans einmal zu regeln, man
begnügte sich vorderhand mit dem vorliegenden
Gesetze. ^

Diese Notwendigkeit entfällt, wenn das Ver¬
bleibende, der. Rest des betreffenden großen Guts-
körpcrs, wie das gewöhnlich der Fall sein wird,
ohnehin hinreichende Sicherheit für die Rechte jener
Personen bietet, welche auf dem betreffenden Guts¬
körper einverleibt sind. Das Gericht hat das nach
sorgfältiger Erwägung aller Umstände auf Grund
freier Bewciswürdigung zu entscheiden.

Der Ausschuß hat aber einhellig eine Ent¬
schließung angenommen, die ich in meiner Eigen¬
schaft als Berichterstatter der hohen National¬
versammlung zur Annahme empfehle, die am
Schluffe des Berichtes abgedrnckt ist und welche
lautet: '

Der § 6 bestimmt noch kongruent, .wie ähn¬
liche Gesetze, insbesondere wie es im Jagdgesetz
stipuliert ist, daß, wenn vorher das Begehren vom
Klcinhäusler gegen die Gutsherrschast um Über¬
tragung des Eigentunis gestellt wird, dann der Antrag¬
steller die zur zweckentsprechenden Rechtsverfolgung
notwendigen Kosten ersetzt bekommt, wenn die Eigen-
tuvlsübertragung vom Gerichte bewilligt wurde, wenn
also sein Begehren offenbar begründet und die
Weigerung des Gutsbesitzers offenbar eine unbegründete
gewesen ist. Im umgekehrten Falle, wenn, was nicht so
häufig Vorkommen dürfte, aber immerhin möglich ist,-
das Begehren des Antragstellers offenbar unbegründet
war, wenn also das Gericht nicht auf Lösung im
Sinne des Gesetzes erkennt, muß der Antragsteller
die notwendigen Kosten der Gutsherrschaft ersetzen..
Das ist eine ganz zutreffende und gerechte Bestimmung.

„Das Staatsamt für Justiz wird beaus-
. tragt, ehebaldigst einen - Gesetzentwurf der
Nationalversammlung vorznlegcn, der die
Ablösung servitutsähnlicher Rechte zwischen
Grundherrschaften und Bezugsberechtigten
zum Gegenstände hat."
Ich bin mit meinem Berichte zu Ende. 'Ich

bitte Sie, das Gesetz zum Beschlüsse zu erheben, und
glaube, die Versicherung hinzufügen zu dürfen, daß
wir alle das Empsiyden"haben dürften, wenn dieser
Beschluß gefaßt wird, daß wir damit gewiß eine
gute soziale Tat getan haben.

Präsident Dr. Dinghofer: Ich eröffne die
Debatte.Im Z 7 werden die Rechtsmittel reguliert

und da wird gesagt, daß die Zustimmung der
Fideikommißanwärter und Kuratoren — es handelt
sich ja um Fideikommißgüter im großen und ganzen —
zur Veräußerung von Zinsgründen an den Pächter
und Nutznießer nach 8 1 dieses Gesetzes nicht not¬
wendig ist, daß vielmehr der Kaufpreis an die
Stelle des veräußerten Zinsgrundes tritt. Ursprüng¬
lich war in der Vorlage des Staatsrates enthalten,
daß es sich uni Zinsgründe in Deutschböhmcn
handelt. Das Gesetz halte die Überschrift: „Über
die Ablösung der Zinsgründe in Deutschböhmen."
Diese Worte „in Deutschböhmen" wurden vom
Justizausschuffe gestrichen, denn wenn wir uns auch
nicht perhehlt haben, daß die betreffenden Gründe
hauptsächlich in Deutschböhmen gelegen sind, wenn also
auch die Verhältnisse in Deutschböhmen in erster
Reihe zu der Anregung' des Gesetzentwurfes Anlaß
gegeben haben, so wurde doch mehrfach im Juftiz-
ausschusse vorgcbracht, und zwar in glaubwürdiger
Weise, daß auch in anderen.deutschösierreichischen
Ländern der ehemaligen Monarchie ähnliche Ver¬
hältnisse, teilweise Servitutsverhältnisse bestehen.
So hat der.Herr Abgeordnete Bretschneider im
Justizausschuffe erwähnt, daß in Teilen von
Niederösterreich, insbesondere bei Blutarmen Holz¬
fällerfamilien ganz ähnliche Verhältnisse bestehen,
daß sie seit Jahrzehnten in ärmlichen Keuschen auf

Zum Worte hat sich.gemeldet der Herr Staats¬
sekretär für Justiz; ich erteile ihm das Wort.

Staatssekretär für Justiz Dr. Roller: Hohes
Haus! Die in Verhandlung stehende Ange¬
legenheit ist schon wiederholt gründlich erörtert
worden und cs erübrigt mir nur Weniges den er¬
schöpfenden Ausführungen des Herrn Berichterstatters
hinzuznfügcn. Es ist klar, daß es sich im vor¬
liegenden Falle nicht etwa . um die Verteilung von
Geschenken aus fremder Tasche handelt, sondern
daß es gilt, hier ein altes Unrecht gutzumachen.
(Sehr richtig!) Es ist ja für diejenigen, welche
etwa glauben, daß hier irgend etwas Umstürze
lerisches beschloffen wird, vielleicht von Wichtigkeit,,
einige Daten zur Kenntnis zu nehmen. Das Justiz¬
ministerium Österreichs hat bereits im Jahre 1890
einen gründlichen Bericht über die ganze Angelegen¬
heit erstattet und zum Schluffe beantragt, es möge
mit Rücksicht darauf, daß durch die jetzigen Zustände
der Bestand ganzer Gemeinden in wirtschaftlicher
und sozialer Beziehung gefährdet ist und die Ver¬
hältnisse unhaltbar geworden sind, die zwangsweise
Ablösung mittels eines zu erstellenden Gesetzes
durchgeführt werden. Der Landeskultnrrat der deutschen
Sektion hat auch schon wiederholt seit dem Jahre
1890 in Eingaben an die Regierung darauf hm-
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, gewiesen, daß unbedingt notwendig ist, zur
Regelung der Ernährungsverhältnisse, zur Ausnutzung
von Grund und Boden für menschliche Nahrung
und für Futtermittel hier Wandel zu schaffen und
die Ablösung durchzuführen. Die Herrschaft Harrach
hat selbst im Jahre 1909 durch den damaligen
Fideikommißbesitzer die 'Verträge. zur Genehmigung
an das Landesgericht in Prag als Fideikommiß-
behörde vorgelegt und in dem Gesuche gesagt, daß
diese Grundstücke nicht nur keinen" Nutzen für die
Herrschaft abwerfen, sondern ihr sogar zum Schaden
gereichen, daß sie nie mehr in die Eigenbenutzuug
zurückgenommen, werden können und infolgedessen der
Fideikommißbesitzer selbst die Ablösung beantragt.
Leider wurde die gute Absicht durch Quertreibereien
durchkreuzt, indeni namentlich die Beamtenschaft sich
dagegen gewendet hat, daß hier ein Präjudiz mit
Bezug auf einzelne Gemeinden geschaffen werde, und
zwar mit der Begründung — man höre! —, daß
im Falle einer Ablehnung des Gesuches der Zins
für die übrigen Dommikalzinsgründe und damit
der Nutzen für die Gruudherrschaft ohne Befürch¬
tungen in der nächsten Zeit wieder erhöht werden
könnte. Das Gesuch ■ ist infolgedessen abgewicsen
-worden. Mittlerweile haben wir — und zwar im
Sommer dieses Jahres — ein Gesetz gemacht, wo¬
nach bei Beurteilung von 'Fideikommissen nicht
mehr der persönliche Vorteil der betreffenden Fidei¬
kommißbesitzer, Anwärter oder Nachfolger allein
ins Auge zu fassen ist, sondern auch die öffentlichen,
sozialen, wirtschaftlichen Verhältnisse. Schon aus
diesem Gesichtspunkte wären wir berechtigt, heute
vielleicht ohne Gesetz die Ablösung zu verfügen.
Die Ablösung ist nicht nur in der dortigen Gegend
in bezug' auf alle gleichartigen Grundstücke bereits
im Jahre 1848/9 durchgeführt worden, sie ist auch
in den: an den Böhmerwald angrenzenden Bayern
und in Sachsen unter den.gleichen Verhältnissen durch¬
geführt worden, ja wir haben die merkwürdige Er¬
scheinung zu verzeichnen, daß in einzelnen Gemeinden
des Böhmerwaldes — so in Obermoldau — die
Ablösung bereits im Jahre 1761 durchgesührt und
die Ablösungssumme hinterlegt war, daß diese
jedoch im Jahre 1816 den betreffenden Zins-
gründlern-wieder zurückgestellt wurde, und zwar mjt
allerlei Ausflüchten, indem man ihnen einredetc, der
Grundbesitz werde zu hohen Steuern, Kontributionen
usw. herangezogen werden und sie würden besser
fahren, wenn sie nicht Eigentümer, sondern bloße
Nutznießer wären. In der letzteil Zeit ist die
Gemeinde Fürstenhut im Schwarzenbergischen ab¬
gelöst worden und es ist gewiß kein Unrecht, wenn
beispielsweise im sogenannten Königreiche Schwarzen¬
berg, welches allein ungefähr 220.000 Hektar uuifaßt,
diese geringen Grundflächen den armen Zinsgrüudlern
wirklich ins Eigentum übergeben werden. Bisher
failden - sie überall taube Ohren. Sie haben die

Grundstücke, wie schon der Herr Berichterstatter
erwähnt hat, selbst gerodet, haben sie mit ihrenr
Fleiß urbar und ertragssähig gemacht; sie haben
jetzt ihr Vaterland verteidigt, ohne wirklich eineK
zu haben, und wir sind es diesen Leuten schuldige
ihnen endlich den Lohn sür ihre große Mühe und-
Aufopferung werdeu zu lassen. Es' steht Nie Uhr
nicht still: das vorige Jahrhundert war das Jahr¬
hundert^ der Befreiung des Grundbesitzes und dieses
Jahrhundert wird im Zeichen der gerechten Vertei¬
lung des Besitzes stehen. Wir diirfen dem Fortschritt-
der Zeit absolut nicht hindernd in den Arm fallen
und dadurch, daß wir diese einsache kleine Vorlage
annehmen, werden wir den Anfang zu einer ver¬
nünftigen -und gerechten. Bodenreform machen, die
uns dazu führen wird, daß über die mittelalterlichen
Fesseln hinweg die lebenden Quellen der Gerechtig¬
keit endlich freie Bahn finden werden. Mit Rücksicht
darauf, bitte ich die hohe Nationalversammlung,
diese Gesetzesvorlage zu verabschieden.

Präsident Dr. Dinghofer: Zum Worte hat
sich gemeldet der Herr Abgeordnete Winter; ich
erteile ihm das Wort.

Abgeordneter Winter: Mit der Annahme'
dieses. Gesetzes soll ein altes, schweres, bitteres
Unrecht an deutschen Volksgenossen gutgemacht werdeu.
Ich kann an die Spitze meiner kurzen Ausführungen,
der paar Sätze, die ich darüber sagen will, stellen,
was ich aus eigener Erfahrung seit dem Jahre 1895
weiß, daß die Zinsgründler, insbesondere des Böhmer-
waldes, aber auch die Zinsgründler des Erzgebirges¬
und des Riesengebirges bisher Stiefkinder, ja, ich
möchte sagen. Vergessene des Deutschtums waren.

Weitab von jeder Kultur mußten sie in ihrer-
Einsamkeit schaffen und ein mühseliges Leben führen,
das sie von ihren Vätern als einziges ererbt haben.
Ihre Großväter sind von Bayern hinübergernfen
worden, weil der Fürst Schwarzenberg und der
Fürst Thun und andere hohe Herren ihre Wälder-
roden mußten. Sie konnten aus den Wäldern keinen.
Nutzen ziehen und sie haben sich aus Bayern freie
Bauernsöhne herübergeholt mit dem Versprechen:
Ihr werdet hier ein Stück Wald roden, und dieses
Stück Wald soll euch gehören, zu eigen, in Erb¬
pacht werden wir es euch geben für eure Kinder
und Kindeskinder. Diese Bauern, haben gemeint, sie
werden sich wirklich ein Stück neue Heimat erobern.
Wie sie aber so weit waren, daß der Wald gerodet¬
war, und sie die Möglichkeit gehabt haben, ein sehr
armseliges Dasein zu fristen, da hat es den Fürsten,
gereut, daß er ihnen ein derartiges Recht einge-
räumt hat, und er hat nun gesucht, sie unter seine
Botmäßigkeit zu bringen/ Der Boden konnte sie
nicht mehr ganz ernähren. Er ist rauh und uuwirtlich.
Jnsbesondere in den höheren Lagen des Böhmer-
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waldeS ist ungeheuer schwer, den Lebensunterhalt
für eine kleine. Bauernfamilie, für eine Pachter-familie dem Boden abznringen. Sie mußten nach
'Bayern hinübergchen, um drüben Lohnarbeit zu
leisten. Dadurch sind dem Fürsten Schwarzenberg,der allein über 5000 ZinSgründler verfügte wieüber 'Leibeigene, viel Arbeitskräfte auf eigenemGrund und Boden verlorengcgängen. tim sie nunkirre zn machen, hat er seine deutschen und tsche¬
chischen Förster — und darin waren die Försterder beiden Nationen vollkommen einig — auf die
r»000 ZinSgründler lvSgelasseu.

Zcitpacht verwandelte. Von den ganzen 5000 Böhmer-
wäldlcrn haben sich nur die ZinSgercuter eines
Dorfes, deS Dorfes Grünbergerhütten zur Wehr
gesetzt. Diese Leute, die dann iru Laufe, der Geschichte
die „Streiter von Grünbergerhütten" geuaunt
wurden, haben es versucht, sich ans dem Gerichts¬
wege gegen den Fürsten zn wehren. Sic sind mit
dem ersten Prozeß abgefallen. Aber der Fürst hatte
schon andere Mittel gegen sie. Er hat ihnen, da sie
nicht einwilligcn wollten, den.Pacht, der ihnen und
ihren KindcSkindern auf dauernde Zeiten gegeben
war, von 0 zu 6 Führen immer von der Gnade
oder mehr von der Ungnade der Forstvcrwaltcr
abhängig zu machen, verschiedene Schwierigkeiten
bereitet. Die Leute mußten hoch ins Gebirge hinauf,
um GraS zu machen für ihre Ziege, für ihre
magere Kuh. Er hat den Frauen, die oft Lasten
von 50 und 00 Kilo Gras ans dem Rücken zwei
Stunden weit hernntertrugen, dieses Grasmachen
verboten, obwohl c§ seinen jungen fct’ufturcit mir
nützlich gewesen wäre. Er wollte sie eben kirre
machen. Er hat ihnen das Holzmachen im Walde
verboten. Aber er ist noch weiter gegangen; er hat
das. grausamste und raffinierteste erfunden, was je
ein Mächtiger dieser Erde erfinden konnte: er hat
versucht, über die einzelnen Zinsgründler die Todes¬
strafe des Verhungerns zu verhängen. Wie hat
er daö zuwege gebracht? Er hat ihnen durch die
Förster mitteilen lasten, daß sic daS Hans, ba*
ihre Großväter und Väter gebaut haben, wohl ihr
eigen nennen können, daß aber der Grund außer¬
halb dcS Hauses dem Fürsten gehört, und er hat
ihnen durch die feilen Behörden des alten oster -
reichischen Staates aufträgcn lasten, daß sie diesen
Grund nicht betteten dürfen. Stellen Sic sich dae
mm vor? Wenn der Mann ans .seinem Hause
hinauSgcht, so hat er den Auftrag der Behörde
übertreten. Oder ist er auswärts, um Nahrungs¬
mittel zn holen, so darf er nicht zu seinen Kindern
ins HanS zurück, lucil er dann wieder dieses Verbot
Übertritt. Und diese Menschen sind wirklich deswegen
verurteilt,'.wegen FlnrsrcvclS verfolgt und dadurch
schwer seelisch gepeinigt worden. So waren die
Verhältnisse und dad haben die Menschen auS-
gchalten, ohne zur Revolution zu greifen.

Ich erinnere mich an die erste Begegnung mitsolchen Förstern, und sie ist vielleicht charakteristisch.
In meinem Jilgendschwange, wie ich zum erstenmaldieses Elend der Menschen gesehen habe, war ich
•ciiicit oder Zwei Tage später ans dem Dreisesselbergoben. Als ich vom Berge ans dieses herrliche Land
hcrabgeschen habe, sind mir ein paar Verse einge¬fallen und ich habe sie in dnS Fremdenbuch einge¬tragen. Gleich nach mir sind Förster gekommen, siehaben im Buche, die paar Verse gelesen, in denenich dem Fürsten und seinem Reichtum das Elendseiner Unechte gegcnübergcstellt habe. Was ist mmgeschehen? Das Fremdenbuch wurde im GasthauS-garten auf die Erde gelegt und die Hunde derFörster wurden auf da§ Fremdenbuch gehetzt. Einsymbolischer Akt wurde gesetzt. Mau wollte denkühnen Menschen aus der Stadt, der sich erfrechte,
über den Fürsten ein absprechcndcS Urteil zn fällen,snmbolisch mit Hunde» hetzen. Sic haben cS nichtgewagt, an mich heranzukommcn, aber das Fremden¬
buch haben sie von den Hunden zerfetzen lasten.

DaS waren damals dentschc Förster unb ihreDamen, die mit von der Gesellschaft waren. Diesersymbolische Akt sagt Ihnen schon, wie sich diese
'Förster erst gegenüber so armen, bedrückten Holz-knechte» benommen haben. Die Holzkncchte waren
ivehrlos, wenn die Hirsche ans ihre Felder ge¬
kommen sind. Sic sind zum Förster bitten gegangen,der hat sie hinailSgeworfen, mit Hnnden hiuanS-gejagt, wenn sie gekommen sind. Was konnten sietun? Sie mußten sich nachts ans die Hirschwnchtlegen, mit Steinen die Hirsche von den magerenKornfeldern, die. sie im Gebirge haben, vertreiben.Ein unsagbares Elend war über diese Menschen'gebracht. Fürst Schwarzenberg hat aber dabei natür¬lich seinen Profit gemacht. Die Förster haben dieLinSgerenter in Zucht und Ordnung' gehalten, Wild¬schaden hat der Fürst keinen 31t zahlen gebraucht,al§ aber die Gereuter doch anfgeumckt haben, dahat er ans andere. Mittel gesonnen. Da§rafsinicrleste Mittel, auf das er verfallen ist, war,vast er den Erbpacht, den die Leute in fest ver¬brieften, jahrhundertealten Familieupapieren, mitStempel und Siegel des Fürsten gesichert glaubten,jmtcr Brechung des Wortes seiner Vorfahren in

Von der Erbitterung, die in diesen Menschen
anfgchänft war, von der ungeheuren Verzweiflung,
die sie gepackt hielt, kann man sich überhaupt
keinen Begriff machen. {Abf/eordnctcr Sever: Kr hat
doch dir Mrmchrn statt Pferden einspannen lassen!)
Man hat überhaupt über diese Menschen verfügt
wie über Sklaven. Und da ist wohl auch ein Wort
der Anklage, die ich gegen einzelne Herren und
gegen die ganzcü deutschen bürgerlichen Parteien in
diesem Hause erheben muß, gerechtfertigt. Der Herr
Referent und der Herr Staatssekretär haben nns
gesagt, daß die Verhältnisse seit Jahrzehnten bekannt
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Sühne zu fordern. Ich habe ihn damals in der
Zeitung nnd öffentlich in Versammlungen den
schlimmsten Blutsauger des BöhmerwaldeS genannt.
Er hat diese Bezeichnung ans sich sitzen lasten. Ich
habe darum das moralische Recht und die Befugnis,
in diesem Augenblick, wo dieses fluchwürdige Unrecht
gntgemacht werden soll, cS ausznsprcchen, daß mit¬
schuldig daran anch daS deutsche Bürgertum war.

sind, daß sich schon Dr. Rosner gelegentlich in
Reden der Zinsgründler angenommen hat. Es waren
also die Verhältnisse bekannt imd dennoch ist nichts
geschehen, nm das alte Unrecht an diesen Menschen
gntznmachen. In den Jahren 1848 und 1849 sind
alte Bauern befreit worden, nur die. paar Tausend
Zinsgründler, die diesen hochadeligcn Wucherern und
Blutsaugern ausgeliefert waren, find übrig geblieben
und niemand in diesem Staate hat den Mllt gehabt,
gegen diese Blutsauger anszutreten.- ES mußte erst
die Sozialdemokratie komuren und ich kann Ihnen
sagen, erst seit dein Jahre 1895, seitdem durch den
Zufall eines Ferienspazicrgangcs eines Sozialdemo¬
kraten durch dieses Land die Verhältnisse der Partei
bekannt geworden sind, ist diese Sache wirklich auf
der Tagesordnung. Seither ist nicht Ruhe geworden
bis zu dem Tage, wo die sozialdemokratische Partei
wirklich mit dem Aufwand ihrer ganzen finanziellen
Kräfte auch den Streitern von Grnnbcrgerhüttcn
beigcsprnngcn ist, damit sie beu Prozeß weiterführen
konnten. Tausende' sind geopfert worden für diesen
Prozeß — schließlich nmßtc sogar die mächtige
sozialdemokratische Partei die Segel vox dem Fürsten
streichen, weil wir die Advokatenkostcn, die die
Ädvokatcnbliffc verursacht haben, nicht mehr bezahlen
konnten. Wir mußten blutenden Herzens den Streitern
von Grünbergerhütten sagen: Gleicht euch ans,

Die Sozialdemokratie — das habe ich hier zu
erklären — wird mit aufrichtiger Freude für dieses
Gesetz stimmen. (Lebhafter Beifall.)

Präsident Dr. Dinghofer: Ich erteile dem
Herrn Abgeordneten Dr. Ofner daS Wort.

Abgeordneter Dr. Ofner: Geehrte Herren!
Der Herr Staatssekretär für Justiz hat das 19. und
20. Jahrhundert "einander darin gegenübergestellt,
daß da§ erstcre die Befteiung von der Grnndlast
gebracht, daS andere dagegen eine gerechte Ver¬
teilung im Sinne habe. Aber das Gesetz, daS wir
jetzt machen, gehört nicht zur gerechten Verteilung,
sondern gehört noch zur Grundentlastnng. Ich habe
einen genauen Einblick in die Rechtsverhältnisse
dieser Zinsgründler.

Ich habe die Zinsgründler. von Krauscbandcn
über Ansuchen meines Kollegen Dr. Lingg in Prag
vor dem VcrwaltnngsgcrichtShof vertreten und habe
die Entscheidung vom 6. November 1902, Bnd-
winski 1304 A, erzielt. Diese Zinsgründler waren
von den Behörden abgewiefcn worden, indem die
Behörden sich teils ans gewisse von ihnen festgesetzte
Tatsachen gestützt haben, teils anch ans den allge¬
meinen Grundsatz, daß derjenige, der das Recht
ans Entlastung stelle, die Grundlagen derselben
voll beweisen müsse. Ich habe nlich damals in die
alten Grundextrakte vertieft, in die alten Kontrakte,
welche über die verschiedenen Zinsgründe errichtet
waren. Ich habe Nachweisen können, daß sich eine
Reihe von Widersprüchen in den Gründen der Be-
Hörden finde, Widersprüche auch mit den Extrakten,
nnd insbesondere, daß viele dieser Gründe dem
GrnndentlastilngSgesetz vom Jahre 1848 unter¬
standen, daß aber damals zwischen Erbpacht nnd
Pacht unterschieden wurde und überall dort Pacht
angenommen wurde, wo der Zins nicht imlncr gleich,
sondern variabel war. Nun haben sich in den
Jahreil 1851 und 1852 die Direktoren der ver¬
schiedenen Großadcligen die Bauern kommen lassen
nnd haben mit ihnen Protokolle anfgeiuimmen, in
welchen die Bauern erklärten, daß ihre Gründe
keine Zinsgründe ^seicn, sondern lediglich Pächt-
gründe nnd daß sic einverstanden seien, die
Pacht weiter zu bezahlen. Daraufhin wurden
numnehr in den neuen Grundbüchern die Eintrag
gungen derart vorgcnommcn, daß das volle Eigen¬
tum der Behörde anerkannt tvnrdc. Ich habe all

tvie immer cs geht, wir können euch nicht mehr,
helfen! DaS ganze deutsche Bürgertum ist aber da¬
neben gestanden und hat gesehen, wie diese Menschen
zur vollsten Kultnrlosigkeit verurteilt sind. Fragen
-sie einen von diesen Zinsgründlern, waS er von den
deutschen Dichtern Schiller und Goethe weiß? Er¬
forschen Sie einmal, wie viele von ihnen lesen und
schreiben können. Sic sind verlassen und verkauft
gewesen und Führer des deutschen Bürgertums waren
cs, die sich an dieser Schande selbst noch bereichert
haben.

Wir würden diese Verhandlung nicht ehrlich zu
Ende führen können, wenn wir -neben den Blnt-
sangern mit Fürsten- und Grafcntitel nicht auch den
ehemaligen Präsidenten der deutschen Sektion des
Landesknlturratcü, Exzellenz Schreiner nennen
würden. Genau sowie der Fürst Schwarzenberg die
Bauern und Zinsgründler dort auSgewuchcrt und
ausgebewet hat, genau so. nach denselben ver¬
werflichen Rezepten hat eS Dr. Schreiner im Namen
des Deutschtums — Schwarzenberg ist ein tsche-
-chischer Feudaler — getan. Ich habe das Recht,
-es hier 51t sagen, weil ich Exzellenz Schreiner —
und es ist ein Zeuge hier anwesend.—.'dieselbe
Sache im Böhmerwalde vor den Knechten, vor den
Menschen, die er selbst zu einer Ver-sammlung ge¬
beten hatte, inS Gesicht gesagt habe: ich habe also
auch daö Recht cs hier zu sagen. Präsident
Schreiner hat es durch die ganzen Jahre — und
der Kampf geht seit Jahren — unterlassen dafür
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welche sie eigentlich längst, schon seit dem Jahre
1848 verdient haben.

das bewiesen und der Verwaltungsgerichtshof hat
damals in seinem Erkenntnis ausgesprochen.

„Feststellungen der alten • Grundentlastnngs-
operntc, daß es sich bei den konkreten Zinsgründcn
um kein Verhältnis handelt, welches den Gegen¬
stand des Grundcntlastungsverfahrens bilden könnte,
schaffen gegenüber nach dem Gesetz vom 11. Mai
1869 angebrachten Entlastungsbegehren nicht res
judicata, wenn sie ohne Verhandlungen mit den
Parteien und ohne.Jntimation einer Entscheidung
an diese zustande gekommen sind."

Präsident Dr. Dinghofer: Ich erteile nun¬
mehr dem Herrn Abgeordneten Wolf das Wort:

Abgeordneter Wolf: Hohes Haus! Ich glaube,
man kann es getrost der breiten Öffentlichkeit über¬
lassen, darüber zn urteilen, ob es sehr geschmackvoll
von dem vorletzten Herrn Redner gewesen ist, die
Beschlußfaffnng über dieses Gesetz in, ich glaube,
etwas stark demagogischer Weise zur Verherrlichung,
und zwar zur einseitigen Verherrlichung der Sozial¬
demokratie auszunutzen. Ich hätte darauf wahrschein¬
lich gar nicht geantwortet; aber auf Eines muß ge¬
antwortet werden. Die schwere Beschuldigung, welche
gegen die bürgerlichen Parteien in der Richtung
vorgebracht worden ist, daß diese angeblich um diese
Mißstände sich nicht gekümmert und ihre Fortdauer
geduldet hätten, muß ganz entschieden zurückgewresen
werden, und zwar brauche ich .dies nicht mit eigenen
Worten zu tun, sondern kann es bewerkstelligen durch
den Hinweis darauf, daß schon in der 20. Session
von den Herren Dr. Geßmann und Dr. Damm
und Genossen ein diesbezüglicher Antrag eingebracht
worden ist, daß dann in der 21. Session vom
Herrn Abgeordneten Spies nnd Genossen ein
Antrag eingebracht worden ist, dann in derselben
Session von den Herren Abgeordneten Wollet und
Genossen, Dr. Roller, Goll, Fahrner, Paulik,
Dr. Schreiner, Dr. Jerzabek, Miklas und
Palme. Der letzte Antrag, der heute hoffentlich
und voraussichtlich zum Beschlüsse führen wird,
wurde eingebracht von den Herren Dr. Roller,
Paulik, Goll, Fahrner, Kletzenbauer, Spies,
Wollek und unter anderem auch von dem gerade
in der allerschwersten Weise vom Herrn Vorredner
angegriffenen Dr. Schreiner. So viel ich das
überblicken kann, ist unter diesen Antragstellern
kein Sozialdemokrat und die schwere Beschuldigung
gegen die bürgerlichen Parteien ist also dadurch in
ihrer Hinfälligkeit gekennzeichnet. Hcrr Dr. Schreiner
wird jedenfalls eine nächste sich bietende Gelegenheit
wahrnehmen, um hier gegen diesen völlig ungerecht¬
fertigten Angriff sich zu verteidigen. Das muß ich
ihm überlassen.

Damit waren all die verschiedenen Pro¬
tokolle aus dem Weg geschafft.' Der Verwaltungs-
gcrichtshof hat damals auch erkannt: „Wenn vom
Provokaten bestritten wird, daß der zur Ablösung
angemeldete Grundzins ein Erbpachtzins sei nnd
der Bestand einer Zeitpacht behauptet wird, dann
seien zunächst die Eintragungen in den alten Grund¬
büchern über das Rechtsverhältnis festzustellen und
nach diesen und sonstigen Belegen der faktische
Besitzstand zur Schöpfung des Erkenntnisses sicher¬
zustellen."

Durch diese beiden Unterlagen hat der
Verwaltungsgerichtshof sich den Weg freigestellt
und hat dann in den Entscheidungsgründcn aus¬
drücklich erklärt, es sei zu erheben, ob bis
zum Jahre 1848 trotz des Inhaltes dieser ver¬
schiedenen Protokolle in der Tat ein veränderlicher
Zins bestanden habe, ob, wenn der Zinsgrund
verkauft oder sonst übertragen wurde, die Einwilligung
des Herrn als erforderlich betrachtet, ob ein persön¬
liches Verhältnis geschaffen wurde, ob also wirklich
de facto und nicht bloß nach dem Inhalte jener
Protokolle ein persönliches Pachtverhältnis bestehe
und nicht ein derartiges Verhältnis, wie es die
Grundentlastung im Auge hatte, und hat deswegen
auch die Entscheidungen der Unterbehörden kassiert.
(Ruf: Wegen mangelhaften Verfahrens!) Ja, wegen
mangelhaften Verfahrens.

Seither sind die Verhältnisse liegen ge¬
blieben und wir hatten damals — ich glaube, der
Herr Kollege Winter tut uns darin doch Unrecht —
alles mögliche getan, um endlich diese Sache ins
Rollen zu bringen. Im Justizausschuß hat ins¬
besondere der jetzige Herr Staatssekretär Dr. Roller
sich der Sache sehr angenommen. Aber Sie
wißen ja, unser Abgeordnetenhaus hat in den
letzten Jahren überhaupt nicht gearbeitet, wir
konnten überhaupt nichts hinausbringen. Wir hatten
uns wirklich redliche Mühe gegeben, diese Ver¬
hältnisse zu ordnen (Ruf: ln den letzten'Jahren
wohl!) — ja besonders in den letzten Jahren —,
es ist aber nicht gegangen. Ich meine also, es ist
höchste Zeit, daß wir endlich das Gesetz fertig
bringen. Das Haus des neuen Deutschösterreich
wird gewiß damit eine gute Tat begangen haben,
daß es endlich diesen Leuten die Freiheit gibt,

Ich habe mich aber aus einem anderein Grunde
zum Worte gemeldet. Ich wollte darauf aufmerksam
machen, daß es geradezu symbolisch ist, daß in dem
Hanse, in dem Raume, in welchem bis vor kurzem
noch Vertreter der hohen Adelsgeschlcchter eine Fülle
von Macht besaßen, welche jede freiheitliche Ent¬
wicklung des Staatswesens hemmte, dyß in demselben
Hause heute in einer neuen Zeit die Ergänzung
der großen Tat vollzogen wird, die Kudlich begonnen
hat, einer Großtat, die in ihren weiteren Aus¬
wirkungen und ihrem weiteren Ausbau jedenfalls
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stimmung der Beeinflussung und der Machtsphäre
der tschecho-slowakischen Republik rechtlich vollständig
entrückt sein sollten. Und wie haben sie das getan?
Sie schicken Banden in . unser deutsches Gebiet,
deren Auftreten an Räuberbanden erinnert, sie sengen
und /brennen, morden und machen Kriegs¬
gefangene. ,

gegen den unbegrenzten und unbeschränkten Macht¬
besitz derer sich noch kehren wird, die sich, wenn sie
empfindlich sind, durch das heutige Gesetz getroffen
fühlen könnten. Ich glaube nicht, daß die Harrachs,
Gallas und Schwarzenberge dadurch, daß die Zins-
gründler befreit werden, in ihrer Macht eine Ein¬
buße erleiden werden. Aber durch das, was sich
naturgemäß aus dem Geiste der Neuzeit weiter ent¬
wickeln muß, nämlich durch die Agrar- und Boden¬
reform, zu der dieser unser heutiger Beschluß nur
den Auftakt geben soll, werden sie in ihrer Macht
bedeutend eingeschränkt werden müssen. Ich glaube,
es darf die Gelegenheit der Beschlußfassung über
Lieses Gesetz nicht vorübergehen, ohne daß dabei
ausgesprochen wird, daß wir auf diesem Wege bis
Zur Durchführung einer vollständig in neuzeitlichem
Geiste gehaltenen Agrar- und Bodenreform fort-
fchreiten müssen.

Gerade jetzt liegt wieder ein Fall vor, der
die Brutalität des Auftretens dieser Horden auch
für Leute,/die bisher in die deutschösterreichischen
Verhältnisse, in den Kampf 'der Nationalitäten nicht
eingeweiht waren,. in das richtige Licht zu. rücken
geeignet ist. Ich erhalte eben die Nachricht, daß
tschechische Horden von Laun aus in das deutsche
Gebiet eingedrungen sind und dort einen ' deutschen
Bauern, namens Lande, der als früherer Landtags-
abge'ordneter an der Spitze der nationalen Be¬
wegung steht und deswegen von ihnen wahr¬
scheinlich ■ aufs Korn genommen worden sein
dürfte, verhafteten, ihn unter einer militärischen
Eskorte und unter Todesandrohungen zwangen,
eine slawische Fahne nach Laun zu tragen, und heute
sitzt dieser Mann dort noch gefangen, und ich bin
neugierig, ob die Tschechen auf einen Protest —-
deren sind von unserem Staatsamtc für das Äußere
schon so viele abgegangen — in diesem Falle etwas
geben werden. Ich glaube, sie werden diesen neuerlichen
Protest zu den übrigen Protesten kleben, mit.denen
sie sich alle Räume ihres Regiernngspalastes bereits
tapezieren können. Sie ergreifen Besitz oder wollen
von Dentschböhmen Besitz ergreifen und ihre Hoheits-
rechte dadurch ausüben, daß sie bewaffnete • Banden
hinschicken, Rechtsbruch treiben und eine Brutalität
sondergleichen an den Tag legen.

Ich will mir nun gestatten, bei der Beschluß¬
fassung über dieses Gesetz auf einen Umstand hinzu¬
weisen, der mir geeignet scheint, den allerbesten
Eindruck bei denjenigen Mächten in aller Welt zu
machen, die sicherlich weit mehr als wir in biefer
Versammlung. berufen sein werden, das künftige
Schicksal dieser Länder und dieser Völker, die in
dem ehemaligen Österreich zusammengcfaßt waren,
bestimmend zu entscheiden. Die Zinsgründler, die
durch den heutigen gesetzgeberischen Akt aus einer
Knechtschaft befreit werden sollen, die zu schildern

--es gar keiner besonderen agitatorischen Befähigung
bedarf, ans einer Knechtschaft, wie sie drückender
und menschenunwürdiger gar nicht gedacht werden
kann, leben, wenn sich auch Reste dieses Unfuges
auch nach der heutigen Beschlußfassung für kurze
Zeit noch in Niederösterreich erhalten sollten, doch zum
allergrößten Teile auf dem Boden der früheren
Provinz Böhmen. Ich habe bereits die Adels-
geschlechtcr genannt, von denen bisher der schwere
Druck auf diese Zinsgründler ausgeübt worden ist.
Es handelt sich vor allem um einen nicht allzu
kleinen Kreis von armen bedrückten Leuten, die auf
dem Boden unseres deutschböhmischen Heimatlandes
seßhaft sind, unseres deutschböhmischen Heimatlandes,
das sich nach dem Rechte der Selbstbestimmung für
Deutschösterreich entschieden hat, das. aber an der
Durchführung dieses seines Selbstbeftimmungsrechtes
von der tschecho-slowakischen Republik behindert
wird, die vorgibt, unter dem Schutze und unter der
Zustimmung der Entente, zu handeln. Wir haben
keine Möglichkeit gehabt, unsere Hoheitsrechte über
diese Länder geltend zu machen, welche sich durch
die Ausübung des Selbstbestimmungsrechtes zü uns
bekannt haben. Von Seite der tschecho-slowakischen
Republik ist aber in wiederholten Fällen mit einem
vpn Tag zu Tag sich steigernden Ungestüm der
Versuch gemacht worden, Hoheitsrechte über Gebiete
sich anzumaßen, die nach dem Rechte der Selbstbe¬

Und mm setzen wir ein Gegenstück. Das, wa§
wir heute zu tun im Begriffe. sind, ist auch eine Art
Ausübung unseres Hoheitsrechtes über das zu^unserem
dentschvsterreichischen Staate gehörende Land, und
dieses Hohcitsrecht üben wir dort ans, indem wir
eine durchaus vom sozialen, menschenfreundlichen
Erlösergeiste durchdrungene Handlung setzen. Dieses
Hoheitsrccht üben wir dadurch aus, daß wir hundert
Jahre lang bedrückte Bauern aus Sklavenfesseln be¬
freien, üben wir dadurch aus, daß wir einen bisher
geknechteten Teil _ unserer Bevölkerung der freiheit¬
lichen Entwicklung zuführen, welche, ich hoffe es, in
Hinkunft ohne demagogische. Verherrlichung der einen
oder der anderen Partei in diesem Staate ihre Fort¬
setzung in weiteren geschichtlichen Akten finden °wird,
von denen ich vor allem j andern die Durchführung
einer Argrar- und Bodenreform als das Dringlichste
betrachte. Ich empfehle die Annahme dieses Gesetzent¬
wurfes. (Beifall.)

Präsident Dr. Dinghofer: Es ist niemand,
mehr zum Worte gemeldet. Die Debatte ist ge¬
schlossen.
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Ich erteile dem Herrn Berichterstatter das
Schlußwort.

dem eigentlichen Gegenstände nicht in unmittelbarem
Zusammenhang stehen, aber ich möchte der Über¬
zeugung Ausdruck geben, daß niemand in diesem
Saale'ist, der nicht entschlossen wäre, das Recht
Deutschösterreichs auf Deutschböhmen unter allen
Umständen zu wahren und- fest und entschloffen
dafür einzutreten. Ich möchte mir die eine Bemerkung
erlauben, daß uns leider, wie männiglich bekannt,
unter den gegenwärtigen traurigen Verhältniffen
die Hände gebunden sind.

Berichterstatter Dr. Ritter von Mühlwerth:
Hohe Nationalversammlung? Es ist von keinem der
Herren Redner, die zum Worte gelangten, irgendein
Einwand gegen das Gesetz erhoben worden und ich
könnte mich also einfach damit begnügen, Ihnen
dasselbe zur einstimmigen Annahme zu empfehlen.
Die - Ausführungen eines der geehrten Herren Vor¬
redner, namentlich des Herrn Abgeordneten
Winter, nötigen mich aber zu ganz wenigen
Bemerkungen.

Wir haben eben leider kein Militär und find
daher nicht in der Lage, derartige Einfälle räuberischer
Horden, die sich als Soldaten geben und von tschecho-
slowakischer Seite gegen uns geführt werden, ent¬
sprechend zurückzuweisen.

Es sind zwar seine Anwürfe gegen die
bürgerlichen Parteien schon vom Kollegen Wolf in
der gebührenden Weise zurückgewiesen worden- und
der Herr Staatsrat Wolf hat mit Recht darauf
hingewiesen, daß unter jenen Männern, welche die
Anregung gegeben haben, damit dieses wirklich
nnleidliche Verhältnis mit den Zinsgründlern in
Deutschböhmen endlich einmal aufhöre, nur ein
einziger Sozialdemokrat, aber mindestens 10 oder
12 Mitglieder der verschiedenen Dentschbürgcrlichen
gewesen sind, daß also gewiß nicht gesagt werden
kann . . . (Zioisckenruf des Abgeordneten Winter.)
. . . Ich bitte um Entschuldigung, den Jahrgang
festzustellen bin ich wohl nicht in der Lage, Tat¬
sache ist doch, daß wir uns in dem Sinne bemüht
haben; es kann also nicht gesagt werden, daß wir
ein Unrecht schweigend geduldet haben. (Zwischenruf
des Abgeordneten Winter.) Herr Kollege, ich versichere
Sie, das, was an volksfreundlichen Anregungen bei
Ihnen ist, bei uns immer gerne ausgenommen
wurde, dazu bedarf es also solcher Bemerkungen
geiviß nicht.

Das war das, was ich auf die Ausführungen
des Herrn Kollegen Wolf erwidern wollte. Ich
begnüge mich nun damit, Sie zu bitten, den Gesetz¬
entwurf, wie er Ihnen vorliegt, unverändert und
einstimmig anznnehmen.

Präsident Dr. Dinghofer: Meine Herren,
.ich bitte die Plätze einzunehmen, wir kommen zur
Abstimmung.

Es liegt weder ein Gegenantrag noch ein
Abänderungsantrag, noch ein Zusatzantrag vor. In¬
folgedessen werde ich über das ganze Gesetz, und
zwar über die §§ 1 bis inklusive 9 sowie Titel
und Eingang des Gesetzes unter einem abftimmen
lasten.

Ich bitte diejenigen Herren, welche für das
.Gesetz in seiner Gesamtheit sind, sich von den Sitzen
zu erheben. (Geschieht.) Angenommen.

Berichterstatter Dr. Ritter v. Mühlwerth:
Ich beantrage die sofortige Vornahme der
dritten Lesung.

Ich kann aber auch nicht unterlassen, zu sagen,
daß ich in der heutigen Zeit, wo wir in Deutsch¬
österreich tatsächlich nichts nötiger haben als
Zusammenhalten, es doch nicht für gut angebracht
finde, fortwährend mit Anwürfen auf die anderen
Parteien loszuhauen. Ich halte das im gegen-
wärtigen Momente nicht für - angezeigt und würde
es für besser halten, daß jetzt Burgfriede herrscht.
Ich möchte also nochmals den Herrn Kollegen
Winter versichern, mindestens was meine Person
anlangt, daß ich gewiß gegen derartige vol sfreund-
liche Anregungen, wie sie in diesem Gesetzentwürfe
Vorkommen, nicht nur nichts dagegen habe, sondern
dieselben immer gefördert habe und immer fördern
werde, solange ich in der Lage bin, politisch zu
arbeiten und irgendeine Wirksamkeit zu entfalten.

Präsident Dr. Dinghofer: Der Herr Bericht¬
erstatter beantragt die sofortige Vornahme der
dritten Lesung. Ich ersuche diejenigen Herren, welche
mit der sofortigen Vornahme der dritten Lesung
einverstanden sind, sich von den Sitzen zu erheben.
(Geschieht.) Ist mit der erforderlichen Zwei¬
drittelmehrheit angenommen.

Der Herr Berichterstatter beantragt die An¬
nahme des Gesetzes auch in dritter Lesung. Wer
dafür ist, möge sich erheben. (Geschieht.) Das
Gesetz über die Ablösung der Zinsgrün-de
(gleichlautend mit 60 der Beilagen) ist auch itt
dritter Lesung angenommen.Was die Angriffe auf Exzellenz Schreiner

anbelangt, so bin ich nicht sein ex offo-Verteidiger
und er wird wohl'in der Lage sein, sich fehlst
gegen diese Angriffe zu verteidigen.

Dann liegt eine Resolution vor, die den
Herren schon , bekannt ist. Wer für die Resolution
ist, möge sich erheben. (Geschieht.) Die Resolution
ist ebenfalls angenommen und damit dieser Gegen¬
stand erledigt.

Ich komme nur auf die letzten Worte des
Herrn Abgeordneten Wolf zurück, obwohl sie mit
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Der siebente Punkt der Tagesordnung ist die
Wahl eines Staatsangestelltenausschusses.

Das Ergebnis der Wahl in den Staats¬
angestelltenausschuß ist folgendes: Abgegebene
Stimmzettel.68, die absolute Stimmenmehrheit be¬
trägt 35, gewählt sind mit je 68 Stimmen als-
Mitglieder die Herren: Brandl A., Denk,

Weiter habe ich mitzuteilen, daß die Herren
Abgeordneten Huber Michael und Huber Franz
ihre Mandate als Mitglieder ' des Verfassungs-
ausschusses niedergelegt haben. d'Elvert, Forstner, Heine, Hoffmann, Kemetter,

Kuhn, Tomschik, Zaunegger;Ich werde, wenn keine Einwendung erfolgt, die
Ersatzwahlen gleichzeitig mit der Wahl des

. Staatsangestelltenausschusses' durchführen.
als Ersatzmänner die Herren: Unter-

kircher, Held, Schürff, Hillebrand, Kroy,
Wichtl, Reumann-Walter, Prisching, Domes,
Baumgartner.

Die Stimmzettel, liegen auf, ich ersuche um
Abgabe derselben. (Nach Abgabe der Stimmzettel:)
Die Stimmenabgabe ist geschlossen, das Skrutinium
wird von der Kanzlei vorgenommen und das
Resultat bekanntgegeben werden.

Wir schreiten zum Schlüsse der Sitzung. Zu¬
nächst hätte ich noch mitzuteilen, daß ich den An¬
trag der Herren Abgeordneten Hummer, Kemetter,
Pantz, Teufel und Genossen, betreffend ein Gesetz-
über die Wahl und Einberufung der konstituierenden
Nationalversammlung für Deutschösterreich (66 der
Beilagen), dem Wahlgesetzausschusse zuweiseu
werde.

Der Herr Abgeordnete Dr. Ofner hat sich zu
einem formalen Anträge zum Worte gemeldet.

Staatsrat Dr. Ofner: Ich bitte um die Ver¬
stärkung des Wahlreformausschusses um
vier Mitglieder. Wenn es mir erlaubt ist, gleich
die Namen hinzuzufügen, so bitte ich im Einver¬
ständnis der Parteien um die Verstärkung, des Aus¬
schusses durch folgende Mitglieder: Smitka, Weiß,
Mühlwerth und Kuranda.

Erfolgt dagegen eine Einwendung? (Niemand,
meldet sich) Erscheint angenommen.

Die nächste Sitzung schlage ich vor für
morgen Donnerstag, den 5. Dezember, 3 Uhr
nachmittags mit folgender Tagesordnung:

.Präsident Dr. Dinghofer: Es wird von seiten
des Herrn Abgeordneten Dr. Ofner der Antrag gestellt,
daß der Wahlgesetzausschuß um vier Mitglieder ver¬
mehrt werde. Es ist dies ein prinzipieller Antrag.
Wünscht jemand dazu das Wort? (Niemand meldet
sich.) Es ist nicht der Fall. Dann bitte ich die¬
jenigen Herren, welche mit diesem Anträge einver¬
standen sind, • sich von ihren Sitzen . zu erheben.
(Geschieht) Der Antrag ist angenommen.

1. Debatte über den . allgemeinen
Regierungsbericht.

2. Bericht des Verfassung saus sch usses-
über den Antrag des Staatsrates, betreffend
das Gesetz über das deutschösterreichische
Staatsbürgerrecht.

3. Dritte. Lesung des Gesetzes über die-
Kontrolle der Staatsschuld Deutschösterreichs'

4. Bericht des Justizausschusses über
das Gesetz, betreffend die Vereinfachung,
der Strafrechtspflege (Strafprozeßnovelle
vom Jahre 1918) (43 der Beilagen).

Die Wahl dieser vier Mitglieder müßte nun
eigentlich jetzt mit Stimmzetteln vorgenommen
werden, aber mit Rücksicht darauf, daß die Ange¬
legenheit außerordentlich dringlich ist, da der Wahl¬
gesetzausschuß ja noch heute oder längstens morgen
vormittag zusammentreten wird, stelle ich die Frage
an das hohe Haus, ob es damit einverstanden ist,
diese vier Mitglieder durch Zuruf zu wählen.
(Zustimmung). Es wird keine Einwendung erhoben.
Es wurden die Herren Smitka, Weiß, Kuranda
und Mühlwerth vorgeschlagen. Ich bitte diejenigen
Herren, die mit diesem Vorschläge einverstanden
sind, sich von den Sitzen zu erheben. (Geschieht)
Der Vorschlag ist angenommen.

5. Bericht des Justizausschusses über
das Gesetz, womit einige Bestimmungen,
des Militärstrafgesetzes abgeändert werden.
(67 der Beilagen).

6. Bericht des Finanzausschusses über
das Gesetz, betreffend das Verbot der
Ausfuhr und der Veräußerung von Gegen¬
ständen von geschichtlicher, künstlerischer
oder kultureller Bedeutung (48 der Beilagen)*

Wird dagegen eine Einwendung erhoben?
(Niemand meldet sich.)Das Resultat der Ergänzungswahl in den

Berfassungsausschuß ist^ folgendes: Abgegebene Es ist nicht der Fall, ich nehme daher au,
daß die Herren damit einverstanden sind.Stimmzettel 68, absolute Stimmenmehrheit 35.

Gewählt erscheinen mit 68 Stimmen die Herren
Mayer Georg und Wagner (Steiermark). Die Sitzung ist geschlossen.

Schluß der Sitzung: 4 Uhr 20 Minuten nachmittags.

Staatsdruckerei. 1979518
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